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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i t zen d e : Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Präsi­
dent Thalhammer. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Franz Bruhner, Elisabeth Schmidt, Huber, 
Pelikan, Josef Schlager und Maria Stangl. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Abgeord­
neten Sinowatz, Steyrer, Westreicher, Wiesin­
ger und GfÖllner. 

Angelobung 

Präsident: Von der Hauptwahlbehörde ist 
die Mitteilung eingelangt, daß der Abgeord­
nete Franz Hellwagner auf sein Mandat ver­
zichtet hat und an seine Stelle der Abgeord­
neteWalter Resch-in den Nationalrat berufen 
worden ist. 

Da der Wahlschein bereits vorliegt und der 
Genannte im Hause anwesend ist, werde ich 
sogleich seine Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
den Herrn Schriftführer wird der Herr Abge­
ordnete seine Angelobung mit den Worten 
"Ich gelobe" zu leisten haben. 

Ich ersuche· nunmehr den Schriftführer 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner um die 
Verlesung der Gelöbnisformel. 

(Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Lei t n er ver­
liest die Gelöbnisformel. - Abgeordneter 
Res c h leistet die Angelobung.) 

Ich begrüße den neuen Herrn Abgeordne­
ten herzlich in unserer Mitte. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident: 1. Anfrage: Herr Abgeordneter 
.Stix (FPÖ) an den Herrn Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie. 

663/M 

Welche konkreten Erfolge im Interesse der 
österreichischen Klein- und Mittelbetriebe hat 
der Vertreter Ihres Ministeriums im neu geschaf­
fenen Beirat nach § 5 Abs. 2 Ausfuhrförderungs­
gesetz bis jetzt erzielt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Herr Abgeordneter! 
Hier handelt es sich einfach um eine Bestäti­
gung der Haftung. Es ist daher ein Erfolg 
insofern zu verzeichnen, als das, wenn die 
Österreichische Kontrollbank dies vorschlägt, 
selbstverständlich vom Beirat dann meistens 
auch bestätigt wird. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Verehrter Herr Bun­
desminister! Wir haben in Österreich ein sehr 
gut ausgebautes Exportgarantiesystem, von 
dem derzeit etwa 40 Prozent aller Exporte 
erfaßt werden. Es sind aber gesamtwirtschaft­
liehe, volkswirtschaftliche und außenwirt­
schaftliche Aspekte bei der Weiterentwick­
lung dieses gesamten Systems zu beachten. 
Es ist dies mit eine jener Funktionen, die der 
Vertreter Ihres Ministeriums, Herr Bundes­
minister, in dieserp. Beirat wahrzunehmen 
hat, nämlich aus der Sicht des Handelsmini­
steriums die volkswirtschaftlichen und welt­
wirtschaftlichen Aspekte dort vorzubringen. 

Meine Frage an Sie, Herr Bundesminister, 
lautet: Mit welchen Vorstellungen geht Ihr 
Vertreter in diesen Beirat? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Selbstver­
ständlich, Herr Abgeordneter, um den Export 
zu steigern und dort alle notwendigen Vor­
schläge, die von unserem Ministerium, von 
anderen Ministerien oder insbesondere von 
den Interessenvertretungen kommen, durch­
zusetzen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Es hat unlängst in 
Wien eine Tagung der Societe Universitaire 
Europeenne de Recherches financieres über 
das internationale Finanzierungssystem statt­
gefunden. Dabei sind sehr besorgte Stimmen 
laut geworden. Unter anderem hat es gehei­
ßen, daß in den letzten fünfzehn Jahren die 
Auslandsfinanzierung ein Ausmaß erreicht, 
das möglicherweise schon die Stabilität des 
internationalen Währungs- und Finanzsy­
stems gefährdet. Wir bewegen uns also auf 
einem schmalen Grat, einerseits die Notwen­
digkeiten einer sich ausweitenden Exportfi-
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Dr. Stix 

nanzierung und auf der anderen Seite Sorgen 
über die Finanzierbarkeit. 

Herr Bundesminister! Wie sehen Sie diesen 
finanzpolitischen Aspekt der Exporte? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Der Öster­
reichischen Kontrollbank ist es bisher gelun­
gen, diesen schmalen Grat, glaube ich, sehr 
erfolgreich zu beschreiten. Wir haben die not­
wendigen Mittel auf dem Weltmarkt, wenn 
Sie wollen, aufnehmen können. Die Österrei­
chische Kontrollbank konnte daher auch alle 
Finanzierungen durchführen. Es handelt sich 
dabei auch keinesfalls um eine Exportsubven­
tion, wie manchmal behauptet wird, sondern 
nur um ein Mischsystem. Sie wissen, wir 
haben den festen Satz und dazu den bewegli­
chen Satz. Er wird jetzt allgemein anerkannt, 
und die österreichische Exportindustrie ist 
damit sehr zufrieden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Mühlbacher. 

Abgeordneter Mühlbacher (SPÖ): Herr 
Bundesminister! Die Umsätze im Export 
haben sich erfreulicherweise wieder verbes­
sert. Wir haben höhere Umsätze erreicht, 
sicherlich dank der Förderungsmaßnahmen, 
die gesetzt worden sind. Ich glaube, daß wir 
aber noch ein Reservoir haben, das wir aus­
nützen könnten. Das sind unsere Klein- und 
Mittelbetriebe, insbesondere die Gewerbebe­
triebe, die Produkte auf den Markt bringen, 
die sicherlich auch exportfähig sind. Nur gibt 
es dort halt die Schwierigkeit, daß man beim 
Export Sprachbarrieren bewältigen und 
gewisse Formalitäten erfüllen muß. 

Meine Frage ist nun: Was machen Sie, Herr 
Bundesminister, hinsichtlich einer Erleichte­
rung für diese Klein- und Mittelbetriebe, daß 
sie diese Schranken des Exportes durchbre­
chen, und bezüglich der Möglichkeit, daß 
diese Produkte auf den Weltmarkt kommen 
lind dadurch unseren Export noch ausweiten 
könnten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Diesbe­
zügliche Verhandlungen finden mit der Han­
delskammer laufend statt, um zusätzliche 
technische Einrichtungen zu schaffen und 
den Klein- und Mittelbetrieben bei der Über­
windung der Sprachbarrieren, beim Ausfüllen 
von Exporterklärungen und so weiter zu hel­
fen. 

Darüber hinaus wurde aber für die Klein­
und Mittelbetriebe extra der Exportfonds 
gegründet, der sich mit den Exportfinanzie­
rungen der Klein- und Mittelbetriebe 
beschäftigt. Und hier sind ja große Erfolge zu 
verzeichnen. Waren es 1978 noch zirka 800 
Fälle mit einem Kreditvolumen von 1,4 Mil­
liarden, so sind es heuer schon, das heißt 
jetzt, zirka 2 200 Fälle mit 5,1 Milliarden Schil­
ling. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter König. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Bundesminister! Wie der Abgeordnete 
Mühlbacher schon gesagt hat, liegt zweifellos 
bei den Klein- und Mittelbetrieben noch ein 
beachtliches Potential im Export da. Die 
Außenhandelsstellen der Bundeskammer, Sie 
selbst haben das ja anerkannt, unterstützen 
auf diesem Gebiet die österreichischen 
Betriebe vorbildlich. Wenn aber einmal eine 
Exportrelation aufgebaut ist, dann trifft es 
gerade den kleinen Betrieb besonders hart, 
wenn durch wirtschaftliche Entwicklungen 
im Importland, wie etwa jetzt durch die 
Beschränkungen in Nigeria, durch die 
Schwierigkeiten im Osten, Finanzschwierig­
keiten auftreten. 

Wird die Exportförderung, die Exportkredit­
förderung, in der Lage sein, diesbezüglich den 
kleinen Betrieben vorrangig unter die Arme 
zu greifen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Vor allem 
muß beiden, den Groß- und den Klein- und 
Mittelbetrieben, vorrangig geholfen werden, 
wenn solche Importrestriktionen von Staaten 
erfolgen. Das geschieht auch im Einverneh­
men mit der Handelskammer. Hier ist eine 
Trennung nicht notwendig, auch nicht mög­
lich, denn, wie gesagt, wenn Importbeschrän­
kungen in einem Staat gemacht werden, ist es 
Aufgabe des Handelsministeriums, im Einver­
nehmen mit der Handelskammer zu versu­
chen, das zu überwinden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Bauer. 

Abgeordneter Dkfm. . Bauer (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Wie lauten die 
letzten Zahlen bezüglich des österreichischen 
Handelsbilanzdefizits ? 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Staribacher: Die Ent­
wicklung ist positiv in der Hinsicht, daß wir 
vom Export her eine Steigerung von zirka 10 
Prozent im ersten Quartal gehabt haben und 
vom Import her nur von 3 Prozent. Ich könnte 
Ihnen aber momentan die absolute Ziffer 
nicht sofort sagen, aber ich werde sie Ihnen 
selbstverständlich im Detail für das erste 
Quartal nachliefern. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Stix (FPÖ) an den Herrn Minister. 

664/M 

Welche Zoll- und Handelsbegünstigungen 
haben Sie anläßlich des Gesprächs mit Ihrem 
jugoslawischen Amtskollegen Rotar diesem 
Nachbarland im einzelnen zugestanden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Zirka 
zehn Artikel. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster! Es hat unter anderem einen recht inter­
essanten Vertragsabschluß gegeben zwischen 
Österreich und Jugoslawien hinsichtlich des 
Tausches von Lebensmitteln gegen Energie, 
sprich von Getreide gegen Kohle. 

Besteht Ihrerseits die Absicht, diese Art 
Kooperation, die auch zum Teil auf die ver­
besserte Versorgung der österreichischen 
Wirtschaft mit Kohle abzielt und andererseits 
die Möglichkeit der Verwertung unserer Nah­
rungsmittelüberschußproduktion eröffnet, 
fortzusetzen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! An und für sich ist Kompensa­
tion nicht ein Fortschritt, sondern sicherlich 
ein Rückschritt, denn 1945, also in der unmit­
telbaren Nachkriegszeit, hat man ja den 
Warenverkehr mit dem Ausland ausschließ­
lich nur auf Kompensationsbasis gemacht. 
Das hat jetzt in manchen Staaten dazu 
geführt, daß sie sagen, wir können eure 
Waren nicht bezahlen, bitte nehmt dafür 
unsere Waren ab. Das ist auch in dem Fall 
hier mit dem Export von Getreide gegen 
Kohle der Fall gewesen. 

Aber Sie haben recht: Wir beziehen seit 
Jahrzehnten aus der Tusslaer Gegend, also 
aus Bosnien-Herzegowina, Kohle, insbeson­
dere die Österreichischen Draukraftwerke. 

Daher war es leicht, dieses Geschäft dann 
letzten Endes zu einem Abschluß zu bringen. 

Wir exportieren Weizen und beziehen 
Kohle. Ich glaube, das wird fortgesetzt wer­
den, weil gerade dort dringend Weizen 
gebraucht wird, den wir in Überschuß haben, 
und wir die Kohle doch verwerten können. 
Das hat auf unsere Kohlenversorgung keinen 
wie immer gearteten Einfluß, weil die Kohlen­
versorgung gedeckt ist. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster! Ich teile Ihre Auffassung, daß die Rück­
kehr zum Naturalaustausch zunächst einmal 
ein Rückschritt ist. Ich sehe es aber deswegen 
nicht so dramatisch, weil das übergeordnete 
Ziel zweifellos der Ausbau der wechselseiti­
gen Wirtschaftsbeziehungen ist, und ich stehe 
nicht an zu sagen, daß auch wir den Ausbau 
der allgemeinen Wirtschaftsbeziehungen zwi­
schen Österreich und Jugoslawien sehr begrü­
ßen und befürworten, und wenn es über den 
geldwirtschaftlichen Weg nicht geht und der 
naturalwirtschaftliehe in diesem Fall einen 
Fortschritt bringt bei dem Ausbau der Wirt­
schaftsbeziehungen, dann ist das, glaube ich, 
zu begrüßen. 

Ich hätte aber dazu noch eine Frage: Es gibt 
ernstzunehmende Fachleute in Österreich, 
die der Meinung sind, daß beispielsweise auf 
dem Gebiet der Sonnenenergienutzung zwi­
schen Österreich und Jugoslawien, das sich 
dafür anbietet, wesentlich mehr getan werden 
könnte. Was sind Ihre diesbezüglichen Vor­
stellungen oder sind sogar Maßnahmen in 
Vorbereitung? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Hier unterscheiden sich unsere 
Auffassungen, weil ich - bekanntlich bin ich 
auch für die Energie verantwortlich - für die 
Sonnennutzung absolut bin, nur sehe ich 
darin keine alternative Energielösung für die 
schwierigen Energieprobleme des nächsten 
Jahrtausends, nicht einmal unseres J ahr­
zehnts. Ich glaube daher, daß wir jedwede 
Unterstützung der jugoslawischen Seite 
geben sollten, sei es in Form von Know how, 
sei es in Form von Lieferungen von Kollekto­
ren oder was immer gewünscht wird, und 
wenn eine Kooperation von der jugoslawi­
schen Seite mit österreichischen Firmen 
gewünscht wird, werde ich das in jeder Bezie­
hung unterstützen. Nur bitte ich, die Alterna­
tivenergie nicht zu überschätzen. 
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Präsident: Weitere Frage: Dr. Jörg Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Anläßlich von Wirtschaftsge­
sprächen, die auch Sie mit Ihrem jugoslawi­
sehen Amtskollegen geführt haben, ist in 
Medienberichten verbreitet worden, daß auch 
neuerdings über ein Regionalabkommen im 
speziellen zwischen Slowenien und Südkärn­
ten gesprochen wurde und daß man versucht, 
hier ein spezielles Zollgebiet zu schaffen. 

Ich darf Sie fragen: Sind tatsächlich solche 
Verhandlungen im Gange, die entgegen Ihren 
früheren Aussagen auf die Schaffung eines 
besonderen Regionalabkommens hinzielen, 
ohne daß der Standpunkt des betroffenen 
Bundeslandes entsprechend mitberücksich­
tigt wurde? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Erstens, 
Herr Abgeordneter, kann ich Ihnen versi­
chern, was ich dem Herrn Landeshauptmann 
Wagner schriftlich und einige Male mündlich 
gesagt habe, daß gar nichts geschehen würde, 
wenn nicht das Bundesland Kärnten zustim­
men würde. 

Zweitens: Es ist richtig, daß die jugoslawi­
sehe Seite ein solches Regionalabkommen 
seit längerer Zeit wünscht. Ich habe aber 
Herrn Minister Rotar klarmachen können, 
daß wir das aus verschiedensten Gründen -
auch verfassungsrechtlich bedenklich - gar 
nicht machen können und auch keine Absicht 
seitens des Handelsministeriums besteht. 
Deshalb wurde von der jugoslawischen Seite 
eine Liste mit 36 Positionen vorgelegt, bei 
denen sie Zollermäßigungen gewünscht hat, 
um das Handelsbilanzdefizit zwischen Öster­
reich und Jugoslawien zu verringern. Von die­
sen 36 Zollpositionen wurden 10 im Einver­
nehmen mit der Handelskammer - Sie kön­
nen sich vorstellen, daß es nicht sehr leicht 
war, dieses Übereinkommen zu erzielen -
ausgewählt, bei denen wir die GA'IT-Zollsen­
kungen, die jetzt in Etappen erfolgen werden, 
vorziehen. Die jugoslawische Seite ist damit 
einverstanden, und es ist beim letzten Staats­
besuch des Herrn Bundespräsidenten, den ich 
begleiten konnte, zu dieser Vereinbarung 
gekommen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Gorton. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Die wichtige Frage bei all 
diesen Verhandlungen mit Staatshandelslän­
dern ist, daß stets die Reziprozität gewahrt 

wird. Wir wissen, daß wir diese mit Jugosla­
wien in verschiedenen Fragen nicht haben, 
wir haben sie nach wie vor bei Beteiligungen 
nicht, wir haben sie aber nach wie vor auch 
im Kleinen Grenzverkehr nicht. Auf der einen 
Seite sind 1200 S und auf der anderen Seite 
1200 Dinar vorgesehen. 

Meine Frage an Sie, wobei ich vorweg­
nehme, daß Sie nichts unternehmen in Fra­
gen des Kleinen Grenzverkehrs, ohne mit 
dem Lande Kärnten und auch der Handels­
kammer volle Übereinstimmung erzielt zu 
haben: Haben Sie sich bemüht, in diesen Fra­
gen des Kleinen Grenzverkehrs zumindest 
auch eine volle Reziprozität herbeizuführen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Selbstver­
ständlich, Herr Abgeordneter, denn die 
Reduktion, die von 1 500 Dinar auf 200 Dinar 
erfolgt ist, war für die Grenzstädte Öster­
reichs von verheerender Auswirkung. Ich 
habe daher dieses Problem zur Sprache 
gebracht. Ich habe nicht erreichen können, 
daß wieder die alte Grenze sprich 
1500 Dinar - zugesagt wurde, wohl aber, daß 
man bezüglich der Kontrollen, wenn Jugosla­
wen in Österreich etwas kaufen und dann 
zurückfahren, soweit es sich um ihren persön­
lichen Bedarf handelt - also nicht ganze 
Säcke von Kaffee, die, wie Wir wissen, in 
Österreich gekauft und dann nach Jugosla­
wien gebracht wurden, das ist sicherlich einer 
der Gründe, warum wir im Vorjahr 
42 000 Tonnen Kaffee einführen mußten 
großzügig vorgehen wird. 

Präsident: Wir- kommen zur Frage 3: Herr 
Abgeordneter Stix (FPÖ) an den Herrn Mini­
ster. 

665/M 

Mit welchen Maßnahmen werden Sie die For­
derung der österreichischen Gewerkschaftsju­
gend auf Einführung des Englischunterrichtes an 
den Berufsschulen unterstützen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Durch 
Verhandlungen, Herr Abgeordneter. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Ich möchte zunächst 
Ihre persönliche Auffassung dahin gehend 
erfragen, ob auch Sie der Meinung sind, daß 
jener Teil unserer Jugend, der durch die 
Berufsschule geht, ebenfalls verpflichtend 
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zumindest einen weiteren Englischsprachun­
terricht erhalten sollte. 

Wir Freiheitlichen sind dieser Auffassung. 
Es zeigt sich beispielsweise gerade im Frem­
denverkehrsgewerbe, daß es sehr nützlich ist, 
wenn die jungen Leute verbesserte Sprach­
kenntnisse mitbringen. 

Daher meine Frage an Sie, Herr Bundesmi­
nister: Wie ist Ihre persönliche Auffassung zu 
diesem Problem? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Meine 
persönliche Auffassung ist selbstverständlich 
positiv. Es ist gar keine Frage, daß ich dar­
über auch mit dem Unterrichtsministerium 
v~rhandeln muß, denn die Kompetenz liegt 
beim Unterrichtsministerium. Es gibt jetzt 
schon die freiwillige Möglichkeit, die in Wien 
von zirka 10 Prozent der Schüler für den Eng­
lischunterricht in den Berufsschulen wahrge­
nommen wird. In anderen Bundesländern 
sind es wesentlich weniger, in manchen über­
haupt noch keine. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini -
ster! Sie sprechen von Verhandlungen. Damit 
ist auch die Frage des Zeithorizontes aufge­
worfen. Haben Sie eine Zielvorstellung, bis zu 
welchem Zeitpunkt solche Verhandlungen 
positiv entschieden sein sollten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Da ich 
dafür nicht kompetent bin, kann ich keine 
Zielvorstellung haben, wie der Unterrichts mi­
nister imstande sein wird, mit den Landes­
schulbehörden und mit den Ländern zu einer 
diesbezüglichen Einigung zu kommen. Ich 
hoffe nur, so schnell als möglich. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Tichy-Schreder. 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (ÖVP): 
Herr Bundesminister! Sie wissen, daß auf der 
Wirtschaftsuniversität, wo junge Studenten 
zu Kaufleuten herangebildet werden sollen 
und auch den Export unterstützen sollen, 
keine Fremdsprache verpflichtend ist. Ich 
sehe ein, daß in verschiedenen Berufssparten 
Englisch als Fremdsprache für den Beruf 
wichtig ist. 

Halten Sie es für sinnvoll, wenn bei einem 
Berufsschulunterricht, der blockmäßig vor 
sich geht, der innerhalb eines Jahres acht 

Wochen Unterricht hat, während acht Wochen 
nur Englisch unterrichtet wird und in der 
übrigen Zeit nicht? Eine Fremdsprache muß 
doch dauernd gesprochen werden. Deshalb 
wollte ich Sie fragen, ob Sie es für sinnvoll 
erachten, daß man acht Wochen Englisch 
unterrichtet und im übrigen Jahr dann nicht. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Besser 
acht Wochen Englisch lernen als gar nicht. 
Darüber kann es gar keinen Zweifel geben. 
(Abg. Dipl.-Vw. J 0 s sec k: Yes, yes - und 
dann ist es aus!) Ich gebe schon zu, daß es 
natürlich zweckmäßig ist, wenn der Betref­
fende das ganze Jahr Englisch lernt. Es geht 
nicht darum, ob wir es wünschen, sondern die 
Frage ist, welche Möglichkeiten der Berufs­
schüler hat, um Englisch zu lernen. In der 
Berufsschule nur während der Berufsschul­
zeit. Darüber kann es keinen Zweifel geben. 

Was die von Ihnen mit Berechtigung kriti­
sierte Frage der Wirtschaftshochschule 
betrifft, so ist es ja so, daß hier eine Änderung 
durchgeführt wurde und jetzt wieder die 
Pflichtfächer in den Sprachen eingeführt wur­
den. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Sie haben selbst bereits aus­
geführt, daß in weiten Bereichen der Fremd­
sprachenunterricht an den Berufsschulen 
noch nicht funktioniert, obwohl wir etwa bei 
den Mitarbeitern im touristischen Bereich 
einen großen Bedarf hätten. 

Ein Problem scheint mir auch darin zu lie­
gen, daß es zu viele überfrachtete Lehrpläne 
gibt, die einmal entrümpelt werden müssen, 
um Schwergewichte auch im Bereich der 
Berufsschulausbildung zu legen. Das könnte 
wesentlich auch von Ihnen initiiert werden, 
da Sie ja praktische Erfahrungen haben. 

Ich möchte Sie fragen: Werden Sie Initiati­
ven ergreifen und auch mit dem Unterrichts­
minister in Kontakt treten, um gezielt eine 
Entlastung der Lehrpläne an den Berufsschu­
len vorzunehmen, damit für wichtige Berei­
che, wie etwa den Fremdsprachenunterricht 
als Pflichtgegenstand, Platz geschaffen wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Solche 
Gespräche finden ja behördenmäßig ständig 
statt. Ich bin nur von der Gewerbeseite her 
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für die Lehrlingsausbildung zuständig, von 
der schulischen Seite her ist es ausschließlich 
der Herr Unterrichtsminister. Aber ich gebe 
Ihnen schon heute die Zusicherung, daß wir 
beide sehr kooperierend versuchen, eine 
modernere Berufsschulausbildung zu errei­
chen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: Herr 
Abgeordneter Stix (FPÖ) an den Herrn Mini­
ster. 

683/M 

Aus welchen Gründen sind die Ihrem Ressort 
zugeordneten Arbeitsgruppen "Energiepro­
gnose" und "Prognosemethodik" laut Amtskalen­
der 1981/82 unbesetzt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Das war ein bedauerliches Ver­
sehen im Amtskalender . Die Korrektur wird 
vorgenommen. Selbstverständlich ist dieses 
Referat besetzt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster! Ich nehme also zur Kenntnis, daß offen­
bar nur ein Versehen hier Platz gegriffen hat. 
. Ich muß Ihren Worten Glauben schenken, 
und weil ich Sie kenne, tue ich das auch. 

Herr Bundesminister! Das löst aber nicht 
das Sachproblem, daß die Prognose neuerlich 
überlegt werden muß. Sie schreiben in Ihrem 
jüngsten Energiebericht: Seit der Prognoseer­
stellung haben sich einige Prognoseannah­
men bestätigt. Andere sind unsicher gewor­
den oder bereits überholt. Das WIFO unter­
zieht derzeit seine längerfristige Energiepro­
gnose wieder einer routinemäßigen Überprü­
fung. Die Ergebnisse sind für das Frühjahr 
1982 zu erwarten. 

Meine Frage: Liegen diese Ergebnisse vor 
und hat sich Ihre Prognosegruppe bereits 
damit beschäftigt? 

Präsident: Das sind zwar zwei Fragen, aber 
bitte sehr, der Herr Minister wird sie beant­
worten. 

Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Der jüngste Beweis ist 
erbracht, daß gerade über diese vom WIFO 
vorgelegten Unterlagen in diesen Kommissio­
nen ständig verhandelt wird. Sektionschef 
Peyerl ist dafür verantwortlich. Wenn Sie 
schon mir nicht glauben, ihm werden Sie 

sicherlich glauben. Es ist besetzt und wird von 
ihm wahrgenommen. Diese Prognosen des 
Wirtschaftsforschungsinstituts werden jetzt 
gerade verhandelt. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundesmini­
ster! Nachdem sich alle zurückliegenden 
Energieprognosen mehr oder weniger als 
falsch erwiesen haben, stelle ich an Sie die 
Frage: Haben Sie jetzt schon neue Prognosen, 
die Sie bewerten können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Jede Pro­
gnose sagt, wie es sein könnte. Es ist Aufgabe 
der dafür Verantwortlichen, dafür zu sorgen, 
daß Prognosen dann, wenn sie schlecht sind, 
nicht eintreten, sondern durch Maßnahmen 
korrigiert werden können; sie werden auch 
tatsächlich korrigiert. 

Die Prognosen der Energieeinsparung 
besagten im vorigen Jahr keinesfalls, daß wir 
plus 5,5 Prozent einsparen werden, das heißt, 
um 5,5 Prozent weniger Energie verbrauchen 
werden. Das ist aber jetzt de facto eingetre­
ten. Die neuen Prognosen werden im Juni die­
ses Jahres endgültig mit den Interessenver­
tretungen von allen beteiligten Ministerien 
durchgearbeitet werden und werden dann im 
Energiebericht, einem Bericht an das Haus, 
ihren Niederschlag finden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Ettmayer. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Der österreichischen E-Wirt­
schaft ist es ja bisher, wenn auch um den 
Preis einer Preiserhöhung, gelungen, die Ver­
sorgung mit Strom sicherzustellen, was ande­
rerseits die Energieverwertungsagentur 
immer wieder zu euphorischen Äußerungen 
veranlaßt, daß es auch in Hinkunft keine 
Schwierigkeiten geben wird. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Teilen 
Sie diese euphorische Ansicht? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ich habe 
diese Ansicht nie geteilt, denn ich als Energie­
verantwortlicher, auch für die Elektrizität 
zuständig, weiß, daß es üblich ist, daß zumin­
dest eine Reserve in der Elektrizitätswirt­
schaft vorhanden ist, eine Produktionsre­
serve, die der größten Einheit entsprechen 
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muß. Das würde heute ungefähr 15 Prozent 
Reserve sein, und die besitzen wir nicht. Das 
heißt natürlich nicht, daß, wenn heute eines 
der größten Werke ausfällt, deswegen sofort 
der Strom ausgehen muß, sondern das ist 
technisch zu überwinden. Es sei denn, daß so 
wie gestern ein Schalter gegen alle Technik 
·spielt. Das kann man nie verhindern! Aber 
sonst ist es so, daß wir durch entsprechende 
Verbindungen im Rahmen der UCPTE, das 
heißt, der westeuropäischen internationalen 
Elektrizitätsversorgung, Strom importieren 
können. Das müßten wir in diesem Fall 
machen, allerdings zu hohen Kosten. Daher 
ist es weltweit üblich, daß eine mindestens 
15prozentige Produktionsreserve existiert, die 
wir derzeit bekanntlich nicht haben. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne-
ter Frischenschlager . • 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Es ist ja eine der 
Begleitmusiken unserer Energiepolitik, daß 
in der Vergangenheit in regelmäßigen 
Abständen Horrormeldungen in die Welt 
gesetzt wurden. Gerade immer im Herbst ist 
die Energieversorgung vor allem im Strombe­
reich knapp vor dem Zusammenbrechen. Man 
kommt "hoffentlich" gerade noch durch. 

Auch Sie haben sich an diesen Pressemel­
dungen redlich beteiligt, auch im Hinblick auf 
Zwentendorf und die ganze Atomstromfrage. 
Nun hat der Verbunddirektor klar gesagt: Die 
Zukunft der Energieversorgung im Strombe­
reich ist gesichert. 

Meine Frage: Werden Sie sich in Hinkunft 
nicht an derartigen Pressemeldungen beteili­
gen, daß die Stromversorgung gerade noch 
mit Mühe und Not gesichert werden könnte? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Ich habe niemals Horrormel­
dungen herausgegeben, sondern ich bin ver­
pflichtet, dann, wenn ich gefragt werde, die 
Situation darzulegen. Das habe ich auch jetzt 
gerade bei meiner vorhergehenden Anfrage­
beantwortung getan. Ich mache keine Horror­
meldung und habe das auch gar nicht notwen­
dig. Ich bin aber nicht bereit zu erklären, es 
sei alles in schönster Ordnung, wenn heute 
die österreichische Elektrizitätswirtschaft 
ohne Reserve die Elektrizitätsversorgung, ins­
besondere im Winter, aufrechterhalten muß. 

Ich werde daher nach wie vor die Fakten 
mitteilen. Es wird dann der Öffentlichkeit 
obliegen, sie zu beurteilen. 

Präsident: Wir kommen zu Anfrage 5: Herr 
Abgeordneter Burgstaller (ÖVP) an den 
Herrn Minister. 

684/M 

Wie sollen die ausbleibenden Kohlenlieferun­
gen aus Polen ersetzt werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Ich habe die Frage nicht ganz 
verstanden, weil ja bekanntlich die Versor­
gung auf dem Kohlensektor absolut gesichert 
war und auch die Polen wahrscheinlich heuer 
den Vertrag einhalten werden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Burgstaller: Herr Minister! 
Es sind also weitere Kohlenlieferungen in der 
Größenordnung von 1,5 Millionen Tonnen not­
wendig. Wie weit sind diese Lieferungen ver­
traglich längerfristig gesichert? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Von Polen 
werden jetzt die vereinbarten Mengen, das 
sind ungefähr 1 Million Tonnen, quartalsmä­
ßig ausgeliefert werden. Es hätte der polni­
sche Handelsminister - er war ja hier -
sogar eine zusätzliche Lieferung von 
300 000 Tonnen angeboten. Obwohl die polni­
sche Kohle billiger ist, konnten wir sie nicht 
nehmen, weil bereits "Eindeckungen" aus 
Amerika und Deutschland erfolgt sind, und 
zwar deswegen, weil im Vorjahr bekanntlich 
die Polen nur zirka 55 Prozent der Vertrags­
menge liefern konnten. Es mußte daher selbst 
von der POLCARBON, der gemischten pol­
nisch-österreichischen Gesellschaft, Vorsorge 
getroffen werden, die Versorgung ihrer 
Abnehmer sicherzustellen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Burgstaller: Herr Minister! 
In einem Entschließungsantrag, der 1980 hier 
im Haus beschlossen wurde - wobei die Ini­
tiative von unserer Partei ausgegangen war 
-, wurden gerade im Zusammenhang mit 
den Kohlenlieferungen eine liberale Import­
politik und eine Reihe von weiteren Maßnah­
men angeregt. Wie weit wurden diese Maß­
nahmen von Ihnen bei der Importpolitik 
berücksichtigt? 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Staribacher: Diese sind 
hundertprozentig berücksichtigt worden mit 
Ausnahme der Sicherung der österreichi­
schen Braunkohlenproduktion. Die österrei­
chische Braunkohlenproduktion muß natür­
lich zuerst in Österreich abgesetzt werden, 
bevor entsprechende Braunkohlenmengen -
ich rede nicht von Steinkohlen, die sind ja 
liberalisiert - nach Österreich eingeführt 
werden können. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Josseck. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Wenn von der Energie 
die Rede ist, dann muß man sich immer wie­
der überlegen - der Teufel oder wer auch 
immer schläft nicht -: Wie schaut es aus, 
wenn wir die Polenkohle eines Tages - wir 
hatten ja schon einen Einbruch - nicht 
bekommen? Sie haben uns groß angekündigt, 
daß Sie daran arbeiten, eine Kohlebevorra­
tung einzufuhren. 

Ich darf Sie daher fragen: Wie weit sind 
diese Überlegungen gediehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Diesbe­
zügliche Gespräche finden statt. Ich habe mit 
dem Obmann des Kohlenfachhandels - er ist 
auch gleichzeitig Obmann der Sektion Handel 
-, Herrn Kommerzialrat Steidl, diesbezügli­
che Gespräche geführt. Wir sind einig gewor­
den und haben jetzt ein Konzept entwickelt, 
wonach wir ähnlich wie bei der Ölbevorratung 
auch eine Kohlenbevorratung in Österreich 
einführen würden. Ich muß mich noch mit der 
Bundeshandelskammer darüber endgültig 
einigen. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Ruhaltinger. 

Abgeordneter Ruhaltinger (SPÖ): Herr 
Bundesminister! Die ausbleibenden Kohlen­
lieferungen würden für die VOEST-Alpine im 
Hüttenbereich die Arbeit und die Produktion 
sicherlich sehr erschweren. Besteht über­
haupt die Gefahr, daß die bestehenden Liefer­
verträge, die die VOEST-Alpine abgeschlos­
sen hat, irgendwo nicht eingehalten werden 
können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Wir hoffen, daß sie eingehalten 
werden; für den Fall aber, daß das, wie es in 

der letzten Zeit zum Beispiel eben bei den pol­
nischen Kohlenlieferungen geschah, nicht so 
ist, hat die VOEST-Alpine selbst vorgesorgt, 
indem sie in Amerika drüben Kohlengruben 
gekauft hat und dann eine zusätzliche Liefe­
rung nach Österreich zustande bringt. Die 
polnische Kohle kostet ungefähr 1 370 Sund 
die amerika nische zirka 1 600 S. Das heißt, 
wir sind daran interessiert, daß die polni­
schen Lieferverträge auch tatsächlich einge­
halten werden. Das ist jetzt zu erwarten. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Lußmann. 

Abgeordneter Lußmann (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Wir importieren derzeit ungefähr 
drei Viertel des Verbrauches in Österreich an 
Kohle, nur ein Viertel wird im Inland aufge­
bracht. Da drängt sich förmlich die Frage auf: 
Wie könnten wir die eigenen Ressourcen bes­
ser nützen? 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie daher: 
Welche Überlegungen stellt die Bundesregie­
rung an, langfristig die eigenen Ressourcen 
besser abzusichern? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Hier wurden gerade in der letz­
ten Zeit wesentliche Geldmittel eingesetzt, 
und ich habe im Einvernehmen mit den Koh­
lengruben entsprechende Explorations- und 
Prospektions arbeiten vorangetrieben, das 
heißt, im Einvernehmen mit dem Wissen­
schaftsministerium haben wir in den Lager­
stätten plan-Untersuchungen entsprechende 
Maßnahmen gesetzt, und ich kann sagen, daß 
wir in der letzten Zeit etliche neue Kohlenvor­
kommen entdeckt haben und daß ich 
annehme, daß wir, wie das auch im vergange­
nen Jahr geschehen ist, zusätzliche Berg­
werke werden eröffnen können. Ich hoffe nur, 
daß diese dann auch einigermaßen rationell, 
sprich kostendeckend, abgebaut werden kön­
nen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 6: 
Abgeordneter Ettmayer (ÖVP) an den Herrn 
Minister. 

685/M 

Was ist mit dem beim seinerzeitigen Staatsbe­
such in Rumänien angekündigten Kooperations­
projekt der Steyr-Werke geworden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die Ver­
. handlungen müssen weitergeführt werden. 
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Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer: Herr Bundes­
minister! Der Besuch, auf den ich anspiele, 
fand bereits im November 1978 statt, und 
damals hat die ,,AZ" folgendes berichtet: 

"Das wichtigste Projekt" - das also im 
Zusammenhang Ihres Besuches in Rumänien 
erörtert wurde - "ist die geplante Zusam­
menarbeit mit den Steyr-Werken." Hervorge­
hoben wurde, daß das Werk in Brasov Fahrer­
kabinen für Steyr herstellen soll, und umge­
kehrt sollen die Steyr-Werke 320-PS-Motoren 
liefern. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Warum 
werden bei Staatsbesuchen immer wieder 
Jubelmeldungen wie die über den Bau des 
Tunnels unter dem Suez-Kanal verbreitet, 
ohne daß dann etwas realisiert wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Sie werden von mir noch nie­
mals eine Jubelmeldung gehört haben, son­
dern ich habe, wenn ich gefragt werde, zu 
berichten, was bei diesen Besuchen verhan­
delt wurde. Und so wie seinerzeit mit den 
Ägyptern über den Tunnel verhandelt wurde, 
woraus dann leider nichts wurde, so wurde 
auch mit den Rumänen dieses Kompensa­
tionsgeschäft verhandelt, und zwar nicht von 
mir, sondern von den Steyr-Werken selbstver­
ständlich mit der rumänischen Firma 
AEXIM. 

Meine Aufgabe ist es, die Steyr-Werke 
dabei zu unterstützen, was ich auch getan 
habe. Unter anderem habe ich jetzt diesbe­
züglich auch mit dem rumänischen Außen­
handelsminister Avram einen Briefwechsel, 
weil die Probleme, die sich dann in weiterer 
Durchführung der Detailarbeiten herauskri­
stallisiert haben, Preisprobleme gewesen 
sind, die bis jetzt nicht gelöst werden konn­
ten. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer: Herr Bundes­
minister! Ich stelle also fest, daß im Hinblick 
auf das genannte Projekt sehr wenig gesche­
hen ist, und möchte Sie daher fragen, ob im 
Hinblick auf andere Projekte, die damals bei 
diesem Besuch in· Aussicht gestellt wurden, 
etwas geschehen ist. Konkret wurde damals 
in Aussicht gestellt, daß österreichische und 
rumänische Firmen bei der Errichtung von 
Erdölraffinerien, von petrochemischen Anla­
gen und von Papierfabriken in Lateinamerika 
zusammenarbeiten. 

Ich möchte Sie, Herr Bundesminister, also 
fragen: Welche dieser Projekte wurden reali­
siert? 

Präsident: Die Frage soll sich in Hinkunft 
auf die Steyr-Werke beziehen! Aber bitte, 
Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter Ettmayer! Da Sie im Außen­
dienst tätig sind, nehme ich an, daß Sie die 
Verhältnisse bei Verhandlungen mit Staats­
handelsländern besser kennen müssen als die 
Öffentlichkeit. Sie wissen daher ganz genau, 
daß es dort üblich und notwendig ist, in 
Gemischten Kommissionen entsprechende 
Protokolle festzulegen, wonach die grundsätz­
liche Bereitschaft beider Staaten besteht, sich 
für solche Projekte einzusetzen. Das heißt, 
auf rumänischer Seite muß die rumänische 
Außenhandelsorganisation, auf österreichi­
scher Seite - das geht ja gar nicht anders -
muß die Privatfirma oder die verstaatlichte 
Firma, auch auf privatrechtlicher Basis, zu 
einem Abschluß kommen. 

Daher zu sagen: Das sind alles Jubelmel­
dungen!, wenn dann berichtet wird, oder zu 
fragen: Was geschieht hier von seiten des 
Staates?, das ist ja zu billig - bitte, nicht böse 
sein! -, sondern hier kann nur versucht wer­
den - und das macht die Handelskammer 
genauso wie das Handelsministerium -, j ed­
wede Unterstützung zu geben. 

Ich habe gar keine andere Möglichkeit, als 
dem AußenhaIldelsminister Avram die not­
wendigen Informationen zu geben, ihn zu bit­
ten, bei seinen Außenhandelsstellen, die ihm 
ja unterstehen, zu intervenieren. Ich habe gar 
keine andere Möglichkeit, als hier eben der 
Firma helfend einzugreifen. 

Und soweit ich weiß - ich könnte Ihnen 
solche Stöße vorlegen! - sind die Firmen mit 
dieser Vorgangsweise nicht nur sehr zufrie­
den, sondern geben auch zu, daß es der einzig 
richtige Weg ist. 

Ich habe auch bei meinem jetzigen rumäni­
schen Staatsbesuch genauso gehandelt. Und 
ich bitte, fragen Sie bei der Außenhandels­
stelle, fragen Sie die Dutzend Firmenvertre­
ter, die dort waren und die mir dort wirklich 
gesagt haben: Sie kommen uns ja schon wie 
ein Geldeintreiber für uns vor! Aber auch 
diese Funktion habe ich übernommen. 

Es ist daher ganz anders, als Sie glauben, 
wie diese Verhandlungen dort im Osten 
geführt werden, wenn Sie es nicht sowieso 
besser wissen und hier nur diese Frage stel­
len, für die ich Ihnen sehr dankbar bin, weil 
ich Ihnen entsprechend antworten konnte. 
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Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Josseck. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Wenn Sie schon aus 
Kronstadt, wie ich es bezeichne - und nicht 
Brasov -, nichts nach Hause gebracht haben 
für die Steyr-Werke, stellt sich für mich fol­
gende Frage: Von derselben Regierungsbank 
herunter, auf der Sie stehen, werden die 
Steyr-Werke immer geprügelt, weil sie seit 
Generationen Waffen erzeugen. 

Jetzt frage ich Sie: Wenn man denen etwas 
wegnimmt, um was bemühen Sie sich, daß die 
Steyr-Werke an zusätzlichen Aufträgen 
bekommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Da würde 
ich Ihnen empfehlen, Herr Abgeordneter, sich 
bei den Steyr-Werken zu versichern. Ich 
bemühe mich um jedweden Export für die 
Steyr-Werke, was von dort auch in jeder 
Beziehung anerkannt wird. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Burgstaller. 

Abgeordneter Burgstaller (ÖVP): Herr 
Minister! Ihre Antwort war in dem Zusam­
menhang etwas länger als sonst üblich. Sonst 
antworten Sie, es wird verhandelt, oder sonst 
irgendwie; für mich also sehr unvollständig. 

Sie haben jetzt zweimal über Drittländerko­
operationen in Rumänien verhandelt. Ich darf 
Sie daher konkret fragen: Was und welche 
Anlagengeschäfte im Zusammenhang mit 
Steyr wurden bei Ihrem letzten Besuch be­
sprochen, und was ist herausgekommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Sie wissen viel­
leicht, daß die rumänische Zahlungssituation 
nicht sehr günstig ist. Ich hoffe, daß es uns 
gelingen wird - und das war meine Funktion 
beim letzten Staatsbesuch -, diese Zahlungs­
schwierigkeiten kurzfristig zu überwinden. 
Solange aber diese Zahlungsprobleme nicht 
geklärt sind, sind die Steyr-Werke nicht 
bereit, in konkretere Gespräche - sprich: 
womöglich Abschluß von Verhandlungen -
einzutreten, wenn die entsprechenden Zah­
lungen nicht geklärt sind. 

Dazu kommt aber noch, daß es in dem kon­
kreten und vom Kollegen Ettmayer vorgeleg­
ten Fall doch Schwierigkeiten bezüglich der 

Kompensation gegeben hat. Die Idee war ja, 
Kabinen aus Brasov hereinzunehmen und 
dann hier zu assemblieren und damit auf 
Drittmärkten oder in Österreich oder sonst 
irgendwo, auch in Rumänien, die Lkw zu ver­
kaufen. 

Hier hat sich dann eine Situation ergeben, 
daß die Kabinen zuerst als Ganzes preislich 
angeboten wurden. Als dann der Vertrag zu 
unterschreiben war, hat die rumänische Seite 
erklärt, es handelt sich nicht um die gesamten 
Kabinen, es handelt sich nur um Kabinen­
teile, die zur Diskussion gestanden sind. 
Dadurch sind natürlich das ganze Preisgefüge 
und die ganze Kompensation auseinanderge­
brochen, und es mußten daher jetzt neuer­
dings wieder diesbezügliche Verhandlungen 
aufgenommen werden. 

Zwischendurch sind die Zahlungsschwierig­
keiten, die wir hoffentlich sehr bald beilegen 
können, eingetreten, sodaß Sie schon ersehen, 
das ganze Problem ist irrsinnig komplex. Ich 
könnte Ihnen jetzt, wenn Sie wollen, eine 
halbe Stunde antworten, aber das entspricht 
nicht meiner Gewohnheit. Ich bin aber gerne 
bereit, Ihnen diesbezüglich ein Privatissimum 
zu geben. 

Präsident: Bitte, Herr Abgeordneter Heigl. 

Abgeordneter Heigl (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Wir wissen, daß sich 
Kooperationsverträge über einen langen Zeit­
raum erstrecken. So ist es ja auch hier mit 
Rumänien der Fall gewesert bei Steyr-Daim­
ler-Puch. Diese Gespräche werden ja weiter­
geführt. 

Meine Anfrage an Sie geht dahin: Werden 
Sie Steyr-Daimler-Puch dabei unterstützen, 
denn es steht in Aussicht, daß doch in der 
nächsten Zeit vielleicht ein solcher Abschluß 
zustande kommen könnte. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Ich bin ja fest davon überzeugt, 
daß Steyr-Daimler-Puch früher oder später zu 
einem Abschluß imstande sein werden, und 
ich werde sie natürlich tatkräftigst dabei 
unterstützen, die aufgetretenen Schwierigkei­
ten zu überwinden. 

Nur ist das, wie Sie selbst aus Ihrer Praxis 
als Betriebsratsobmann wissen, ungeheuer 
diffizil und bedarf sehr, sehr langwieriger und 
schwieriger Verhandlungen. 
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Bundesministerium für Inneres 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: 
Abgeordneter OIner (FPÖ) an den Herrn Bun­
desminister für Inneres. 

676/M 

Wird das derzeit vorhandene Instrumentarium 
zur statistischen Erfassung der Ausländer aus 
der Sicht des Bundesministeriums für Inneres 
als ausreichend beurteilt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Lane: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Wir haben 
gegenwärtig ein Instrumentarium zur Erfas­
sung von Ausländern in Österreich, das ein 
ziemlich umfassendes Bild über die ständig in 
Österreich aufhältigen Ausländer gibt. Erfas­
sungsprobleme gibt es nur im Grenzbereich 
zwischen Kurzaufenthalt oder touristischem 
Aufenthalt und Daueraufenthalt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Ofner: Herr Bundesmini­
ster! Der Präsident des Österreichischen Sta­
tistischen Zentralamtes schreibt auf die dies­
bezügliche Anfrage eines Staatsbürgers wört­
lich: 

"Wie Sie in Ihrem Schreiben vom 
26. November 1981 richtig bemerken, ist es 
schwierig, Angaben über die Zahl der Auslän­
der in Österreich zu erhalten. Dies hängt 
damit zusammen, daß es in Österreich kein 
zentrales Ausländerregister wie zum Beispiel 
in der Bundesrepublik Deutschland und keine 
laufende Wanderungsstatistik gibt. Eine 
umfassende Information über die Ausländer 
in Österreich kann daher nur den alle zehn 
Jahre durchgeführten Volkszählungen ent­
nommen werden." - Soweit die Ansicht des 
obersten Zählers sozusagen. 

Nun wissen wir - und das fällt in Ihr Res­
sort -, daß es Formen der Kriminalität gibt, 
die schlechthin als Ausländerkriminalität 
bezeichnet werden können, etwa der Terroris­
mus in a11 seinen Spielarten oder der Drogen­
handel größeren Stils. Sind Sie dafür, daß 
unter diesen Voraussetzungen das, was der 
Präsident des Österreichischen Statistischen 
Zentralamtes schreibt, wirklich das A und 0 
sein soll in diesen Dingen, oder meinen Sie, 
daß wir uns nicht auch ein zentrales Auslän­
derregister, wie es etwa in der Bundesrepu­
blik Deutschland oder auch in den Vereinig­
ten Staaten von Amerika längst eingeführt 
ist, zu eigen machen sollten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich glaube, man muß grund­
sätzlich zwischen zwei Dingen unterscheiden: 
einerseits die behördliche Erfassung von Aus­
ländern in Form von Meldepflicht, in Form 
von ausländerpolizeilicher Behandlung, in 
Form von Registrierung an unseren Hoch­
schulen, wenn es sich um ausländische Stu­
denten handelt, um nur einige große Teilbe­
reiche zu nennen, und andererseits die stati­
stische Totalerfassung und die entsprechende 
Auswerfung der statistischen Zahl zu einem 
bestimmten Zeitpunkt. Hier hat offenbar auf 
eine diesbezügliche Anfrage der Präsident 
des Statistischen Zentralamtes eine Auskunft 
gegeben, die völlig mit meinem Informations­
stand übereinstimmt. 

Es ist jetzt nur die Frage, wie sinnvoll und 
nützlich es gerade im Hinblick auf die von 
Ihnen erwähnten Sicherheitsprobleme ist, ein 
Instrumentarium zur Totalerfassung, zur 
jederzeitigen Auswerfung der momentanen 
Zahl der Ausländer in Österreich zu schaffen, 
ohne damit irgendeinen wesentlichen sicher­
heitspolitischen Gewinn erzielen zu können. 
Denn an sich haben wir in dem Bereich, der 
hier interessant ist, vor allem über unsere 
ausländerpolizeilichen, fremdenpolizeilichen 
Unterlagen und die Meldeunterlagen jeder­
zeit den Zugriff, dessen es zur Lösung eventu­
ell heranreifender Sicherheitsprobleme 
bedarf, wobei ich bitte, Ausländerkriminalität 
oder das, was im Kriminalitätsbereich für 
Ausländer typisch sein soll, mit Terrorismus 
nicht gleichzusetzen. Wir haben leider auch 
andere terroristische Aktivitäten, durchaus 
nicht von Ausländern gesetzt, in unserem 
Land erleben müssen, wenn dies auch schon 
länger zurückliegend ist. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Ofner: Die wenigen Ein­
zelfälle, die länger zurückliegen, ändern 
nichts daran, daß der Terrorismus schlecht­
hin Ausländerkriminalität in Österreich ist, 
wie wir alle wissen und wie wir täglich, wenn 
wir die Zeitungen aufschlagen, wieder erken­
nen können. Aber Sie haben schon selbst die 
Lücke anklingen lassen, Herr Bundesmini­
ster. Heute wird nur wirklich erfaßt, wer Stu­
dent ist, wer immatrikuliert ist, wer einem 
geregelten Arbeitsverhältnis nachgeht oder 
wer Asylant ist. Aber von den übrigen gibt es 
überhaupt keine detaillierten Festhaltungen 
über Herkunft, Alter, Beruf, Dauer der Anwe­
senheit et ceterea. 

Ich frage unter diesen Aspekten, ob Sie 
nicht der Ansicht sind, daß auch in Österreich 
aus Sicherheitsüberlegungen, aber auch aus 
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Dr. Ofner 

Gründen der Arbeitsmarktpolitik ein zentra­
les Register, wo die Behörden jederzeit voll­
ständig und detailliert Auskunft erhalten 
könnten, wie in anderen großen Demokratien 
eingeführt werden sollte. 

Präsident: Herr Minist~r. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Diese Idee wird schon länger 
aus dem Gesichtswinkel der Sicherheitsbe­
hörden überlegt. Warum es bisher zu keiner 
Ausformung in Gestalt eines Vorschlags 
gekommen ist, hat mehrere Gründe. Einer 
davon ist, daß man zuerst einmal die sich 
damit ergebenden Fragen der Datenerfas­
sung und des Datenschutzes im Lichte der 
neuen Gesetzgebung abwarten und dieses 
ganze Problem nicht noch mit einem zusätzli­
chen befrachten wollte. Grundsätzlich stellt 
sich aber, so meine ich, vor allem aus der 
Sicht des österreichischen Steuerzahlers die 
Frage, abgesehen von allem Persönlichkeits­
schutz und rechtlichen Überlegungen: W~s 
kostet solch ein Totalerfassungssystem, und 
was bringt es an sicherheitspolitischem 
Gewinn gegenüber dem Jetztzustand, denn 
das wäre ja die Vergleichsbasis? Darüber sind 
selbst in Fachkreisen, die eindeutig eine 
Sicherheitspräferenz in ihrer Sicht haben, die 
Meinungen geteilt, ob sich das Ganze dafür­
steht. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Feurstein. 

Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Ich stimme mit Ihnen über­
ein, daß es derzeit sicherlich verfrüht wäre, 
ein zentrales Bevölkerungsregister in Öster­
reich einzurichten. Es gibt ja auch sehr große 
Bedenken gegen ein solches Register von den 
Bundesländern. Andererseits ist allerdings 
der Wunsch berechtigt, daß man zu einer 
Totalerfassung der Ausländer kommen sollte. 
Sie wissen ja heute nicht, wie viele Ausländer 
sich beispielsweise am 1. Jänner 1982 in 
Österreich aufgehalten haben. Es gibt aller­
dings drei Bundesländer, die hier einen eige­
nen Weg gegangen sind: Vorarlberg, Burgen­
land und Wien. 

Ich frage Sie: Warum übernimmt das Mini­
sterium beziehungsweise das Österreichische 
Statistische Zentralamt nicht diese Erfas­
sungsart der Ausländer, wie sie in diesen drei 
Bundesländern vorgenommen wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Die Erfassung jener 
Ausländer, die der Meldepflicht unterliegen, 

kann nur über die Meldeämter erfolgen. Erst 
der über drei Monate in Österreich lebende 
Ausländer unterliegt den fremdenpolizeili­
chen Vorschriften und wird ohnehin dort regi­
striert, und zwar unabhängig von der natür­
lich gleichzeitig bestehenden Meldepflicht. 

Im Meldebereich ist die breiteste Erfassung 
all dessen, was sich an nicht österreichischen 
Staatsbürgern in Österreich aufhält, gegeben. 
Im Meldebereich ist eine statistische Totaler­
fassung möglich, wenn sie in den Teilberei­
chen möglich ist, also beim Meldeamt - in 
Wien ist das praktisch eine Behörde, daher ist 
das viel leichter zu handhaben - oder in der 
Summe von Meldeämtern, die mit entspre­
chender Datenverarbeitung jederzeit auswer­
fen können, wie viele Ausländer unter den 
Gemeldeten sind, und damit die Grundlage 
für eine statistische Zahl liefern. 

Dort, wo diese Voraussetzungen nicht gege­
ben sind, sind auch die Erfassung und damit 
das Auswerfen einer Zahl von in Österreich 
sich aufhaltenden Ausländern zu einem 
bestimmten Zeitpunkt nicht möglich, und es 
besteht keinerlei Möglichkeit, die Gemeinde­
ämter zu einer bestimmten technischen 
Erfassungsform zu zwingen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Jörg Haider . 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Wie Ihren vorhergehenden 
Ausführungen zu entnehmen ist, haben Sie 
Bedenken aus der Sicht des Datenschutzes 
gegen eine solche zentrale Erfassung. Ich 
glaube aber, daß das Datenschutzgesetz aus­
reichend Möglichkeiten bietet, daß Sie eine 
solche Zentralerfassung vornehmen. Sie 
haben aber auch klar zugegeben, daß eigent­
lich die innere Sicherheit schon deshalb nicht 
gewährleistet ist, weil Sie gar keinen Über­
blick haben über die Wanderungen der ver­
schiedenen Ausländer in die verschiedenen 
Regionen und Orte, womit ein gewisses 
Sicherheitsvakuum gegeben ist. 

Ich darf Sie fragen: Welche konkreten In­
itiativen werden Sie in nächster Zeit unter­
nehmen, um sich als Verantwortlicher für die 
öffentliche Sicherheit in Österreich einen grö­
ßeren Überblick und eine bessere Information 
zu verschaffen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Vorerst einmal 
möchte ich klarstellen, daß die von Ihnen 
gezogenen Schlüsse aus meinen vorangegan­
genen Antworten eine mehr als freie Interpre-
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tation sind. Ich möchte daher mit aller Ein­
deutigkeit feststellen: Es gibt in den Berei­
chen, die heute nicht amtlich erfaßt sind, was 
den Aufenthalt von Ausländern in Österreich 
anlangt, nur so kleine und zeitmäßig vorüber­
gehende Lücken, daß man das wirklich ver­
nachlässigen beziehungsweise jedenfalls dar­
aus nicht den Schluß ziehen kann, daß hier 
irgendein Sicherheitsrisiko gegeben ist. 

Wir haben außerdem durch unser Netz von 
Sicherheitsbehörden und Dienststellen in 
Österreich eine derart genaue Information 
darüber, wenn durch irgendwelche Wande­
rungen von Ausländern in Österreich eine 
Veränderung in der Situation eintritt oder gar 
Gefahren daraus entstehen könnten. Wir wer­
den sofort informiert. Wir sind ja beispiels­
weise auch darüber informiert worden, wenn 
die vom deutschen Bundesverfassungsschutz 
verbotene Wiking-Jugend in Kärnten Lager 
abgehalten hat. 

Präsident: Wir kommen zur 8. Frage: Herr 
Abgeordneter Frischenschlager (FPÖ) an den 
Herrn Bundesminister. 

675/M 

Existieren in Ihrem Ressort nähere Richtli­
nien dafür, in welcher Form Hinweisen auf mög­
liche beziehungsweise angebliche Mißstände im 
Bereich der Exekutive nachzugehen ist? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Sowohl im Bereich der Bundes­
polizei als auch der Bundesgendarmerie exi­
stieren Richtlinien über die Überprüfung 
möglicher beziehungsweise angeblicher Miß­
stände. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager: Herr 
Bundesminister! Sie werden verstehen, daß 
ich auf den Anlaßfall ganz kurz eingehe, die 
Rathauswachstube in Salzburg, wo sich zwei 
Bürger an mich gewandt und behauptet 
haben, sie wären dort tätlich von Polizisten 
angegriffen worden. 

Ich habe in einem Schreiben an Sie ver­
sucht, den Sachverhalt ohne Öffentlichkeit 
vorzubringen. Leider ist das Schreiben an die 
Polizeigewerkschaft gekommen, es ist eine 
Polemik daraus entstanden. Ich möchte mich 
bei Ihnen bedanken, daß Sie in einem Schrei­
ben an mich inzwischen klargemacht haben, 
daß Sie bedauern, daß dies diesen Weg gegan­
gen ist. 

Aber zum Anlaßfall selbst. Die Schwierig-

keit ist, daß die Personen sagen, sie wären 
unter der Gefahr der Verleumdungs anzeige, 
wenn sie ihre Informationen an die Polizei 
weitergeben. 

Meine Frage, um diesen Fall aus der Welt 
zu schaffen: Sehen Sie einen Weg, daß ich 
mich mit den betroffenen Personen an die 
Polizeidirektion in Salzburg oder an eine 
Stelle im Ministerium wende, daß sie ihre 
Behauptungen dort vorbringen, ohne daß sie 
sich der Gefährdung der Verleumdungsan­
zeige aussetzen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich möchte hier noch einmal in 
aller Form feststellen, daß die Vorgangsweise, 
das Beschwerdeschreiben von Ihnen, das all­
gemein gehalten war, mit der Personalvertre­
tung zu besprechen, gesetzlich nicht gedeckt 
war. Ich habe daher auch die ausdrückliche 
Weisung gegeben, daß so etwas nicht mehr zu 
geschehen hat. Ich möchte mich dafür noch 
einmal in aller Form entschuldigen. 

Zu der von Ihnen angeschnittenen Frage, 
für deren Aufwerfen ich Ihnen sehr dankbar 
bin. Ich habe dieses Problem auch schon des 
öfteren mit dem für meinen Ressortbereich 
zuständigen Herrn Volksanwalt besprochen. 
Wir stehen hier vor dem Problem, daß sich 
einerseits der Staatsbürger, der sich in seinen 
Rechten durch ein Sicherheitsexekutivorgan 
beschnitten fühlt und ein Beschwerderecht 
hat, in der Ausübung dieses Rechtes einge­
engt sieht, weil er für den Fall, daß er seine 
Behauptungen nicht belegen oder gerichtsno­
torisch, wenn es sich um solche Fälle handelt, 
die gerichtlich zu verfolgen sind, nicht nach­
weisen kann, Gefahr läuft, von demjenigen, 
gegen den er die Beschuldigung erhoben hat, 
wegen Verleumdung geklagt zu werden. 

Ich habe daher in solchen Fällen, wo es sich 
nicht um allzu krasse Dinge gehandelt hat -
und mehr konnte ich bei der Rechtslage nicht 
tun -, die von solchen Beschwerden betroffe­
nen Beamten gebeten, von Verleumdungskla­
gen Abstand zu nehmen. Aber ich habe nach 
Auskunft der Herren meines Ministeriums -
und wir haben das auch schon in einem brei­
teren Kreis von Fachleuten, vor allem Juri­
sten, diskutiert - keine Möglichkeit, den 
Staatsbürger in Sicherheitsexekutivuniform 
um seine Rechte zu bringen, etwa durch eine 
entsprechende Weisung. Hier haben wir offen 
gestanden noch keinen Ausweg gefunden. 

Präsident: Weitere Frage. 

796 
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Abgeordneter Dr. Frisehensehlager: Herr 
Bundesminister! Ich möchte mich wirklich 
noch einmal bedanken, daß Sie dieses Pro­
blem so generell angehen, weil ich wirklich 
glaube, es geht nicht darum, daß man sich an 
der Polizei abputzt, aber das Problem besteht 
eben wirklich, wie man derartige Dinge auf­
greift. 

Sehen Sie nicht eine Möglichkeit darin, daß 
man zum Beispiel auf Polizeidirektionsebene 
eine Art Beschwerdestelle einrichtet, wo auf 
eher informelle Art und Weise derartige Vor­
fälle besprochen werden können, auch im 
Interesse der Beamten, weil ich ja durchaus 
einsehe, daß die Polizisten auch in einer 
schwierigen Situation sind, denn gelegentlich 
müssen sie zugreifen. Sehen Sie in der Ein­
richtung solcher Beschwerdestellen eine Mög­
lichkeit, dieses Problem aus der Welt zu schaf­
fen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Wir haben solche Beschwerde­
stellen sukzessive und über das ganze Bun­
desgebiet, also bei Gendarmerie und Polizei, 
gelegt - bereits im Jahre 1980 sozusagen 
abgeschlossen -, errichtet. Es gibt also 
Beschwerdestellen bei allen Bundespolizeidi­
rektionen, bei allen Landesgendarmeriekom­
manden. 

Wir haben auch eine Statistik erstellt, die 
Auskunft darüber gibt, wie viele Beschwerden 
und worüber es gegeben hat. Ich kann Ihnen 
das gelegentlich gerne zur Verfügung stellen. 

Es w~ren im abgelaufenen Jahr über 2 000 
Beschwerden, die über diese Beschwerdestel­
len hereingekommen sind. Allerdings ist in 
dieser Ziffer auch jene Zahl von Beschwerden 
enthalten, die über die Volksanwaltschaft 
gekommen sind. 

Im Regelfall ergibt sich hier kein Problem. 
Aber es gibt eben immer wieder Fälle außer­
halb der Regel, wo die Anschuldigung beson­
ders kraß ist und wo vor allem die Rechtsfol­
gen für den Beschuldigten, für den Fall, daß 
er sich nicht zur Wehr setzt, existentiell sein 
können. Und das ist die Nahtstelle, wo wir bis­
her zugegebenermaßen das Problem nicht 
lösen konnten. 

Präsident: Weitere Anfrage: Herr Abgeord­
neter Elmecker. 

Abgeordneter Elmeeker (SPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Bundesminister! In Ihrem Ressortbe­
reich gibt es ja auch die Funktion des Gene­
ralinspizierenden. Inwieweit sehen Sie die 

Möglichkeit, ihn in solchen Fällen einzuset­
zen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Das ist eine der vor­
nehmlichsten Aufgaben, die im Rahmen der 
Tätigkeit des Generalinspizierenden für die 
österreichische Sicherheitsexekutive zu 
beachten sind. 

Es war auch seiner Anregung zu danken, 
daß wir am Beginn des Vorjahres mit allen 
Beschwerdereferenten der einzelnen Sicher­
heitsbehörden und Dienststellen eine zentrale 
Zusammenkunft in Wien veranstaltet haben, 
über die alles läuft, sowohl von der Seite der 
beschuldigten Kollegen her als auch von der 
Seite des beschwerdeführenden Staatsbür­
gers her, damit diese Kollegen in direktem 
Kontakt mit der Ressortführung sagen, wo es 
hier noch Verbesserungen in der Abwicklung 
des Beschwerdewesens geben kann. Und ich 
darf sagen, daß diese Tagung nicht unwesent­
lich dazu beigetragen hat, daß die Abwicklung 
der Beschwerdefälle jedenfalls im Lauf der 
Zeit immer weniger holprig oder immer weni­
ger schwierig wird, vom Standpunkt des 
Beschwerdeführers aus gesehen, denn für 
den ist ja die Einrichtung nun einmal geschaf­
fen, auch dann, wenn soundso viele Leute 
Beschwerde führen, wo sich letzten Endes 
herausstellt, daß sie zumindest nicht berech­
tigt war. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Lichal. 

Abgeordneter Dr. Liehal (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Herr Abgeordneter Dr. Frischen­
schlager! Ich glaube, es steht außer Frage, daß 
Übergriffe selbstverständlich abgestellt gehö­
ren. Andererseits muß man natürlich auch 
dem Exekutivbeamten, der ja für diese Ord­
nung sorgen soll, auch das Recht einräumen, 
sich gegen Verleumdungen und Unterstellun­
gen wehren zu können, sodaß der Rechtsbre­
cher nicht immer mehr Rechte bekommt und 
der Ordnungshüter in Nachteil gelangt. 

Ich darf Sie daher fragen, Herr Bundesmi­
nister, ob Sie auch gewillt sind, dafür Sorge 
zu tragen, daß der Schutz dieser Exekutivbe­
amten in Ausübung ihrer Tätigkeit verbessert 
und vermehrt wird. Denn ich darf nur eine 
Frage hernehmen: Bei Staatsbesuchen zum 
Beispiel gibt es immer wieder die Klage, daß 
die begleitenden Kriminalbeamten selbst 
nicht ausreichend geschützt sind, ja nicht ein­
mal eine Kugelweste zur Verfügung gestellt 
bekommen. 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Letzteres stimmt 
sicherlich nicht, außer sie lehnen es selber ab. 
Und Sie wissen ganz genau, daß 'wir heute 
unseren Beamten eine auf den jeweiligen Ein­
satz viel besser als je zuvor in Österreich 
abgestimmte Ausrüstung und Bewaffnung 
zur Verfügung stellen. 

Aber Ihre ursprüngliche Frage war ja die 
des Schutzes der Beamten vor ungerechtfer­
tigten Beschwerden. Das mündet schließlich 
wieder dort, wo sich entweder beide Teile: 
Beschwerdeführer und unter Umständen zu 
Unrecht beschuldigter Exekutivbeamter, dar­
auf einigen, die Sache auf sich beruhen zu las­
sen, oder wo eben einer von beiden Teilen den 
Rechtsweg beschreitet. Und das werden wir 
nicht aus der Welt schaffen können, solange 
der Rechtsstaat existiert. 

Präsident: Weitere Anfrage: Herr Abgeord­
neter Ofner. 

Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Minister! Die Situation stellt sich ja 
ganz eindeutig und für alle erkennbar - und 
wir sind Ihnen dankbar, daß Sie von demsel­
ben Standpunkt ausgehen - so dar, daß der 
Abgeordnete Frischenschlager nicht etwa die 
Salzburger Polizei oder irgendwelche Salzbur­
ger Beamte anschwärzen hat wollen, sondern 
daß er einen wertvollen Beitrag im Sinne 
einer Ausräumung eines latenten Konfliktes 
in dieser Richtung geleistet hat. 

Das ist ja in Wahrheit ein uraltes Problem. 
Irgend jemand erklärt, er sei im Zusammen­
hang mit Amtshandlungen zu Schaden 
gekommen. Und jetzt erhebt sich für ihn die 
Frage, die auch den Anwalt dann in weiterer 
Folge oft beschäftigt: Tu ich was oder tu ich 
nichts? Und in der Regel - das muß ich leider 
sagen - muß man als Parteienvertreter , als 
Anwalt dem Betroffenen raten, nichts zu tun. 
Denn wenn er dann vor Gericht steht, ist es in 
der Praxis so (der Prä s i den t gibt das 
Glockenzeichen) - ich bin gleich so weit, 
Herr Präsident, ich muß nur ein bisserl weiter 
ausholen (Heiterkeit) -, ist es in der Praxis 
so, daß die Richter dazu neigen, dem unter 
Amtseid aussagenden Exekutivbeamten eher 
zu glauben als dem Betroffenen. 

Meine Frage an Sie geht nun dahin, Herr 
Bundesminister: Sehen Sie eine Möglichkeit, 
bei der Ausbildung der Exekutive noch inten­
siver darauf hinzuwirken, daß noch mehr 
Wert als bisher darauf gelegt wird, daß es zu 
solchen Zwischenfällen gar nicht kommen 
kann, also noch mehr als bisher dezidierte 

Ausbildung in der Richtung, daß es dieses 
Mißverhältnis zwischen Exekutive und 
Staatsbürger, das mitunter aufkommt, in 
Zukunft weniger geben kann als bisher? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Der Schwerpunkt 
der Ausbildung unserer Sicherheitsexekutiv­
beamten sowohl bei der Gendarmerie als 
auch bei der Polizei liegt schon seit langem -
ich möchte ausdrücklich sagen, lange vor 
Antritt meiner Ressortverantwortung - auf 
dem Gebiete der Schulung und Ausbildung 
der jungen Beamten für einen richtigen Bür­
gerkontakt. Wenn ich vorhin die 
2 000 Beschwerdefälle von Millionen Amts­
handlungen im vergangenen Jahr erwähnt 
habe, dann sind der Großteil solche 
Beschwerden, die sich aus Amtshandlungen 
im Zuge der Verkehrsüberwachung ergeben. 

Ich möchte die heutige Fragestunde zum 
Schluß auch dazu benützen, da ja gerade wie­
der neue Kontrollaufgaben für die Sicher­
heitsexekutive im Straßenverkehr in Diskus­
sion stehen, auch zu überlegen, wie sich das 
auf das Gesamtverhältnis Sicherheitsexeku­
tivbeamter und Bürger auswirken wird. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfra­
gebeantwortungen 1775/AB bis 1777/AB ein­
gelangt sind. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge weise ich zu wie folgt: 

Dem Bautenausschuß: Antrag 176/ Ader 
Abgeordneten Kittl, Dkfm. Dr. Keimei, Probst 
und Genossen betreffend eine Novelle zum 
Wasserbautenförderungsgesetz; 

dem Ausschuß für innere Angelegenheiten: 
Antrag 177/A der Abgeordneten Dr. Heinz 
Fischer und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundegesetz über die 
Ein-, Aus- und Durchfuhr von Kriegsmaterial 
geändert wird. 

Ferner weise ich die in der letzten Sitzung 
als eingelangt bekanntgegebenen Regierungs­
vorlagen folgenden Ausschüssen zu: 

dem Handelsausschuß: Bundesgesetz, mit 
dem das Preisgesetz geändert wird (Preisge­
setznovelle 1982) (1062 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Versorgungssi­
cherungsgesetz geändert wird (1063 der Beila­
gen); 

Bundesgesetz, mit dem das Schrottlen-
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kungsgesetz geändert wird (1080 der Beila­
gen); 

Bundesgesetz, mit dem das Berggesetz 1975 
geändert wird (Berggesetznovelle 1982) (1094 
der Beilagen); 

dem Finanz- und Budgetausschuß: 

Bundesgesetz über die Leistung eines 
zusätzlichen Beitrages zum Internationalen 
Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung 
(1064 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das 3. Schatzschein­
gesetz 1948 geändert wird (1091 der Beilagen); 

Bundesgesetz über die Zeichnung von 
zusätzlichen abrufbaren Kapitalanteilen bei 
der Internationalen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (1092 der Beilagen); 

dem Verkehrsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 
1967 geändert wird (6. Kraftfahrgesetz­
Novelle) (1093 und Zu 1093 der Beilagen); 

dem Bautenausschuß 

weise ich den eingelangten Bericht des 
Bundesministers für Bauten und Technik 
betreffend die Rechnungsabschlüsse des Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds und des Wohn­
haus-Wiederaufbaufonds zum 31. Dezember 
1981 (III-141 der Beilagen) zu. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Einvernehmlich schlage ich vor, 
daß von der 24stündigen Aufliegefrist der 
Ausschußberichte bezüglich des ersten, drit­
ten und vierten Tagesordnungspunktes 
betreffend das Garantiegesetz, die Abschaf­
fung der Luxussteuer für Körperbehinderte 
und das Umsatzsteuergesetz gemäß § 44 
Absatz 2 der Geschäftsordnung abgesehen 
wird. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit der erforderlichen 
Zweidrittelmehrheit einstimmig angenom­
men. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 174/A der Abgeord­
neten Ing. Sallinger, Mühlbacher, Dipl.-Vw. 
Dr. Stix und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Garantiegesetz 1977 

geändert wird (1095 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1. Punkt: Antrag 174/A 
der Abgeordneten Ing. Sallinger, Mühlbacher, 
Dipl.-Vw. Dr. Stix und Genossen betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem das Garantiege­
setz 1977 geändert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Schüssel. Ich bitte ihn, die Debatte zu 
eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Schüssel: Meine 
Damen und Herren! Hohes Haus! Der gegen­
ständliche Initiativantrag wurde am 28. April 
1982 im Nationalrat eingebracht und wie folgt 
begründet: 

Mit der Garantiegesetznovelle 1981 wurde 
im § 1b Abs. 3 die Möglichkeit der Insolvenz­
hilfe mittels Forderungsankauf durch die 
Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mbH 
geschaffen. Der hiefür vorgesehene Rahmen 
von 700 Millionen Schilling war mit 350 Millio­
nen Schilling für Klein- und Mittelbetriebe 
bestimmt. 

Der Unterausschuß des Aufsichtsrates der 
FGG hat bereits fünf Vergabesitzungen 
durchgeführt und dabei Mittel in Höhe von 
232 Millionen Schilling positiv beschlossen. 
Durch die schwierige wirtschaftliche Situa­
tion bedingt, langen derzeit im Tagesdurch­
schnitt fünf Anträge bei der FGG ein. 

Anläßlich der Parteienverhandlungen über 
das Bundesgesetz über Leistungen des Bun­
des an die Österreichische Länderbank AG 
wurde daher seitens des Bundesministers für 
Finanzen die Zusage gemacht, die Insolvenz­
hilfe für Klein- und Mittelbetriebe um 170 Mil­
lionen Schilling aufzustocken. 

Dem Bund erwachsen daher Mehr kosten in 
Höhe von 170 Millionen Schilling. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Initiativantrag in seiner Sit­
zung am 12. Mai 1982 in Verhandlung genom­
men und mit Stimmeneinhelligkeit angenom­
men. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent­
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident: Ich danke für die Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Abgeord­
nete Sallinger. 
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10.08 . 

Abgeordneter lng. Sallinger (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der heute zur Debatte 
stehende und von allen drei Parteien unter­
stützte Abänderungsantrag zum Garantiege­
setz 1977 ist meines Erachtens ein wichtiger 
Beitrag zur Sicherung von Arbeitsplätzen. 
Dieser gemeinsame Antrag, meine Damen 
und Herren, ist aber auch ein Beweis, daß 
Zusammen'arbeit in der Wirtschaftspolitik in 
unserem Land immer noch möglich ist und 
daß diese Zusammenarbeit auch fruchtbar 
sein kann. (Beifall bei der OVP.) 

Mit der Garantiegesetznovelle 1982 werden 
weitere 170 Millionen Schilling für kleine und 
mittlere Betriebe wieder zur Verfügung 
gestellt, und zwar für jene Betriebe, die durch 
Insolvenzen anderer Unternehmungen in 
ihrer Ertragslage stark geschwächt worden 
sind oder sogar in ihrer Existenz bedroht 
sind. Schon im Vorjahr haben wir erreicht, 
daß im Garantiegesetz nicht nur Großinsol­
venzen, sondern auch Folgewirkungen auf 
kleine und mittlere Betriebe berücksichtigt 
werden. Damals - es ist ja heute schon 
gesagt worden - wurden 350 Millionen Schil­
ling für diesen Zweck zur Verfügung gestellt. 
Damit konnten bisher 579 Unternehmungen 
mit einem Forderungsvolumen von zirka 
407 Millionen Schilling eine Hilfestellung 
erhalten, und weitere Anträge um zirka 
400 Millionen Schilling sind noch in Bearbei­
tung. Dann aber, meine Damen und Herren, 
wird dieses vorgesehene Volumen von 
350 Millionen Schilling ausgeschöpft sein, und 
es stehen keine Geldmittel für eine weitere 
Hilfeleistung zur Verfügung. 

Die Insolvenzstatistik zeigt, daß heuer 
kleine und mittlere Betriebe noch stärker 
betroffen worden sind als im Vorj ahr. Es ist 
festzustellen, daß die Insolvenzsumme zwar 
gesunken ist, aber die Anzahl der Insolvenz­
fälle ist stark gestiegen. Und das, meine 
Damen und Herren, ist für uns ein Alarmzei­
chen, weil es sich um die kleinen und um die 
mittleren Betriebe handelt. Und es ist leider 
notwendig geworden, über 350 Millionen 
Schilling hinaus einen zusätzlichen Betrag 
zur Verfügung zu stellen, um eine Sicherung 
gerade der kleinen und mittleren Betriebe vor 
Insolvenzfällen zu erreichen, aber damit auch 
eine gewisse Sicherung der Arbeitsplätze zu 
gewährleisten. 

Ich hoffe, daß nun die insgesamt zur Verfü­
gung stehenden Geldmittel von zirka einer 
halben Milliarde Schilling ausreichen werden, 
daß die ärgsten Schäden im Bereich der klei­
nen und mittleren Betriebe vor allem im Hin-

blick auf die Beschäftigten abgewendet wer­
den können. Wir sind - das glaube ich hier 
feststellen zu müssen - immer dafür einge­
treten, daß es bei Maßnahmen zur Arbeits­
platzerhaltung in erster Linie wirklich nur um 
die Arbeitsplätze, nicht aber um eine Bevorzu­
gung oder eine Benachteiligung der Betriebe 
geht. (Beifall bei der OVP.) 

Für uns sind alle Arbeitsplätze gleichwer­
tig, ob in kleinen oder in großen Betrieben. 
Eines, meine Damen und Herren, steht aller­
dings fest: daß es wirklich sichere Arbeits­
plätze nur in gesunden und in ertragreichen 
Betrieben gibt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich weiß, das habe ich in den letzten Mona­
ten oft wiederholt. Ich glaube aber, daß es 
richtig ist, daß man immer wieder darauf hin­
weist. Allein mit ständigen Defizitabdeckun­
gen kann man eben keine Arbeitsplätze 
sichern. (Beifall bei der OVP.) 

Diese kleinen und mittleren Betriebe haben 
gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
bewiesen, daß sie krisenfest sind, daß sie wen­
dig sind und daß sie Unsicherheiten, die in 
diesem Sektor bestehen, zur Kenntnis neh­
men und auch helfen. Sie nehmen nämlich 
meist keinen Rechenstift zur Hand, sondern 
sie haben mit ihren Mitarbeitern ein gutes 
und freundschaftliches Verhältnis im Betrieb 
und halten diese Arbeitskräfte so lange, wie 
es ihnen finanziell möglich ist. Man könnte 
eigentlich sagen, sie strecken sich gemeinsam 
nach der Decke. Ich darf feststellen, daß das 
eine menschliche Haltung von diesen Unter­
nehmern ist, und dafür möchte ich ihnen an 
dieser Stelle auch danken. (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren! Deshalb ist es 
nicht nur für den einzelnen Betrieb, sondern 
für die ganze Volkswirtschaft von großer 
Bedeutung, diesen Betrieben eine Überbrük­
kungshilfe zu geben, wenn sie vorübergehend 
und noch dazu nicht aus eigener Schuld in 
Schwierigkeiten kommen. Daher haben wir 
auch seit Jahren gefordert, daß die öffentliche 
Hand nicht nur eine Hilfestellung an die 
Großbetriebe gibt, sondern daß diese kleinen 
und mittleren Betriebe - und das möchte ich 
besonders deutlich sagen - auch einbezogen 
werden, noch dazu, wenn sie durch Insolven­
zen anderer - also nicht durch ihre Schuld; 
ich habe es schon einmal gesagt - in Schwie­
rigkeiten kommen. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Die bisherige 
Erfahrung mit der Insolvenzhilfe für Klein­
und Mittelbetriebe hat gezeigt, daß die Richt­
linien nicht ganz den tatsächlich in den 
Betrieben entstehenden Erfordernissen Rech-

115. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 58

www.parlament.gv.at



11542 Nationalrat XV. GP - 115. Sitzung - 13. Mai 1982 

Ing. Sallinger 

nung tragen. Die bestehende Untergrenze von 
20 000 S pro Einzelforderung bei einer 
Gesamtuntergrenze von 100000 S für alle For­
derungen pro Unternehmen hat nämlich 
gezeigt, daß viele keine Hilfestellung erhalten 
können und durch den Rost gefallen sind. 
Wenn nämlich ein Großteil dieser Forderun­
gen geringer ist als 20 000 S, hat der Betref­
fende keine Hilfe erhalten, auch dann nicht, 
wenn die Gesamtsumme der Forderungen aus 
Insolvenzen die 100 OOO-S-Grenze überschrit­
ten hat. 

Nun wurden unsere Einwände gegen diese 
Richtlinien auch akzeptiert, und wir haben 
erreicht, daß diese Grenze von 20 000 S gefal­
len ist oder nach Beschlußfassung fällt. 
Außerdem werden in Hinkunft bei Insolvenz­
fällen nicht nur die Kapitalbeträge, sondern 
auch die Kosten und die Zinsen aus diesen 
Insolvenzfällen, die angemeldet sind, berück­
sichtigt. 

Hohes Haus! Ich als Vertreter der Wirt­
schaft habe alle Bereiche der Wirtschaft zu 
vertreten, alle Sektionen, die in der Kammer­
organisation aufscheinen, und das tue ich 
auch. Weil mir aber die kleinen und mittleren 
Betriebe, die sich am wenigsten. selber helfen 
können und die meist nur Versprechen 
bekommen haben, ganz besonders am Herzen 
liegen, möchte ich feststellen, daß ich sehr 
froh darüber bin, weil diese Insolvenzhilfe für 
die mittelständische Wirtschaft wirklich sehr 
gut ist und weil sie bei allen Parteien - das 
möchte ich auch sagen - Verständnis gefun­
den hat. 

Ich möchte aber dennoch in aller Deutlich­
keit feststellen, daß es sich dabei keineswegs 
um eine aktive Förderung der Klein- und Mit­
telbetriebe handelt, sondern bestenfalls um 
ein Bemühen, in diesem Bereich den existenz­
bedrohenden Dominoeffekt von Großinsolven­
zen auszuschalten oder aufzuhalten und 
dadurch auch wieder eine gewisse Sicherheit 
für Arbeitsplätze zu geben. Arbeitsplätze spie­
len eine große Rolle. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Maßnahmen sind aber nicht nur deswe­
gen notwendig geworden, weil unsere Wirt­
schaft von einem anhaltenden internationa­
len Konjunkturtief betroffen ist, sie sind vor 
allem auch deswegen erforderlich, weil 
unsere Betriebe durch ständige Belastungen 
durch Steuererhöhungen und besonders 
durch hohe Sozialkosten in ihrer Wettbe­
werbsfähigkeit und in ihrer Substanz schwer 
beeinträchtigt sind. Wenn wir heute Insol­
venzfolgen mit öffentlichen Mitteln abwenden 
müssen, bedeutet das einen gewissen Aus­
gleich für die Politik, die die Wirtschaft über­
fordert. Die Berücksichtigung der Klein- und 

Mittelbetriebe in der Beschäftigungssiche­
rung, glaube ich, entspricht auch dem 
Mock-Kreisky-Abkommen zur Wirtschafts­
politik. 

Dieses Abkommen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist sicher ein Fortschritt 
in der Wirtschaftspolitik und ein Beweis 
dafür, daß der gute Wille der Parteien zum 
Ausdruck gekommen ist und eine Zusammen­
arbeit in schwierigen Zeiten auch notwendig 
ist. (Beifall bei der ÖVP.) Damit ist allerdings 
unsere seit langem erhobene Forderung nach 
einer wirtschafts gerechten Politik noch lange 
nicht erfüllt. (Neuerlicher Beifall bei der 
ÖVP.) Wenn wir Krisen überwinden wollen -
und ich glaube, das müssen wir tun - und 
auch einen Aufschwung erreichen wollen, 

. dann brauchen wir dazu eine grundsätzliche 
Neuorientierung. 

Meine Damen und Herren! Leistung muß 
sich wieder lohnen. Die Eigenkapitalbildung 
muß erleichtert und die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Betriebe sowohl im Inland als auch 
im Ausland muß gefördert und gestärkt wer­
den. Insbesondere aber sollten Experimente 
unterbleiben, die darauf hinauslaufen, 
Arbeitsplätze mit weniger Arbeit und mehr 
Kosten für die Betriebe zu sichern. Das, 
meine Damen und Herren, ist eine Illusion. 

Die Unternehmer sollten wieder an eine 
Politik glauben können. Sie müssen die Mög­
lichkeit haben, ihre Initiativen zu entfalten. 
Sie müssen längerfristig planen können, 
damit hier auch eine Sicherung für Arbeits­
plätze möglich ist. Nut so werden wir, glaube 
ich, eine dauerhafte Beschäftigung in unse­
rem Land schaffen, für die die Österreichi­
sche Volkspartei auch eintritt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Die heute im Parlament behandelte Novelle 
zum Garantiegesetz leistet sicher einen Bei­
trag, daß im klein- und mittelbetrieblichen 
Bereich viele Arbeitsplätze erhalten werden, 
die ansonsten vielleicht in Schwierigkeiten 
gekommen wären. 

Meine Damen und Herren! Aus dieser Über­
legung stimmt die Österreichische Volkspar­
tei diesem Antrag zu. (Beifall bei der 
ÖVP.) 10.19 

Präsident: Nächster Redner: Herr Abgeord­
neter Mühlbacher. 

10.20 

Abgeordneter Mühlbacher (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Es wurde 
bereits ausgeführt, daß mit dieser Novelle 
zum Garantiegesetz die Voraussetzung 
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geschaffen wird, die Insolvenzhilfen für 
Klein- und Mittelbetriebe fortzusetzen und 
darüber hinaus noch die Vergabebedingungen 
zu verbessern, sodaß also auch Kleinschäden 
bei Klein- und Mittelbetrieben nach Insolven­
zen Berücksichtigung finden. 

Wir haben für diese Aktion bisher bereits 
einen Betrag von 350 Millionen Schilling 
bereitgestellt. Es war dies eine wichtige Hilfe 
für Klein- und Mittelbetriebe, und ich möchte 
sagen, daß erst auf Grund dieser Maßnahme 
für so manchen Klein- und Mittelbetrieb eine 
Sicherung seiner Existenz möglich war, denn 
derartige Schadensfälle aus Insolvenzen brin­
gen unseren Unternehmungen große Schwie­
rigkeiten. Ich kann sagen, daß mit diesem 
Gesetz wirklich viele Folgen aus Insolvenzen 
verhindert wurden, gerade im Klein- und Mit­
telbereich. 

Es ist nur leider so, daß weitere Insolvenz­
fälle eintreten, insbesondere müssen im 
Bereich des Burgenlandes wieder Klein- und 
Mittelbetriebe geschützt werden, denn der 
WBO-Skandal hat viele Klein- und Mittelbe­
triebe in Schwierigkeiten gebracht. Es wer­
den daher von den 170 Millionen Schilling lei­
der viele Beträge an derart geschädigte Klein­
und Mittelbetriebe des Burgenlandes, Nieder­
österreichs und Wiens gegeben werden müs­
sen. (Zustimmung bei der SPÖ. - Ruf bei der 
ÖVP: Haben Sie noch nichts vom AKH 
gehört?) 

Diese Klein- und Mittelbetriebe, diese 
Gewerbebetriebe, können nämlich nichts 
dafür, und man hätte sich bei den ÖVP-Politi­
kern wirklich zeitgerecht überlegen müssen, 
daß man da Mittelbetriebe schädigt. (Abg. Dr. 
Mo c k: Polemisieren Sie nicht!) 

Das ist etwas, was sich die Herren von der 
ÖVP zu Herzen nehmen sollten, daß man 
wirklich Klein- und Mittelbetrieben hilft, 
wenn man alles ordnungsgemäß durchführt, 
und daß es dann nicht zu solchen Schadens­
fällen kommt wie beim Wohnbau skandal im 
Burgenland. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
G ra f: Ist Ihnen nichts Besseres eingefallen?) 

Herr Präsident der Burgenländischen Han­
delskammer! Sie müssen doch zufrieden sein, 
daß es zu dieser Lösung kommt, denn die Mit­
glieder der Burgenländischen Handelskam­
mer sind es ja, die durch diesen Wohnbau­
skandal sehr zu Schaden kommen. Bei Ihnen 
ist das nichts Neues, für uns ist das etwas 
Neues, und wir sind nicht bereit, da mitzutun. 
(Abg. G r a f: Ich habe immer gewußt, daß Sie 
nicht informiert sind, aber daß es so arg ist, 
habe ich nicht gewußt!) Sie können sich ja von 
Ihren Herren vom WBO-Untersuchungsaus-

schuß informieren lassen! (Rufe bei der ÖVP: 
Bauring!) 

Verehrte Damen und Herren! Ich bin froh, 
daß diese Klein- und Mittelbetriebe nicht so 
sehr zu Schaden kommen, aber der Gesamt­
schaden, der dadurch entsteht, kann ja trotz­
dem nicht ersetzt werden. 

Es ist uns also gelungen, mit diesem Gesetz 
finanzielle Schwierigkeiten von Klein- und 
Mittelbetrieben abzuwenden, und ich möchte 
auf noch etwas hinweisen: Vielleicht war das 
dieser berühmte Druck des Herrn Präsiden­
ten Sallinger, daß er so, wie er sagt, für die 
170 Millionen Schilling eingetreten ist. Ich 
habe das jetzt nicht gehört, aber gelesen habe 
ich es in der "Presse" vor ungefähr fünf 
Tagen, wo Sallinger gesagt hat, das sei nur 
eine Initiative der Österreichischen Volkspar­
tei. 

Glauben Sie mir, ich bin nicht einer, der 
streitet, wer da wofür besonders eingetreten 
ist, aber vielleicht war es auch ausschlagge­

. bend, daß man da unbedingt den Schaden, der 
durch die WBO-Geschichte im Burgenland 
entstanden ist, beseitigen wollte. 

Nur möchte ich sagen, daß die Initiative für 
diese Maßnahmen schon viel früher ausging. 
Es war nämlich einer der Punkte des Vier­
Punkte-Programms von Finanzminister Dr. 
Salcher. Jetzt setzen wir diese Aktion fort, 
weil es aus wirtschaftlichen Gründen notwen­
dig ist. 

Ich möchte noch etwas unterstreichen, weil 
immer wieder seitens der ÖVP so hervorgeho­
ben wird: Für die Klein- und Mittelbetriebe 
treten angeblich nur der Österreichische Wirt­
schaftsbund und die Österreichische Volks­
partei ein. Verehrte Damen und Herren! Es 
mag Ihnen gelingen, dieses immer wieder 
hinauszubringen dank Ihrer guten Verbin­
dungen zur Presse oder der eigene~. Parteizei­
tung. (Ironische Heiterkeit bei der OVP.) Aber 
lesen Sie sämtliche Regierungsprogramme 
der sozialistischen Regierung, lesen Sie jede 
Budgetrede genau durch, dann werden Sie 
erkennen, daß ein wirkliches Anliegen der 
sozialistischen Regierung die Existenzsiche­
rung der Klein- und Mittelbetriebe ist, die 
Förderung der Klein- und Mittelbetriebe. 

Hier möchte ich darauf hinweisen, welche 
Förderungen es gibt, nicht nur diese passive 
Förderung; es ist keine "aktive", wie das der 
Herr Präsident Sallinger gesagt hat. 

Effektiv aktive Förderungen sind: Gewerbe­
strukturver besserungsgesetz, Existenzgrün­
dungsaktion, Fremdenverkehrsförderung und 
ähnliches mehr, ich kann das gar nicht alles 
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aufzählen. Beschaffen Sie sich den Katalog, 
er ist enorm groß! 

Das sind Maßnahmen, wodurch genau die 
Klein- und Mittelbetriebe gefördert werden: 
für Investitionen, zur Verbesserung ihrer Lei­
stungskraft. Sie sollten das doch erkennen; 
beziehungsweise Sie wissen es ja. Nur hier 
wollen Sie es nicht zugeben, weil Sie immer 
wieder behaupten, hier werde nur der große 
gefördert. (Abg. Dkfm. L ö f f 1 e r: Lesen Sie 
das Buch vom Nowotny!) 

Verehrte Damen und Herren! Sie sprechen 
wider besseres Wissen, denn Sie wissen 
genau, wenn die VOEST eine Kapitalhilfe 
bekommt, daß damit die Existenz soundso vie­
ler Tausender Zulieferbetriebe zur VOEST 
gesichert wird, das sind eben Klein- und Mit­
telbetriebe. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. 
Ne iss er: Erst lesen und dann argumentie­
ren!) 

Sie wissen genau, daß bei jedem großen 
Bauvorhaben die Klein- und Mittelbetriebe 
zum größten Teil mit dabei sind, denn sie sind 
ja die Zulieferer der Großen, das ist ja die Exi­
stenz sicherung durch ihre Liefe rauf träge. Sie 
wollen es nur nicht erkennen, aber Sie wissen 
es! (Rufe bei der ÖVP: Nowotny fragen!) Herr 
Kollege, Sie wissen es doch! Soll ich Ihnen 
sagen, daß wir 5 000 Betriebe als Zulieferbe­
triebe zur VOEST haben? (Anhaltende Zwi­
schenrufe bei der ÖVP. - Der Prä s i den t 
gibt das Glockenzeichen.) Wollen Sie das 
übersehen? 5000 Betriebe, Klein- und Mittel­
betriebe, das heißt, daß auch die Existenz der 
Klein- und Mittelbetriebe gesichert wird. 

Sie können daher, meine Damen und Her­
ren von der ÖVP, die Beträge nicht so verglei­
chen, weil bei der Kapitalhingabe zum Groß­
betrieb die Lieferaufträge für die Klein- und 
Mittelbetriebe ja involviert sind. Das müssen 
Sie doch auch berücksichtigen, das bitte ich 
Sie in Hinkunft zu bedenken. 

Ich bin dem Herrn Präsidenten Sallinger 
sehr dankbar, daß er die Zusammenarbeit 
hervorgehoben hat. Mir persönlich ist es auch 
wichtiger zu wissen, daß es zu solchen Ergeb­
nissen kommt, zu Maßnahmen, die die Exi­
stenzsicherung der Klein- und Mittelbetriebe 
zustande bringen. Mir ist es nicht wichtig, 
wer als erstes das verlangt hat, sondern es 
geht mir um die Sache. (Abg. G r a f: Uns 
auch!) Na ja, bei Ihnen ist ein sehr großes poli­
tisches Spiel in der Wirtschaft immer dabei! 

Unter anderem habe ich nämlich in dem 
Artikel der "Presse" gelesen, daß der Herr 
Präsident Sallinger hervorgehoben hat, wie 
wichtig das Garantiegesetz ist - das unter­
streiche ich auch - und daß es auf seine Ini-

tiative zurückzuführen ist. Dazu habe ich ja 
schon etwas gesagt. 

Aber in demselben Zusammenhang hat er 
gesagt: Die Bürokratisierung, die Bevormun­
dung der Unternehmer muß wegl Verehrte 
Damen und Herren! Das hat wieder so ausge­
schaut, als ob, wenn man zu dieser Hilfe 
kommt, der Aufwand der Bürokratie zu groß 
sei. (Abg. G r a f: Sie sehen das falsch! - Prä­
sident T hai h am m er übernimmt den Vor­
sitz.) 

Aber Sie wissen doch selbst, daß man bei 
einer Förderungsmaßnahme oder einer derar­
tigen Aktion nicht einfach nur hinkommen 
kann und sagt: Guten Tag, ich habe einen 
Schaden erlitten! Es ist selbstverständlich, 
daß da ein Formular ausgefüllt werden muß, 
es ist selbstverständlich, daß man eine Bilanz 
vorlegen muß. Warum drehen Sie das immer 
gleich wieder um und sagen: Der böse Staat, 
da will er gleich wieder allerhand von dir wis­
sen! - Es geht ja nicht anders, das wissen Sie 
doch selbst. 

Jede Förderung ist doch gezielt anzusetzen. 
Wir wollen doch die Investitionen fördern, da 
muß man ja auch wissen, was der Unterneh­
mer investiert, da verlangt man eben dement­
sprechende Unterlagen. Und dann kommen 
Sie und sagen bei jeder Förderung: Das ist 
eine Bevormundung des Unternehmers, ein 
Dirigismus des Staates! 

Ich wiederhole das schon des öfteren hier: 
Keiner der geförderten Selbständigen hat 
sich je beschwert, daß ihm die Arbeit zuviel 
war bei der Einreichung, und keiner hat das 
Gefühl gehabt, daß er jetzt am Gängelband 
der Regierung hängt, deshalb, weil er eine 
Förderungsmaßnahme in Anspruch genom­
men hat. 

Liebe Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei! Machen Sie das nicht in 
dieser Form! Es stimmt nicht! Reden Sie mit 
den Geförderten und Sie werden sehen, daß 
das nicht so ist. In Ihr politisches Spiel paßt 
es hinein; aber man muß auch die Tatsachen 
des öfteren sagen, damit sie bekannt sind. 

Verehrte Damen und Herren! Ich glaube, 
daß die Novellierung des Garantiegesetzes ein 
wichtiger Schritt ist, notwendig aus der wirt­
schaftlichen Situation heraus, die zurzeit 
vorherrscht. Ich hoffe, daß damit eine aus­
reichende Finanzierung erfolgt und daß sie 
weiterhin nicht notwendig sein wird; Gott sei 
Dank sinkt ja die Anzahl der Insolvenzfälle. 

Ich glaube also, daß wir einen weiteren 
Schritt getan haben, die Existenz der Klein­
und Mittelbetriebe zu festigen, und wir begrü-
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ßen daher diesen Initiativantrag. (Beifall bei 
der SPÖ.) 10.30 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Abgeordnete Dipl.-Vw. 
Dr. Stix. Ich erteile es ihm. 

10.31 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Dr. Stix (FPÖ): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Die Novelle zum 

. Garantiegesetz, die wir heute beschließen, ist 
das Ergebnis der wirtschaftspolitischen 
Zusammenarbeit aller drei in diesem Hohen 
Haus vertretenen Parteien. Wir Freiheitlichen 
freuen uns, weil wir es als eine Selbstver­
ständlichkeit betrachten, daß auch wir mit­
wirken an solchen Feuerwehraktionen zum 
Schutze unmittelbar bedrohter Betriebe, in 
diesem speziellen Fall unmittelbar, und zwar 
unschuldig bedrohter Klein- und Mittelbe­
triebe in Österreich. 

Im übrigen ist dieses Garantiegesetz nur 
eines jener Teilgebiete, in denen sich eine im 
Interesse unserer Wirtschaft stattfindende 
Drei-Parteien-Zusammenarbeit abspielt. Ich 
darf in diesem Zusammenhang nur dar an 
erinnern, wie sehr wir uns gegenwärtig alle 
miteinander bemühen, das Insolvenzrecht zu 
verbessern. Das Stichwort "Insolvenzen" 
zeigt ja wie kaum ein anderes die dramati­
sche Entwicklung, in der sich die Wirtschaft 
auch in Österreich - diesmal ist Österreich 
nicht mehr eine Insel der Seligen - im Rah­
men der gesamten wirtschaftlichen Bewe­
gung befindet. 

Wir haben in Österreich, verglichen mit frü­
heren Jahren, grob gerechnet, heute um 
50 Prozent mehr Ausgleiche und Konkurse als 
etwa Mitte der siebziger Jahre. Österreich 
steht damit keineswegs allein. Aus der Bun­
desrepublik Deutschland hört man, daß das 
vergangene Jahr ein Rekordjahr an Insolven­
zen war. Soviel wie noch nie seit der Nach­
kriegs ära. Auch aus den USA werden Rekord­
zahlen an Insolvenzen gemeldet. 

Es nimmt daher nicht wunder, daß auch 
Österreich in diesen allgemeinen Strudel hin­
eingerät. Das Problem, das sich jetzt stellt, ist 
aber für uns deswegen von einer so besonders 
gefährlichen Dimension, weil es allmählich 
jenen Teil unserer Wirtschaft bedroht, von 
dem bisher der größte Beitrag zur Sicherung 
der Vollbeschäftigung und der Arbeitsplätze 
geleistet wurde, nämlich der Bereich der 
klein- und mittelständischen Wirtschaft. Denn 
die Großbetriebe haben auch schon in den 
guten Jahren des hinter uns liegenden J ahr­
zehnts Arbeitskräfte per saldo freigesetzt. 
Und es war der klein- und mittelbetriebliehe 

Teil unserer Wirtschaft, nicht zuletzt auch der 
Dienstleistungssektor, der diese freiwerden­
den Arbeitskräfte aufgenommen und darüber 
hinaus neue Arbeitsplätze geschaffen hat. 

Jetzt aber tritt eine Entwicklung ein, wo 
dieser Teil der Wirtschaft, der bisher die Voll­
beschäftigung in Österreich zur Überra­
schung sogar der Regierungspartei gesichert 
hat, in einen Strudel gerät. Er gerät deswegen 
in einen Strudel, weil große Unternehmen, 
vielfach bisher als für unsinkbare Schiffe 
gehaltene Großbetriebe, in den Konkurs gera­
ten sind und als Folge solcher Großkonkurse 
Hunderte, viele Hunderte Klein- und Mittel­
betriebe in den Strudel des Unterganges eines 
oder mehrerer Großen mit hineingezogen 
werden. Das Garantiegesetz ist hier ein 
bescheidener Schutz, eine bescheidene Feuer­
wehraktion. Es war richtig und konsequent, 
diese Feuerwehraktion nun durch die Auf­
stockung um weitere 170 Millionen zu verstär­
ken. Aber wir Freiheitlichen glauben, daß dies 
nicht genug ist. Wir meinen, daß in der gegen­
wärtigen Situation eine Art Dreistufenstrate­
gie entwickelt werden müßte: In der ersten 
Stufe befinden wir uns mittendrinnen, näm­
lich Feuerwehraktionen für die dringendsten 
Notfälle zu schaffen. Die zweite Stufe wäre, 
der Wirtschaft die Sicherheit zu geben, daß es 
zu keiner neuen Belastungswelle kommt. 
Hier richten wir Freiheitlichen den dringen­
den Appell an den Finanzminister , alle Spiele­
reien und Überlegungen um neue Steuern ein- • 
zustellen und unserer Wirtschaft die Sicher­
heit und die Garantie zu geben, daß sie keine 
neuen Belastungen zu erwarten hat! (Beifall 
bei der FPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Die dritte Stufe einer solchen Vorwärtsstra­
tegie wäre schließlich, Rahmenbedingungen 
zu entwickeln, die langfristig zu einer besse­
ren Eigenkapitalausstattung führen, damit zu 
einer Sicherung der Betriebe und im Wege 
der Sicherung der Betriebe zu einer Siche­
rung der Arbeitsplätze. 

Wir Freiheitlichen haben unsere Vorstellun­
gen dazu auf den Tisch gelegt. Eine der wich­
tigsten unter diesen ist, daß in Zukunft nicht 
entnommene Gewinnanteile, das heißt also 
Gewinnanteile, die zur Sicherung der 
Betriebe, der Arbeitsplätze in den Firmen ste­
hengelassen werden, grundsätzlich aus der 
progressiven Besteuerung herauszunehmen 
wären. - Einer von vielen Vorschlägen. 

Alles läuft aber immer wieder darauf hin­
aus, daß insgesamt Rahmenbedingungen 
geschaffen werden müssen, auf die sich die 
Wirtschafter bei ihrer Planung verlassen kön­
nen. Es ist heute unmöglich und einfach eine 
Zumutung, von Unternehmern - seien es 
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kleine, seien es große - zu verlangen, Investi­
tionen zu tätigen, wenn sie nicht sicher sein 
können, daß die ihren Planungen zugrunde 
liegenden Rahmenbedingungen - Gesetze, 
Steuern und so weiter - nicht im nächsten 
Jahr schon wieder anders sind, in zwei Jahren 
umgekrempelt werden, oder in drei Jahren 
die Rahmenbedingungen völlig anders aus­
schauen können. 

Jede Investition setzt voraus, daß man für 
mindestens fünf Jahre planen kann. Das ist 
ein Minimumzeitraum. Und in diesem Zeit­
raum müssen jene wesentlichen Gesetze, die 
für die Besteuerung, die für die rechtliche 
Konstruktion der Unternehmungen maßge­
bend sind, überschaubar bleiben, sie dürfen 
nicht gravierend verändert werden. 

Wir Freiheitlichen glauben aber, daß es hier 
um einen Punkt geht, wo die sozialistische 
Regierung zum Teil in einem legistischen 
Übereifer einen der schwersten Fehler in der 
Vergangenheit begangen hat, nämlich stän­
dig, von Jahr zu Jahr, die Rahmenbedingun­
gen zu ändern, noch dazu in schwerwiegen­
den Punkten. Durch diese ständige Änderung 
der Rahmenbedingungen haben aber die 
Sozialistische Partei und die sozialistische 
Regierung die Planungsgrundlagen für weite 
Bereiche unserer Wirtschaft zerstört oder 
zumindest erschüttert. 

Daher meinen wir Freiheitlichen, daß es 
notwendig ist, in der dritten Stufe einer Vor­
wärtsstrategie zur Sanierung unserer Wirt­
schaft eine Übereinstimmung, einen Konsens 
dahin gehend zu finden, daß in grundlegen­
den Dingen die Ordnung der Wirtschaft, die 
Ordnung der Wirtschaftspolitik nicht mehr 
verändert wird. Es muß wieder die Sicherheit 
gewonnen werden, daß in der Wirtschaft Pla­
nungen auf einer Grundlage geltender 
Gesetze vollzogen werden können, getätigt 
werden können und man die Gewißheit haben 
darf, daß diese grundlegenden Dinge wenig­
stens die nächsten fünf Jahre halten. Das ist 
ein ganz wichtiger Punkt. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Wir befinden uns aber leider erst in der 
ersten Stufe eines solchen Dreistufenplanes, 
nämlich bei den notwendigen, nützlichen und 
gebotenen Feuerwehraktionen. Eine solche 
haben wir heute wiederum gemeinsam durch 
wirtschaftspolitische Zusammenarbeit aller 
drei Parteien beschlossen. Nun käme es dar­
auf an, wenigstens in die zweite Stufe zu gera­
ten. Es ist das jene Stufe, wo sichergestellt 
werden muß, daß keine neuen Belastungen 
erfunden werden. 

Daher schließe ich mit einem freiheitlichen 

Appell an den Finanzminister, eindeutig klar­
zustellen, daß in diesem und im nächsten 
Jahr aus seiner fiskalpolitischen Sicht heraus 
keine neuen Belastungen mehr auf die Wirt­
schaft zukommen! 

Wir Freiheitlichen appellieren an den 
Finanzminister , diesen notwendigen zweiten 
Schritt zu einer Konsolidierung der Wirt­
schaftspolitik zu tun, denn er ist die Voraus­
setzung dafür, daß in der Wirtschaft wieder 
Vertrauen entsteht. Vertrauen ist die Voraus­
setzung für Investitionen, und diese brauchen 
wir, um die Vollbeschäftigung aufrechtzuer­
halten und zu verteidigen, wie wir Freiheitli­
chen dies wollen. (Beifall bei der FPÖ.) 10.41 

Präsident Thalhammer: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter wünscht kein 
Schlußwort. 

Bitte die Plätze zur Abstimmung einzuneh­
men. 

Wir gelangen zur Ab s ti m m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
1095 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist ein -
s tim m i g. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung angenommen. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 130/ Ader Abgeord­
neten Dr. Marga Hubinek und Genossen 
betreffend sparsamere Gestaltung der Schul-

buchaktion (1067 der Beilagen) 

Präsident Thalhammer: Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Antrag 130/A der 
Abgeordneten Dr. Marga Hubinek und Genos­
sen betreffend sparsamere Gestaltung der 
Schulbuchaktion. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Grabner. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Grabner: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Die 
Abgeordneten Dr. Marga Hubinek und Genos­
sen haben am 7. Oktober 1981 den gegen-

115. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 58

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 115. Sitzung - 13. Mai 1982 11547 

Grabner 

ständlichen Selbständigen Entschließungsan­
trag im Nationalrat eingebracht. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
gegenständlichen Initiativantrag in seiner Sit­
zung am 22. April 1982 in Verhandlung 
genommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle die dem Aus­
schußbericht beigedruckte Entschließung 
annehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich 
den Herrn Präsidenten, in die Debatte einzu­
gehen. 

Präsident Thalhammer: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seine Ausführun­
gen. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Apgeord­
nete Dr. Marga Hubinek. Ich erteile es ihr. 

10.44 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Seit Jahren erleben wir den 
Unmut der Familien über die verschwenderi­
sche Schulbuchaktion, vor allem in jenen 
Familien, wo es mehrere Geschwister gibt 
und diese Geschwister die gleiche Schultype 
besuchen. 

Ich meine, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, daß der Unmut über diese verschwen­
derische Aktion sicherlich nicht vor den sozia­
listischen Familien haltmacht und daß Sie 
eine ähnliche Erfahrung machen, wenn Sie 
nur in Versammlungen gehen und vielleicht 
auch einmal den Äußerungen der sozialisti­
schen Familien Gehör schenkten. 

Das Ausmaß der Verschwendung muß vor 
allem in einer Zeit kritisiert werden, in der 
die Bürger dieses Landes zum Sparen verhal­
ten werden, es eine Belastungswelle nach der 
anderen gibt, die Familien unter dem Steuer­
druck stöhnen und man vor allem nicht weiß, 
welche neuerlichen steuerlichen Belastungen 
zu erwarten sind. Hier ist uns die Regierung 
für den Einfallsreichtum, neue Steuern zu 
erfinden, für manch unangenehme Überra­
schung gut. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Gerade die kryptischen Andeutungen des 
Finanzministers in den letzten Tagen, wie er 
das Budgetdefizit von 70 Milliarden Schilling 
finanzieren wird und wo er neue Steuern 
nicht ausschließt, läßt die Familien Unange­
nehmes erwarten. Ich weiß schon, daß die 
Ansichten über die Ursachen dieser wirt-

schaftlichen Situation ein bißehen auseinan­
dergehen. Der Herr Bundeskanzler meint, die 
Ursache liege bei den konservativen Regie­
rungen der Vereinigten Staaten und von Eng­
land, die offenbar auch schuld seien an dem 
Debakel in Österreich. Wir glauben schlicht, 
es war dies die verfehlte Wirtschaftspolitik 
der Sozialisten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zur gleichen Zeit, in der man den Familien 
sagt, sie müssen den Riemen enger schnallen, 
zur gleichen Zeit geht unverändert jene auf­
wendige Aktion der Gratisschulbücher weiter, 
wo allj ährlich zum Schulschluß neuwertige 
Bücher tonnenweise in den Müllgefäßen lan­
den. (Abg. Dr. S ti pp e 1: Das ist aber eine 
Erziehungsangelegenheit der Eltern!) 

Dazu komme ich noch. Ich weiß nicht, ob 
Sie wissen, wie die Schulgutscheine an den 
Schulen ausgeteilt werden. Das wird verteilt, 
da nimmt ein jeder die Schulgutscheine. Sie 
sollten sich an der Schulpraxis informieren. 
(Rufe bei der ÖVP: Keine Ahnung!) 

Vielleicht sollte Ihnen eine spontane Aktion 
im vergangenen Jahr zu denken geben. Da 
haben zum Schulschluß völlig freiwillig einige 
Jugendliche an acht Wiener Schulen zirka 
3 000 neuwertige Schulbücher gesammelt, im 
Wert von zirka 260 Millionen Schilling, und 
haben diese Schulbücher vor dem Unter­
richtsministerium abgeladen. Der Herr Mini­
ster blieb nach wie vor ungerührt. Eigentlich 
müßte er ja beschämt sein durch das Beispiel, 
durch eine spontane Aktion von Jugendli­
chen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dem Abgeordneten in der vorletzten Bank, 
der meint, die Eltern sollten hier Aktionen 
setzen, möchte ich gerne meine beruflichen 
Erfahrungen mitteilen. Glauben Sie mir, daß 
ich aus der beruflichen Erfahrung die Kehr­
seite kenne. Ich weiß, daß wir zum Schul­
schluß jeweils gegen entsprechende Leihge­
bühr in allen Schulen zusätzliche Mülltonnen 
bestellen müssen, und da stöhnt und ächzt 
nun das Personal der Schulen, um dort in gro­
ßen Säcken die zurückgelassenen Schulbü­
cher aus den Klassen zu schleppen und in 
diese zusätzlichen Container zu stopfen. Der 
Herr Präsident Schnell kann mir sicherlich 
attestieren, daß ich hier eine langjährige 
berufliche Erfahrung einzubringen habe. 
(Abg. Dr. Sc h ne 11: Daraus geht aber nicht 
hervor, daß das alles richtig ist, was Sie 
sagen!) 

Ich lade Sie gerne ein, zum nächsten Schul­
schluß an einer Schule, die Sie selbst bestim­
men können, das selbst zu erleben. (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. A. Schlager: Herr 
Präsident, den Antrag würde ich annehmen!) 
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Ich würde den Damen und Herren der 
sozialistischen Fraktion empfehlen, dann 
zuzuhören, welche Äußerungen, welchen 
Kommentar das Schulpersonal dazu liefert. 
Wissen Sie, die Vox populi ist gelegentlich 
schon sehr lehrreich. Ich würde Ihnen emp­
fehlen, diese Vox populi auch anzuhören. 

Bei der Schulbuchaktion kann man feststel­
len, daß sich die Regierung in eingefahrenen 
ideologischen Geleisen bewegt. Es muß jedem 
Kind ein unentgeltliches Schulbuch gegeben 
werden, es ist ein Grundsatz, diesem Grund­
satz wollen wir' folgen und ihn akzeptieren. 
Nur glaube ich, daß man diesen Grundsatz 
auch mit einem weitaus sparsameren System 
realisieren kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion! Sie haben 
offensichtlich einen Wandlungsprozeß durch­
gemacht. Der ursprüngliche Antrag vom 
11. November 1970, den die Frau Abgeordnete 
Metzker eingebracht hat, bewegte sich ja auf 
einem weitaus sparsameren System. Da 
haben Sie nämlich ein kombiniertes System 
vorgeschlagen, wobei Sie sehr wohl an eine 
Schülerlade dachten, weil Sie ab dem Jahr 
1972 meinten, man müsse nur mit einem jähr­
lichen Ersatzbedarf von 20 Prozent der einma­
ligen Summe rechnen, die sich natürlich nicht 
bei einer Milliarde wie heuer bewegte, son­
dern damals nur bei 300 Millionen Schilling 
lag. 

Das zeigt doch deutlich, daß Sie ursprüng­
lich auch ein weitaus sparsameres System im 
Auge hatten. 

Ich meine, es ist doch eine Fehlannahme zu 
glauben, daß sich wirklich die Familien mit 
mehreren Kindern alljährlich eine Schulbuch­
bibliothek von Büchern zulegen, die man sich 
nicht ein ganzes Leben aufheben will. Sie blei­
ben bei diesem einmalig gewählten System 
trotz einer massiven Rechnungshofkritik, und 
ich meine, den Gipfelpunkt stellt doch die 
Behauptung des Unterrichtsministers im 
Finanzausschuß dar, der bei den Finanzaus­
schußberatungen im November des Vorjahres 
auf die Schulbychaktion angesprochen 
meinte, es sei dies ein Musterbeispiel an 
Sparsamkeit. 

Die Regierung hat sicherlich ihre eigenen 
Ansichten über Sparsamkeit, wir kennen das. 
Sie reden von Spargesinnung, und gleichzei­
tig wird in einem ungeahnten Ausmaß ver­
schwendet. Hier gibt es eine Reihe von Bei­
spielen, hier spannt sich der Bogen von den 
übervollen Mülltonnen bis zur aufwendigsten 
Regierungsmannschaft. Wenn Sie Länder mit 
einer ähnlichen Bevölkerungszahl mit Öster-

reich vergleichen, so werden Sie sehen, daß 
wir ungefähr eine doppelt so große Regierung 
haben wie die Schweiz, wie Norwegen, also 
Staaten, die ungefähr die gleiche Bevölkerung 
zu administrieren haben. 

Wir haben nicht nur doppelt so viele Mini­
sterien mit einem entsprechenden Beamten­
apparat, das versteht sich natürlich, wir 
haben auch neun Staatssekretäre, und wahr­
scheinlich weiß keiner von uns ganz genau, 
was diese neun Staatssekretäre machen sol­
len. 

Der Bogen reicht aber bitte auch in die 
Zukunft. Wir wollen den gigantischen Konfe­
renzpalast, einen zusätzlichen Konferenzpa­
last bauen, wobei völlig im dunkeln bleibt, 
wer ihn finanziert, zu welchen Konditionen 
uns das Geld geliehen wird. 

Nur eines wissen wir ganz sicher: Zurück­
zahlen werden die Schulden unsere Kinder 
müssen, vielleicht auch noch unsere Enkel­
kinder. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion! Ich wage zu 
behaupten, wenn die Schulbuchaktion aus 
Budgetmitteln zu finanzieren wäre, so wür­
den Sie vielleicht sparsamer vorgehen. So 
aber wird das bezahlt aus den Geldern, die 
den Familien zustehen. Der Familienlasten­
ausgleichsfonds ist im Augenblick der letzte 
aktiv gebarende Fonds, und da hat man über­
haupt keine Bedenken, 1 Milliarde Schilling 
zu entnehmen und zu verschwenden. 

Ich meine, daß die Familien, über deren 
Geldmittel Sie ja so bedenkenlos verfügen, 
ein Anrecht hätten, daß die gleiche Aktion 
sparsamer durchgeführt wird, daß man viel­
leicht mit dem halben Betrag, mit 500 Millio­
nen Schilling, den gleichen Effekt erreicht. 
Sie müßten ja nur das halbe Geld, den halben 
Betrag den einzelnen Schulen überlassen, 
und die werden sicherlich mit dem gleichen 
Effekt eine Aktion durchführen, die ein kom­
biniertes System vorsieht. 

Und Sie argumentieren - ich möchte 
Ihnen gerne auch bei dieser Argumentation 
folgen, um Sie auch korrigieren zu können -, 
das unentgeltliche Schulbuch sei eine Hilfe 
zur Chancengleichheit. 

Ich würde vorschlagen, daß wir nicht von 
der Chancengleichheit, sondern von der Chan­
cengerechtigkeit reden, denn immerhin gibt 
es unterschiedliche Begabungsreserven, gibt 
es einen unterschiedlichen Einsatz von Fleiß. 
Und ich glaube, daß das Imponderabilien 
sind, die sehr wohl eine unterschiedliche Nut­
zung von Chancen zur Folge haben. 
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Die Chancengerechtigkeit der Kinder, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, war 
ein langjähriges Anliegen der Österreichi­
schen Volkspartei. Ich möchte Sie gerne an 
die Vergangenheit erinnern, als es die ÖVP­
Alleinregierung war, die das Schulgeld abge­
schafft hat, die Stipendien eingeführt hat, die 
einen Rechtsanspruch auf Stipendien einge­
führt hat und wo ein ÖVP-Unterrichtsmini­
ster sich die Aufgabe gestellt hat, in jedem 
politischen Bezirk eine höhere Schule zu 
haben. 

Ich weiß schon, daß Sie das heute ein bisseI 
umfunktionieren, daß Sie beispielsweise die 
Wünsche der Eltern in Liesing, im 23. Wiener 
Gemeindebezirk, geflissentlich überhören, 
dort wird der Wunsch nach einer allgemein­
bildenden höheren Schule ignoriert, weil man 
das nicht haben will. Dort sollen alle Eltern 
die Kinder die integrierte Gesamtschule besu­
chen lassen, eine allgemeinbildende höhere 
Schule wird trotz langer Unterschriftslisten, 
trotz Demarchen der Eltern eben nicht 
errichtet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zum Hinweis, die Aktion läßt sich nicht 
anders durchführen, denn es werden so viele 
Arbeitsbücher geschaffen und verwendet und 
hier wäre eine Verwendung durch mehrere 
Jahre nicht möglich: Der Anteil der Arbeits­
bücher ist maximal 30 Prozent, und es gibt 
eine ganze Reihe von Büchern, Lesebücher, 
Atlanten, Religionsqücher, Sprachbücher , 
Grammatiken, die sich sehr wohl mehrjährig 
verwenden lassen. 

Und es ist ja bezeichnend, als wir diesen 
Vorschlag im Finanzausschuß diskutiert 
haben, welches Argument die Frau Staatsse­
kretär sofort eingebracht hat: Wie schwer es 
sei, diesen Vorschlag zu administrieren, es 
bedürfe da einer großen Bundesschülerlade, 
die mehr als 2000 Titel approbierter Schulbü­
cher verwalten müßte. 

Der Hinweis auf eine große zentrale Schü­
lerlade zeigt ja eigentlich, in welchen Denk­
schemata sich die Regierung bewegt. Sie ist 
so bürokratieanfiillig, daß sie auf die einfach­
ste Version gar nicht kommt, nämlich den hal­
ben Betrag anteilsmäßig den Schulen zu 
geben, und die würden mit dem bewährten 
System einer teilweisen Schülerlade zweifel­
los das gleiche Ziel erreichen können. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es gibt auch nicht den Einwand, es gebe 
einen zusätzlichen Personalbedarf. Heute 
erhalten jene Lehrer, die mit der Schulbuch­
aktion betraut sind, zirka 5 000 S im Jahr; das 

variiert, ob es sich um einen pragmatisierten 
Lehrer oder einen Vertragslehrer handelt. 

Früher hat man diesen Lehrern, die die 
Schülerlade betreut haben, die Lehrverpflich­
tung um eine Stunde reduziert, und das 
kommt ungefähr auf den gleichen Betrag hin­
aus. Ich glaube, einen zusätzlichen Personal­
aufwand gäbe es nicht. 

Aber es gibt die Möglichkeit, mit dieser 
Aktion nicht nur für das kommende Jahr 
500 Millionen Schilling aus dem Titel der 
Schulbuchaktion für die Familien zu sparen. 
Wenn Sie dazu noch die Gelder des Reserve­
fonds bei der Postsparkasse besser veranla­
gen als bisher, müßten sich unschwer noch 
einmal 300 Millionen Schilling an Zinsen 
erzielen lassen. Immerhin, mit 800 Millionen 
Schilling, Frau Staatssekretär, wäre es durch­
aus möglich, den Familien eine erhöhte Bei­
hilfe zu gewähren. 

Ich weiß schon, daß die Regierung ein eher 
gestörtes Verhältnis zum Sparen hat. Das 
Wegwerfschulbuch ist sicherlich nicht geeig­
net, die Spargesinnung der Jugendlichen zu 
fördern. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, wir sollten uns einmal überlegen, 
welchen Anschauungsunterricht wir den 
Jugendlichen bieten. Glauben wir wirklich, 
daß wir ihnen ein Bewußtsein schaffen, das, 
was Staat und Gesellschaft ihnen überläßt, zu 
achten, zu respektieren? Glauben wir, daß wir 
auf diese Weise auch eine Beziehung des 
Jugendlichen zum Wert des Buches schaffen, 
um damit das Lesen als eine Gewohnheit zu 
akzeptieren? 

Ich glaube, daß der Bogen von dem Weg­
werfschulbuch reicht bis zu jenen Vandalis­
men an öffentlichen Fernsprechanlagen, zur 
Zerlegung und Demolierung von Straßen­
bahnwaggons nach einem Fußballmatch, wo 
man halt gerne Aggressionen abbaut, bis zu 
jenem Vandalismus, den wir in öffentlichen 
Parkanlagen erleben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Noch ein Wort zur Umfunktionierung des Ent­
schließungs antrages. Wir haben vor mehr als 
sechs Monaten einen Entschließungsantrag 
eingebracht, in dem wir die Regierung auffor­
dern, gemeinsam mit dem Rechnungshof eine 
billigere, eine kostensparendere Lösung vor-
zulegen. . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sie haben diesen Antrag nicht nur lange aufs 
Eis gelegt, Sie haben diesen Antrag umfunk­
tioniert. Sie haben nämlich eine Jubelmel­
dung vom Herrn Unterrichtsminister ver-
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langt. Im Sommer 1983 sollte er über die 
Erfahrungen mit der Schulbuchaktion berich­
ten. (Präsident Mag. Mi n k 0 w i t sc h über­
nimmt den Vorsitz.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, man muß nur in jede Elternver­
sammlung gehen, zu jedem Elternverein, 
dann würde man jene Erfahrungen erhalten, 
die Sie sich vom Unterrichtsminister im Som­
mer 1983 er,bitten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und es dürfte den Antragstellern im 
Finanzausschuß offenbar entgangen sein, daß 
im Juni 1983, wie ich hoffe, der Herr Unter­
richtsminister Sinowatz ja gar nicht mehr im 
Amt ist. Sie wollten aber auf jeden Fall die 
Verschwendung prolongieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, es ist von Politikern unverant­
wortlich, daß wir uns in Zeiten, wo Realein­
kommensverluste hingenommen werden 
müssen, wo die Haushalte ihr Budget nur mit 
Einsparungen und mit knappester Kalkula­
tion über die Runden bringen, die geförderte 
Verschwendung erlauben und sie dulden. 

Ich möchte heute nochmals unseren Ent­
schließungsantrag erneuern, der die Bundes­
regierung auffordert, dem Nationalrat bis 
1. Juni 1982 einen Bericht über die Möglich­
keit einer sparsameren Verwendung der Mit­
tel des Familienlastenausgleichsfonds bei der 
Durchführung der Schulbuchaktion - unter 
Heranziehung einer Stellungnahme des Rech­
nungshofes - vorzulegen. Hiebei ist insbe­
sondere die Möglichkeit zu prüfen, jene 
Bücher, die nicht als Arbeitsbücher oder 
wegen ihrer Verwendung über mehrere Jahre 
(Atlas, Wörterbuch et cetera) ins Eigentum 
übertragen werden müssen, den Schülern im 
Wege einer kostensparenden Schülerlade 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen, damit 
diese Mittel für die Familien bereitgestellt 
werden können. Weiters wird die Bundesre­
gierung aufgefordert, gleichzeitig mit diesem 
Bericht mit einer Regierungsvolage die 
erforderlichen gesetzlichen Maßnahmen dem 
Nationalrat vorzulegen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir appellieren heute an Sie, mit dem System 
des Wegwerfschulbuches aufzuräumen. Wir 
reden von Besteuerung der Einwegflaschen, 
von Dosen und ähnlichem, wir wollen also 
sparsam sein bei jenen Verpackungsmateria­
lien, die die Umwelt belasten. Bitte dehnen 
Sie diese Sparsamkeit auch auf die Schul­
buchaktion aus, eine Schulbuchaktion, die 
bezahlt wird von den Familien, wo die Fami­
lien gegen ihren Willen auf Gelder zu verzich-

ten haben, wo Sie eine Verschwendung pro­
longieren, die durch nichts mehr gerechtfer­
tigt ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir bitten Sie, unseren Entschließungsan­
trag unbelastet einer ideologischen Gesin­
nung, einer ideologischen Bindung, leiden­
schaftslos im Interesse der Familien zu prü­
fen. (Beifall bei der ÖVP.) 11.01 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächste 
zu Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete 
Edith Dobesberger. Ich erteile es ihr. 

11.02 

Abgeordnete Edith Dobesberger (SPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wenn die Frau Abgeordnete 
Hubinek einleitend davon gesprochen hat, 
daß ihr in den Versammlungen immer wieder 
der Unmut der Eltern entgegenschlägt, dann 
muß ich sagen, daß mir das eigentlich im ent­
gegengesetzten Sinn entgegenschlägt. Immer 
wenn auf die Schulbuchaktion die Rede 
kommt, dann sind es die Eltern, die applau­
dieren, weil sie genau wissen, was sie an die­
ser Schulbuchaktion haben und was es für 
das Budget der Familie bringt. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Ich kann mir allerdings einen gewissen 
Unterschied in den Zusammensetzungen der 
Versammlungen vorstellen, denn die Men­
schen, die zu uns kommen, haben unter 
einem Steuerdruck nicht zu.. leiden, weil sie 
nicht in diese Höhen der Einkommen geraten. 
(Beifall bei der SPÖ. - Widerspruch bei der 
ÖVP.) 

Wir haben nicht die Eltern, die 15 000 bis 
20 000 Schilling im Monat verdienen, wir 
befinden uns dort, wo das Durchschnittsein­
kommen ist, und die spüren nicht diesen 
Steuerdruck. (Weitere Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) 

Ich möchte auch noch sagen: Ich bin sehr 
froh, daß Sie diesen Bericht über die Schul­
buchaktion verlangen, und zwar aus einem 
ganz bestimmten Grund: Würde dieser 
Bericht nämlich von einem unserer Abgeord­
neten verlangt worden sein, dann hätten Sie 
ganz bestimmt gesagt, das ist wieder einmal 
eine Meldung, damit sie sich beweihräuchern 
können: Die sozialistische Regierung wird 
gelobt. Das hätte sicher nicht den Eindruck 
gemacht, als so, wenn der Bericht im näch­
sten Jahr auf Ihren Wunsch kommt. Ich bin 
heute schon überzeugt, daß er überwiegend 
positive Fakten bringen wird. (Beifall bei der 
SPÖ.) 
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Sehr froh bin ich außerdem, daß Sie in die­
sem Entschließungsantrag, den Sie einge­
bracht haben, davon sprechen, daß der Grund­
satz der Schulbuchaktion außer Streit steht: 
Auch dieser Punkt der Schulbuchaktion war 
nicht immer außer Streit gestellt. Die Art der 
Schulbuchaktion ist weitgehend mit dem 
Rechnungshof abgesprochen. (Beifall bei der 
SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP: Mängel 
gibt es!) Mängel gibt es natürlich überall. 

Herr Abgeordneter, ich möchte Sie fragen, 
ob Sie sich nicht mehr daran erinnern, wie 
das Schülerladensystem funktioniert hat. Ich 
erinnere mich genau, wie in Linz die Schüler­
lade eingeführt wurde. Damals sind die ÖVP­
Vertreter in der Gemeinde und die christli­
chen Lehrervertreter vehement mit dem Slo­
gan hausieren gegangen: "Mit einem eigenen 
Buch lernt es sich leichter". Mit diesem Argu­
ment sind sie gegen die Schülerlade angetre­
ten. (Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Die Bücher 
haben sie von der Gemeinde Wien gekriegt! 
Die erspart sich jetzt die Gemeinde Wien! Die 
Familien müssen sich die Bücher selber zah­
len!) 

Aber die Gemeinde Wien wird genau wie 
alle anderen sozialistischen Gemeinden, die 
sich die Mittel für die Schülerladen ersparten, 
diese Summen für kinderfreundliche Aktio­
nen verwenden. Das war in Linz so, und ich 
bin überzeugt, auch in Wien. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Ich erinnere mich aber auch an das Argu­
ment, das immer wieder verwendet wurde, 
und zwar glaube ich, daß es vor allem der 
Herr Abgeordnete Leitner gewesen ist, der 
ges~gt hat: Die SPÖ will das freie Schulbuch 
nur aus dem Grund, weil sie damit das rote 
Einheitsschulbuch bekommt. - Darf ich dazu 
ein paar Zahlen sagen. Wir hatten im Jahr 
1972 64 österreichische Schulbuchverlage, 
große Schulbuchverlage und kleinere. Das ist 
heute noch genauso wie damals, nur haben 
wir 1982 nicht 64 Schulbuchverlage oder weni­
ger, wie Sie befürchtet haben, nein, es sind 
100 geworden. 

Sicher haben viele erkannt, daß das ein 
sehr gutes Geschäft ist, aber bitte, es gibt kein 
Einheitsschulbuch, sondern wir haben eine 
noch größere Vielfalt als vorher. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Über die Büchervielfalt haben Sie selber ja 
auch gesagt, daß wir heute über 2 000 Buchti­
tel in der Schulbuchaktion haben, das ist auch 
mehr als eine Verdoppelung. Ebenfalls ein 
Beweis gegen das Argument, das Sie vor zehn 
Jahren verwendeten, wir werden das Ein-

heitsschulbuch einführen. Es ist einfach nicht 
so geworden, wie Sie befürchtet haben. 

Nun zu Ihrem Antrag: Sie reden über das 
"Wegwerfschulbuch" und alle diese Dinge. 
"Wegwerfschulbuch", diesen Namen haben ja 
Sie erfunden: Der ist ja nicht von ungefähr 
gekommen. Es stimmt halt einfach auch 
nicht, wenn Sie sagen, daß es keine erkennba­
ren Elemente der Sparsamkeit gibt. 

Es stimmt bitte auch nicht, wenn Sie sagen, 
vollständige Schulbuchgarnituren können 
nicht an Jüngere Geschwister weitergegeben 
werden. Da muß man immer wieder dar an 
erinnern, daß der Herr Minister immer wie­
der gesagt hat: Es ist möglich, daß Schulbü­
cher wieder verwendet werden. (Abg. Dr. 
Marga Ru bin e k: Wieso?) Es muß ja das 
Limit, das wir eingeführt haben, nicht ausge­
schöpft werden. (Abg. Dr. Marga Hub in e k: 
Ich verkaufe sie Ihnen!) 

Sie sprechen immer wieder davon, daß die 
Eltern ein Mitentscheidungsrecht haben, daß 
die Lehrer ein Recht haben, alles mitzugestal­
ten. Ich habe heute vom Kollegen 
Remplbauer aus dem Bezirk Linz-Land einen 
Aufruf einer Direktion in Zusammenarbeit 
mit dem Elternverein bekommen, in dem alle 
Schüler, die heuer am Schluß des Schuljahres 
ihre Schulbücher, die sie ihrer Meinung nach 
nicht mehr brauchen und daher lieber weg­
werfen wollen, anstatt sie aufzubewahren, 
heuer ersucht werden, diese Bücher in der 
Schule abzugeben. Also das gibt es. (Abg. Dr. 
Marga Hub i ne k: Warum sollen sie sie auf­
bewahren?) Es ist möglich, daß die Schule die 
Bücher weiterverwendet. Es steht nirgends 
geschrieben, daß die Bücher weggeworfen 
werden müssen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Ich glaube auch, die Antragsteller, die 
davon sprechen, daß keine Ansätze zur Spar­
samkeit vorhanden sind, haben den Erlaß des 
Ministeriums nicht gelesen. Denn da steht ja 
folgendes drinnen: Die Direktionen werden 
dringend ersucht, darauf zu achten, daß nur 
Bücher ausgewählt werden, die für den Unter­
richt in den betreffenden Klassen unbedingt 
notwendig sind, weil sie häufig im Unterricht 
verwendet werden oder für die häusliche 
Arbeit unerläßlich sind. Die Hinweise von 
Schülern und Eltern, welche Bücher in den 
vergangenen Jahren nicht ausreichend ver­
wendet wurden, sind zu beachten. Also da ist 
ja sehr wohl ein Kontrollsystem eingesetzt. 
(Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Jeder Lehrer ist 
davon überzeugt, daß sein Buch das wichtig­
ste ist!) Ja, aber wenn die Schüler und die 
Eltern ein Mitspracherecht haben, dann kön-
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nen sie ja den Lehrer kontrollieren. Und die­
ses Kontrollrecht ist eben auszunützen! (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

In dem Erlaß heißt es weiter, wem es beim 
erstenmal nicht aufgefallen ist: Die Schulbe­
hörden erster Instanz werden gebeten, darauf 
hinzuwirken, daß nur Bücher eingeführt wer­
den, die unbedingt notwendig sind. Also ein 
zweites Mal. 

Wir haben es ein drittes Mal: Ebenso ent­
fällt an weiterführenden Schulen die Gut­
scheinausgabe für Bücher, die der Schüler 
schon an der Hauptschule oder der Unterstufe 
der allgemeinbildenden höheren Schule erhal­
ten hat. 

Wir haben ein viertes Mal einen Sparappell 
in diesem Erlaß: Die Lehrerkonferenz und 
Direktionen werden daran erinnert, daß die 
Schulbücher ein Mittel zur Sicherung des 
Unterrichtsertrages sein sollen und daher nur 
Bücher zu beantragen sind, die zur Errei­
chung dieses Zieles unbedingt notwendig 
sind, weil sie häufig im Unterricht verwendet 
werden oder für die häusliche Arbeit unerläß­
lich sind. Bitte, alle diese Dinge sind von den 
Lehrern und von den Direktionen zu berück­
sichtigen. 

Und nun zu Ihrem weiteren Vorwurf, daß 
vollkommene Schulbuchgarnituren in die 
Mülltonne wandern. 

Darf ich daran erinnern, daß in der Volks­
schule überwiegend nur mehr Arbeitsbücher 
und mehrjährige Bücher verwendet werden. 
(Abg. Gur t n er: Das stimmt schon wieder 
nicht! Überwiegend ist das sicher nicht! -
Abg. Dr. S ti p pe 1: Sie haben keine Ahnung!) 
In der Volksschule ist es überwiegend, in der 
Mittelschule sind es rund 50 Prozent. (Zwi­
schenrufe bei der ÖVP.) Verleihfähig sind also 
nur knapp 40 Prozent. 

Und nun zum Argument... (Zwischenruf 
bei der SPÖ. - Abg. Anton Sc h lag er: Eine 
laute Stimme ist auch etwas wert, Herr Kol­
lege!) Das hat der Herr Abgeordnete Schlager 
immer wieder bewiesen, daß eine laute 
Stimme sehr wichtig ist. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. Anton Sc h lag er.) Herr 
Abgeordneter Schlager! Da sind Sie ein leuch­
tendes Beispiel dafür! (Beifall bei der SPÖ. -
Abg. Gur t n er: Ich habe 500 kg Bücher 
daheim! Die sind so gut wie neu!) 

Nun nur schlagwortartig ein paar Sätze zur 
Sparsamkeit. Es war im Jahre 1972, als wir 
die Schulbuchaktion eingeführt haben. Da 
gab es noch keine Grenzbeträgefür Schulbü­
cher in den einzelnen Schulstufen. (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Z i t tm a y r.) Das hat uns 

die Schule in Österreich gelehrt. Wir haben 
ein verhältnismäßig gutes Schulsystem, und 
da haben die Österreicher lesen gelernt. Da 
brauchen wir den Herrn Abgeordneten Zitt­
mayr nicht. 

Nun zu den Beträgen, die die Schulbuchak­
tion kostet. In den letzten sieben Jahren 
kostet die Schulbuch aktion jährlich fast 
gleich hohe Beträge. Wir haben im Jahr 1975 
das erstemal 901 Millionen erreicht und ste­
hen im Jahre 1981 bei 953 Millionen. Obwohl 
wir heute wesentlich mehr Schüler haben, als 
wir sie am Beginn der siebziger Jahre hatten, 
ist der Betrag kaum höher geworden. 

Nun möchte ich noch erinnern, daß Sie 
schon im Jahre 1972 von der Milliarde gespro­
chen haben, und zehn Jahre später haben wir 
die Milliarde noch immer nicht erreicht. (Abg. 
Ottilie R 0 c h u s: Wollen Sie sie erreichen? -
Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Der Grenzbetrag 
wäre nicht notwendig gewesen!) Der Grenzbe­
trag wäre nicht notwendig gewesen, wenn die 
Schulleitungen und die Lehrerkonferenzen 
wirklich nur die Bücher bestellt hätten, die sie 
gebraucht haben. Eine Reihe von Schulen hat 
diese Grenzbeträge nicht gebraucht, die 
waren immer sparsam. (Abg. Dr. Marga 
Hub in e k: Sie verwenden völlig falsche Zah­
len!) Aber es sind doch am Beginn der Aktion 
Bücher angekauft worden, die niemand ver­
wendet hat. Da gebe ich Ihnen recht. Aber 
erst das Limit hat die großen Mißstände weit­
gehend beendet. 

Nun zur Schülerlade, zum freien Schulbuch 
sowie zu den Ersparnissen. 

Wir müßten, wenn wir eine Schülerlade ein­
führen würden, sofort die Qualität der Schul­
bücher wesentlich verbessern, weil sie jetzt 
nur für den kurzen Gebrauch hergerichtet 
sind. Sie müssen nicht länger halten. 

Frau Abgeordnete! Erinnern Sie sich auch 
noch, wie die Ärzte immer wieder protestiert 
haben, daß die Schultaschen der Kinder so 
schwer sind, weil sie die schweren Schulbü­
cher hin- und hertragen müssen? Ich habe 
seit Jahren nichts mehr von den Schultaschen 
gehört. Die Bücher sind also doch leichter 
geworden. (Zwischenrufe.) 

Die Frau Abgeordnete hat auch davon 
gesprochen, daß im ersten Antrag ein kombi­
niertes System vorgestellt worden ist. 

Das ist richtig. Aber als wir das System auf 
das vollkommen freie Schulbuch, das dem 
Schüler gehört, umgestellt haben, hat man 
Erfahrungen aus Untersuchungen in der Bun­
desrepublik und Erfahrungen aus den öster­
reichischen Schülerladen zur Grundlage 
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genommen. Überall waren die Lehrer dage­
gen, daß die Schülerladen eingeführt werden. 

Darf ich aus der Bundesrepublik nur ein 
paar Sätze zitieren, die Lehrer gesagt haben: 

"Die Schüler sollten auch in späteren Klas­
sen noch einmal nachlesen können, was sie 
früher gelernt haben, und deshalb ihre 
Bücher behalten." Oder: ,,Als Schüler kann 
man nur richtig mit Büchern arbeiten, wenn 
man sich Notizen und Bemerkungen ein­
schreiben kann." Oder: "Mit eigenen Büchern 
lernt es sich besser!" 

Ferner kam deutlich zum Ausdruck, ein 
Leihsystem berge die Gefahr, daß die 
Anschaffung von Büchern nach dem neuesten 
pädagogischen Stand gebremst und hinausge­
zögert würde. 

Und ich glaube, daß das Argument stimmt, 
daß wir nur mit dem freien Schulbuch rasch 
eine Fortentwicklung pädagogischer Grund­
sätze verwirklichen konnten. Die Vielfalt ist 
erhöht worden. Die Qualität unserer Schulbü­
cher war früher schlechter. Herr Abgeordne­
ter Wolf, Sie wissen ganz genau, daß wir uns 
als Lehrer immer wieder gesagt haben, die 
deutschen Schulbücher wären sehr viel bes­
ser! Wenn wir doch deutsche Schulbücher hät­
ten! Heute schauen wir nicht mehr nach 
Deutschland, heute haben wir ausgezeichnete 
Qualität im Lande. (Beifall bei der SPÖ.) 

Heute reden wir nicht mehr vom Importie­
ren, heute exportieren wir Bücher, die Schul­
bücher für Randgruppen. Das möchte ich 
wirklich doppelt und dreifach unterstreichen. 

Wer von uns hätte sich einmal träumen las­
sen, daß es Blindenschulbücher gibt, daß es 
Schulbücher für Sehbehinderte gibt ... (Abg. 
Dr. Marga Hub in e k: Das eine tun und das 
andere lassen!) Das ist mit Schülerladen 
schon wesentlich schwieriger, fast nicht mehr 
möglich. 

Wir hätten uns aber auch nicht träumen las­
sen, daß wir für die sprachlichen Minderhei­
ten Schulbücher haben, wir hätten uns nicht 
träumen lassen, daß wir für Gastarbeiterkin­
der Schulbücher sogar in die Bundesrepublik 
exportieren. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. 
Marga Hub i n e k: Und wir hätten uns nicht 
die Verschwendung träumen lassen!) 

Über die Lehrstoffanpassung habe ich 
schon gesprochen. Einen Satz: Ich glaube, daß 
nur das freie Schulbuch die Methodenfreiheit 
wirklich garantiert. (Neuerlicher Beifall bei 
der SPÖ. - Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Das 
ist ein Aberglaube!) 

Es ist auch in der Schülerlade so gewesen, 

daß über das Schulbuch, das in der Schule 
eingeführt wurde, vielfach und sehr oft der 
Beamte entschieden hat, ob das ein Buch ist, 
das man ausscheiden kann. Ich habe nichts 
gegen einen Beamten, aber es war nicht der 
Lehrer, der entschieden hat, solange ein 
Schulbuch ordentlich gewesen ist, durfte man 
es nicht austauschen. Die blieben, ob sie gut 
oder schlecht waren. Die waren noch gut 
erhalten, daher konnte man sie nicht austau­
schen. Je schlechter das Buch war, umso län­
ger ist es gut erhalten geblieben und umso 
länger hat man das Buch gehabt. (Abg. 
Wo 1 f: Frau Abgeordnete! Es steht aber jetzt 
im Erlaß auch drinnen, daß man es länger 
verwenden muß!) Aber es geht um die ein­
zelne Qualität des Buches. 

Nun noch ein Wort zur inhaltlichen Qualität 
des Schulbuches. Ich gebe Ihnen recht, daß es 
auch heute noch Schulbücher gibt, die von der 
Qualität her nicht das sind, was wir uns 
eigentlich erwarten. (Zwischenrufe bei der 
ÖVP. - Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das Parlament 
besteht ohnehin zur Hälfte aus Lehrern!) 

Auch wenn das Parlament zur Hälfte aus 
Lehrern besteht, Herr Abgeordneter Zitt­
mayr, ist es nicht die Aufgabe der Abgeordne­
ten, die Lehrer sind, im Unterrichtsausschuß 
Schulbücher zu schreiben. Das wäre eine 
fürchterliche Geschichte, würden Politiker 
anfangen, Schulbücher zu schreiben. Dage­
gen würde ich mich sehr wehren. Das ist 
Sache der Lehrer und nicht der Parlamenta­
rier! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn ich im "Extrablatt", in einer der letz­
ten Ausgaben, über ein Geographiebuch einer 
6. Mittelschulklasse folgendes lese: Ein Jour­
nalist weist sechs oder sieben schwere Fehler 
in einem einzigen Schulbuch nach - ich bin 
keine Geographin, aber zwei oder drei der 
angeführten Fehler fallen sogar mir als Zweit­
gruppistin auf -, dann muß ich sagen: Das 
gehört unterbunden. Da muß wirklich 
genauer kontrolliert werden, daß es nicht so 
gemacht wird wie in der Antike, wo einer vom 
anderen abgeschrieben hat und dann bis in 
das späte Mittelalter herauf die Spinne sechs 
Beine gehabt hat und nicht acht. Keiner hat 
nachgeschaut, jeder hat abgeschrieben. Daß 
das so weitergeht, möchte ich wirklich verhin­
dern. (Erneuter Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Schluß noch einen Satz über das, was 
die Eltern über das Schulbuch meinen. Es gab 
im Jahre 1979 eine Untersuchung über das 
Schulbuch vom Institut Fessel und vom IFES. 
Da waren 67 Prozent der Gesamtbevölkerung 
der Meinung, daß das Schulbuch jetzt besser 
ist, und nur 22 Prozent der Bevölkerung 
waren der Meinung, daß es früher besser war. 
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Weil Sie immer von Personen mit mehreren 
Schulkindern sprechen, darf ich vielleicht 
auch noch diese Gruppe erwähnen. 80 Prozent 
der Eltern, die mehrere Schulkinder haben, 
meinen, daß das Schulbuch jetzt besser ist, 
als es früher war und nur 13 Prozent der 
Eltern, die mehr Kinder haben, meinen, daß 
es früher besser war. Also Ihre Argumenta­
tion kann in diesem Sinne wirklich nicht 
gemeint sein. 

Es ist sicher kein Justamentstandpunkt, 
wenn wir sagen, wir beharren auf dem freien 
Schulbuch, so wie es besteht. (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Gegen besseres Wissen!) Das ist wohl­
überlegt, und das ist durchdacht. Die Organi­
sation, die pädagogischen Belange werden 
sicher immer wieder verbessert werden kön­
nen. Aber das, was Sie meinen, ist keine Ver­
besserung. Wir sagen daher ein Ja zu diesem 
Bericht und werden diesem Entschließungs­
antrag des Ausschusses auch unsere Zustim­
mung sehr gerne geben. (Beifall bei der 
SPÖ.) 11.26 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Frischenschlager. Ich erteile es ihm. 

11.26 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das Thema Schulbuch ist sicher­
lich ein finanzpolitisches Problem und ein 
pädagogisches Problem. Aber nicht nur so, 
wie man es normalerweise betrachtet allein 
als eine Frage, wie mit dem geschriebenen 
Wort umgegangen wird, sondern ich sehe die 
Debatte um das Schulbuch heute in einem 
größeren Zusammenhang. Mir geht es darum, 
daß wir anhand dieses Beispiels einmal zei­
gen, wie wichtig es für uns alle, aber auch für 
den Jugendlichen ist, uns klarzuwerden, was 
der Staat für uns leistet, und daß das etwas 
kostet. Wir müssen uns fragen, woher das 
Geld kommt. Wir können den Staat nicht als 
einen Selbstbedienungsladen betrachten, wo 
das Geld wie selbstverständlich nachwächst, 
man die Dinge nur abholt, sondern jeder 
Staatsbürger, aber auch jeder Jugendliche 
muß sich klar sein, daß der Staat und seine 
Leistungen etwas kosten und wir alle aufgeru­
fen sind, in schwierigen wirtschaftspoliti­
schen Zeiten uns zu überlegen, was mit dem 
Geld, das der Staat nicht mehr in der entspre­
chenden Menge hat, passiert. Und das ist ein 
zentraler Punkt bei der Schulbuchdebatte. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Die Schulbuchaktion ist ein Musterbeispiel. 
Wir haben sie in günstigen Zeiten beschlos­
sen, aber, meine Damen und Herren, die fet-

ten Jahre sind vorbei. Wir sollten daher nach 
Alternativen suchen, die kostensparender 
sind, die das Ziel besser erreichen, und wir 
sollten vor allem überlegen, wie wir erreichen 
können, daß das Bewußtsein über die Kosten 
der staatlichen Leistungen stärker hervor­
kommt. 

Ich glaube, wir sind alle aufgerufen umzu­
denken, zu überlegen, wie wir für einmal 
Beschlossenes, wie zum Beispiel das Konfe­
renzzentrum - ich erwähne nur das Schlag-

.I wort -, aber auch die Schulbuchaktion, wenn 
wir es auch einmal beschlossen haben, viel­
leicht alle zusammen, vielleicht auch nur ein 
Teil des Hauses, neue Alternativen, sparsa­
mere Wege finden. Darum sollten wir uns alle 
bemühen. Das ist auch eine Erziehungsauf­
gabe, eine Erziehungsaufgabe für die Jugend­
lichen, aber vor allem auch für uns alle: für 
die politischen Kräfte und für jeden Staats­
bürger. (Beifall bei der FPO.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Statt dessen - und das ist beim Thema 
Schulbuch eben sehr leicht möglich - gehen 
wir mit pädagogischen oder auch ideologi­
schen Dreschflegeln aufeinander los. Wir alle 
kennen die Debatte, mir hängt sie schon zum 
Hals heraus, es kommt nichts Neues nach. 
Die Sozialisten sagen, es ist alles bestens, und 
die Opposition sagt, es ist alles Geldver­
schwendung und derlei mehr. 

Wir sollten jetzt tatsächlich einmal einen 
Zwischenschlußstrich ziehen und sollten uns 
offen eingestehen: Wir haben eben in Zeiten, 
wo es uns besser gegangen ist, diesen Ver­
such gestartet, wir haben inzwischen pädago­
gische, budgetpolitische, schulpraktische 
Erfahrung gesammelt, und jetzt überlegen 
wir, was wir aus diesem Resümee machen. 

Das Faktum der Verschwendung liegt lei­
der auf der Hand. Es geht gar nicht um das 
berühmte Beispiel, nämlich daß die Müllton­
nen am Schulschluß voll sind, sondern die 
Verschwendung ist eigentlich - würde ich 
sagen - zwangsläufig mit dem System der 
Schulbuchaktion verbunden. Es geht eben 
darum, daß man den betreffenden Leuten, das 
sind die Lehrer, die Schüler und natürlich 
auch die Eltern, sagt: Ihr bekommt vom Staat 
da etwas umsonst, nehmt es! Dann entsteht 
die Begehrlichkeit und eine Einstellung, daß 
eben dieses "Geschenk des Staates" nicht 
sehr ernst genommen wird. Das hat dann eine 
Kostenexplosion zur Folge. 

Diese fängt einmal bei den Schulbuchauto­
ren an. Es ist ganz logisch, daß in dem Augen­
blick, wo das ein Geschäft wird, sich dann ein 
jeder, der glaubt, er sei dazu berufen, hinßetzt 
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und ein Schulbuch verfaßt. Es gibt da die ver­
schiedensten Kanäle, die es ermöglichen, daß 
das auch tatsächlich unter das Volk gebracht 
wird, empfohlen wird und so weiter. Es gibt 
da alle möglichen Erscheinungen, und zwar 
daß da manche Leute Schulbücher verfassen 
und ihre Einflüsse haben, daß diese dann 
auch tatsächlich approbiert werden. Das ist 
eine Begehrlichkeit, die wächst. 

Die zweite Ebene, wo diese Kostenexplo­
sion stattfindet, ist natürlich die Schule. 
Schulbücher kosten nichts, sie sind angeblich 
umsonst. Sie kosten uns alle sehr viel Geld, 
das weiß man, aber nach außen hin scheinen 
sie nichts zu kosten. Was liegt näher, als daß 
sich die Lehrer sagen: Nehmen wir dieses 
Jahr jenes Buch, nächstes Jahr ein anderes. 
Nehmen wir zwei, nehmen wir drei, und auf 
einmal gibt es eben diese Explosion von den 
verwendeten Schulbüchern. 

Die dritte Ebene, wo viel verschwendet 
wird, ist natürlich der Schüler. Der Schüler 
sagt: Ich bekomme das Schulbuch geschenkt, 
sehr gut gebunden ist es auch nicht, denn es 
zerfällt ja nach einem halben Jahr, also ist 
das Ganze nichts wert. Das ist etwas, wovor 
man keine Ehrfurcht haben muß, und es 
daher auch nicht entsprechend schätzt. 

Ich würde sagen, das System des Schulbu­
ches, so wie es angegangen wurde, muß 
zwangsläufig zur Verschwendung führen. Ich 
halte insbesondere Ihre Begründung, Frau 
Staatssekretär, nicht für zutreffend, wenn Sie 
sagen: Es kann weder das Bundesministe­
rium für Unterricht noch das Finanzministe­
rium dafür, daß eben da eine gewisse Ver­
schwendungspraxis eingerissen ist. Dafür 
können die Ministerien nichts! Da sind halt 
die Schüler zum Teil schuld, es sind die Schu­
len und die Lehrer schuld. 

Die Regierung hat für die Schulbuchaktion 
einen gewissen Rahmen geschaffen, und 
innerhalb diesem läuft sie ab. Zwangsläufig 
ist diese Verschwendung jetzt einfach die logi­
sche Folge aus den aufgezeigten Gründen. 

Aber ich möchte jetzt gar nicht auf diese 
Details eingehen. Sie sind ja alle bekannt. Mir 
geht es um die weitere Vorgangsweise. Die 
Volkspartei hat einen Entschließungsantrag 
eingebracht, wo sie mit Schwerpunkt "Schü­
lerlade" etwas Neues machen möchte; das ist 
sicherlich ein Weg. Wir werden, damit das 
Thema sachlich angegangen wird, dem Ent­
schließungsantrag zustimmen. Wir h;:tlten es 
für eine ausgesprochene Schutzchuzpe, was 
die SPÖ im Unterausschuß oder, besser 
gesagt im Finanzausschuß gemacht hat, wo 
man gesagt hat: Man wird einen Bericht ein-

mal vorlegen, und zwar nach den nächsten 
Wahlen. Man weiß ja, daß das in der nächsten 
Legislaturperiode sein wird. Das ist Pflanze­
rei, Frau Staatssekretär! Sagen wir es ganz 
offen: Das ist ein Wegschieben des Problems 
und ist einfach unsachlich! 

Ich würde sagen: Lassen wir die polemi­
schen Auseinandersetzungen um das Schul­
buch. Gestehen wir offen ein: Es war ein Ver­
such! Die einen waren skeptischer, die ande­
ren waren weniger skeptisch. Jetzt liegen 
Erfahrungswerte vor, und jetzt ziehen wir im 
Lichte der finanzpolitischen Situation des 
Staates ein Resümee und versuchen, das päd­
agogisch Wertvolle an der Schulbuchaktion 
mit anderen, mit billigeren, mit sparsameren 
Mitteln zu erreichen. Lassen wir die polemi­
sche, ideologische Auseinandersetzung,' und 
suchen wir den sachlichen Weg! Probieren wir 
das! Der Entschließungsantrag weist in diese 
Richtung. Ich glaube, es fällt niemandem ein 
Stein aus der Krone, wenn er sagt: Gehen wir 
es neu an. 

Darum möchte ich die Bundesregierung 
und die Fraktionen dieses Hauses ersuchen. 
(Beifall bei der FPÖ.) 11.35 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kohlmaier. Ich erteile es ihm. 

11.35 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Kollegin Dobes­
berger hat hier eine Bemerkung gemacht, die 
ich noch einmal ganz kurz aufgreifen möchte, 
weil es sich lohnt, daß man sie festhält, und 
wir sollten versuchen, sie doch irgendwie zu 
deuten .. 

Sie haben nämlich gesagt, sehr geehrte 
Frau Kollegin, daß in den Versammlungen, 
die Sie abhalten oder die Sie besuchen, Ihnen 
das Problem des Steuerdrucks nicht entge­
gengehalten wird. Seit Sie das gesagt haben, 
rätsle ich darüber, was für Versammlungen 
Sie durchführen. Ich kann mir nicht vorstel­
len, daß Sie nur im Obdachlosenheim Ihre 
politischen Kontakte pflegen. Ich könnte mir 
auch nicht vorstellen, daß Sie nur Leute dort 
empfangen, die so wohlhabend und geschickt 
sind, sich durch die Einschaltung der Consul­
tatio aller steuerlichen Sorgen zu entledigen. 
(Ruf bei der SPÖ: Das ist eine Unterstellung!) 
Ich kann mir eigentlich nichts anderes vor­
stellen, als daß Sie auf diesem Gebiet die not­
wendige Aufmerksamkeit nicht obwalten las­
sen. 

Sehr geehrte Frau Kollegin Dobesberger! 
Wir haben nach den derzeitigen Progressions-
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stufen, die Sie als Abgeordnete mitgebilligt 
haben, bei einem Einkommen von bis zu 
150 000 S pro Jahr einen Grenzsteuersatz von 
33 Prozent; das ist etwa ein Drittel. Da bewe­
gen wir uns nach den Ihnen sicher bestens 
bekannten Statistiken im Durchschnitt der 
Arbeitnehmer. Das bedeutet, daß durch den 
Progressionstarif, den Sie mitbeschlossen 
haben und den Sie gegenüber Ihren Ver­
sammlungsteilnehmern wohl zu vertreten 
haben, die Arbeitnehmer, die zu Ihnen in die 
Versammlung kommen oder auch nicht kom­
men, von jeder Lohnerhöhung und Gehaltser­
höhung, die durch Kollektivvertrag herbeige­
führt wird, ein Drittel an den Staat abzulie­
fern haben. 

Sie wissen doch sehr genau, daß die heuti­
gen Kollektivvertragserhöhungen oft nicht 
einmal ganz die Inflation abgelten. Wenn Sie 
sagen, daß, wenn man von der nicht einmal 
Inflationsabgeltung ein Drittel abliefern muß, 
und das bei einem Durchschnittseinkommen 
von bis zu 150000 S pro Jahr, die Leute kei­
nen Steuerdruck spüren, dann frage ich mich 
wirklich, wo Sie Ihre Versammlungen abhal­
ten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber das ist nicht das heutige Thema. Ich 
wollte das nur festhalten, vielleicht als Kurio­
sum dieses österreichischen Nationalrates 
oder als Kuriosum Ihrer Versammlungen, 
oder beides. 

Worauf ich heute hinweisen wollte und hin­
weisen muß ist, daß wir hier, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, einem Phäno­
men gegenüberstehen, dem Phänomen des 
gleichzeitigen Auftretens von öffentlicher 
Verschwendung und privater Sparsamkeit 
nach einem Dutzend Jahre sozialistischer 
Regierung. 

Ich habe vor kurzem wieder ein Dokument 
zur Hand genommen, das zu den Kostbarkei­
ten gehört, die ich mir aufbewahre. Es ist ein 
Rednerdienst des ÖG B aus dem Jahr 1967, wo 
der ÖGB gemeinsam mit dem österreichi­
schen Arbeiterkammertag grundsätzlich zu 
Fragen des Familienlastenausgleichs Stellung 
genommen hat. Von den Schulbüchern war 
damals noch keine Rede. 

Damals hat man in sehr dezidierter Form 
gesagt: Der Familienlastenausgleich stellt 
einen Soziallohn dar. Und als man in Öster­
reich sechs Prozent Beiträge für den Fami­
lienlastenausgleich beschloß, haben die 
Arbeitnehmer auf eine entsprechende Lohn­
erhöhung verzichtet. Das bedeutet ein für alle 
Male - ich zitiere noch immer den ÖGB und 
den Arbeiterkammertag aus der Zeit der 
ÖVP-Alleinregierung -, daß alles, was auf 

dem Beihilfensektor geschieht, aus dem 
Familienausgleichsfonds gedeckt wird, Ver­
wendung des Soziallohns der Arbeitnehmer 
ist. 

Meine Damen und Herren! Alles, was Sie 
auf dem Sektor Schulbücher tun, tun Sie nach 
der Diktion von ÖGB und Arbeiterkammertag 
- ich glaube kaum, daß man in dieser Grund­
satzfrage heute eine ganz andere Haltung 
bezieht - in Verwendung eines Soziallohnes. 
Ich möchte mich heute der Frage zuwenden, 
ob die Schulbuchaktion eine vernünftige,' 
kluge Verwendung von Soziallohn ist. 

Ich muß auf diesen Soziallohn auch deswe­
gen hinweisen, Hohes Haus, weil ich seit dem 
ersten Tag auf dem Standpunkt stehe - und 
davon werde ich nicht abrücken -, daß die 
Bezeichnung Gratisschulbuch nichts anderes 
als eine Lüge ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dieses sogenannte Gratisschulbuch wird ja 
nicht von irgend jemand geschenkt, sondern 
ist eine andere Verwendung eines für die 
Familien bereits gewidmeten Soziallohns. 
Was Sie hier tun, meine Damen und Herren 
von der SPÖ, ist nichts anderes, als daß Sie in 
diese Mittel, die den Familien bereits gewid­
met waren, hineingreifen und sagen: Wir 
bestimmen jetzt, daß von diesen Familienmit­
teln ein bestimmter Teil für Schulbücher aus­
gegeben wird. 

Nun kann man darüber diskutieren, ob 
dadurch nicht ein zusätzlicher Ausgleichsvor­
gang herbeigeführt wird. Das ist der Grund, 
warum man die Idee an sich nicht verwerfen 
soll, denn wer Kinder in der Schule hat, hat 
zusätzliche Ausgaben. Diese sollen aus dem 
Lastenausgleich gedeckt werden - aber nicht 
gratis; gratis wäre es ja nur, wenn die Buch­
drucker, Buchbinder und Buchhändler 
umsonst arbeiten würden. Wenn man schon 
diesen Weg beschreitet und sagt: Schulbücher 
aus dem gemeinsamen Familientopf, so muß 
es einen Lastenausgleich zwischen denen 
geben, die Schulkinder haben, und den Fami­
lien, wo die Kinder nicht, noch nicht oder 
nicht mehr in die. Schule gehen. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn wir 
uns dazu bekennen, dann besteht doch die 
oberste Verpflichtung, daß wir bei der Ver­
wendung dieser Familienmittel so vorgehen, 
wie Familien selbst mit den Mitteln umgehen 
würden. Was wir heute tun und durchexerzie­
ren, ist nichts anderes, als daß wir die Fami­
lien, die heute mehr denn je sparen müssen, 
dazu zwingen, einen Teil der Familienmittel 
nicht sparsam, sondern verschwenderisch 
auszugeben. Das ist das eigentliche Ärgernis. 

Meine Damen und Herren! Die Familien 
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müssen heute sparen. Sie müssen immer 
mehr sparen. Es ist bekannt, daß der Fami­
lienlastenausgleich einen immer geringeren 
Teil der Kinderkosten deckt. Die Familienbei­
hilfen bleiben nachweisbar hinter den Fami­
lienerhalterkosten zurück. Der Familienla­
stenausgleich wird permanent entwertet. Das, 
was die Eltern als Beitrag im Lastenausgleich 
für die Erziehung der Kinder bekommen, 
wird real immer weniger. Sie müssen immer 
mehr sparen. 

Aber im Sektor Abdeckung der Schulbü­
cher wird diese Sparsamkeit nicht vollzogen, 
sondern dort wird verschwendet. 

Damit tritt in einem wesentlichen sozialen 
Bereich die Tatsache ein, daß die schlechte 
Dotierung des Familienlastenausgleichs die 
Familien zum Sparen zwingt, sie aber gleich­
zeitig zwingt, einen Teil ihrer Mittel in Super­
verschwendung auszugeben. Das ist soziales 
Unrecht, meine Damen und Herren! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Ich darf nur ein ganz simples Beispiel her­
nehmen. Ein Lebensbedürfnis der Familie, 
ein ganz einfaches, natürliches Bedürfnis ist 
die Bekleidung der Kinder. Ja selbst in Fami­
lien, wo ein gewisser Wohlstand herrscht, ist 
es richtigerweise gang und gäbe, daß man das 
abgelegte Kleidungsstück, dem das Kind ent­
wachsen ist, nicht in den Mist wirft, sondern 
es aufhebt für das nächste Kind, daß man es 
Verwandten, Freunden gibt. Da bekommt 
man es wieder zurück, irgendwann einmal. 

Familien müssen sehr sorgsam mit diesen 
Dingen umgehen. 

Niemand hat das Herz, ein Paar Schuhe 
wegzuwerfen, weil das Kind dem Alter ent­
wachsen ist. So verhalten sich Familien, die 
mit ihrem eigenen Geld umgehen oder die mit 
dem Geld umgehen, das ihnen der Lastenaus­
gleich" anvertraut hat, um damit zu wirtschaf­
ten. 

Wirtschaften ist doch etwas, was wir überall 
tun sollten. Aber bei den Schulbüchern, da 
wird vom Staat den Menschen ein anderes 
Verhalten vorgeführt, nicht der sparsame 
Umgang, nicht das Haushalten, nicht das 
sorgfältige Bewahren der Werte und Güter. 
Auch wenn diese nicht mehr gebraucht wer­
den, wirft man sie nicht weg. Da geht man 
diesen anderen Weg, der zum ÄrgerniS wird. 
Und Sie wissen doch ganz genau, meine 
Damen und Herren von der SPÖ, Sie spüren 
es ja auch - selbst in den Versammlungen, 
die die Kollegin Dobesberger frequentiert, 
wird es wohl so sein -, daß dieses ÄrgerniS 
nicht beseitigt ist, sondern daß es nach wie 
vor vorhanden ist, dieses Unbehagen, das 

stärker wird, je mehr die Menschen spüren, 
daß sie ihr eigenes Einkommen immer schwe­
rer erarbeiten und immer schwerer damit 
auskommen, wo sie spüren, daß die öffentli­
che Hand auch immer weniger mit den finan­
ziellen Mitteln auskommt. 

Meine Damen und Herren! Die Schulbuch­
vergeudungsaktion spielt sich ab als Sektor 
eines sozialen Ausgleichssystems - Fami­
lienlastenausgleich -, das zunehmend notlei­
dend wird. Als Sie das Schulbuch eingeführt 
haben - das sogenannte Gratisschulbuch, 
dieses Wort ist, ich sage es noch einmal, eine 
Lüge! -, als Sie sich am Beginn Ihrer Regie­
rungsverantwortung befanden und das soge­
nannte Gratisschulbuch einführten, befanden 
Sie sich in der fabelhaften Lage, überall, wo 
öffentliche Kassen vorhanden waren, ins 
Volle zu greifen. 

Die ÖVP-Regierung hatte Ihnen einen 
Zustand der öffentlichen Kassen überlassen, 
der Ihnen unendlich viele Möglichkeiten 
eröffnet hat. Das war die Spielwiese der 
beginnenden sozialistischen Regierung. Das 
Geld war da, in den Menschen Illusionen 
erwecken zu können: Bei uns könnt ihr alles 
umsonst haben. - Und dieses Gratisschul­
buch, das sich fälschlich "Gratis schulbuch" 
nennt, sollte ja ein gesellschaftspolitisches 
Signal sein: Sozialismus ist Gratisgabe! Ihr 
braucht euch nicht anzustrengen! Wir greifen 
in die öffentlichen Kassen und geben euch, 
was ihr braucht. (Abg. Dr. Marga Hub i -
n ek: Beglückung durch den Staatf) Diese 
Illusion des Sozialismus kann man nämlich 
nur dann verwirklichen, wenn man vorher 
eine sogenannte konservative Regierung 
gehabt hat, die die Kassen gefüllt und in Ord­
nung gehalten hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die nächste Regierung, meine Damen und 
Herren, die sozialistische ... (Zwischenruf bei 
der SPÖ.) Ich sage "sogenannte konserva­
tive". Es ist ja so herzig, wenn die SPÖ immer 
von den Koservativen redet. Die sind inner­
lich emigriert, nach England, weil sie die 
österreichische Situation nicht mehr ganz 
"derpacken" . Ihr Gegner ist die konservative 
Partei. Kollege Blecha wird demnächst zu den 
Falkland-Inseln eingezogen werden, denn er 
ist ja schon im konservativen Bereich oder in 
diesen politischen Kategorien. Wenn ich 
Sozialist wäre, wäre ich sehr vorsichtig, 
immer englische Vergleiche heranzuziehen, 
denn den Zustand der dortigen Labour Party, 
den schaue ich mir an. Ich weiß ja heute nicht 
einmal mehr: Wer ist denn eigentlich die 
Schwesterpartei der Sozialisteri in England, 
ist es die Labour Party oder sind es die neuen 
Sozialdemokraten? Die Labour Party ist 
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heute eine radikale Linkspartei. (Abg. Dr. 
Marga Hub i n e k : Man kann es sich aussu­
chen!) Ich schweife vom Thema ab. Das wollte 
ich nicht, sehr geehrter Herr Präsident, ich 
kehre wieder zu den gefüllten oder leeren 
öffentlichen Kassen zurück. 

Wer immer im nächsten Jahr die Regie­
rungsverantwortung übernehmen wird, wird 
den miesesten Zustand öffentlicher Kassen 
vorfinden, der überhaupt nur denkbar ist. 
Typisches Erbe des Sozialismus! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Das trifft in 
einem dramatischen Ausmaß den familienla­
stenausgleich. Wir werden, meine Damen und 
Herren, heute eine Situation erleben - das 
heißt, sie ist schon da -, wo dieser Familien­
lastenausgleich im Jahr seine guten 3 Milliar­
den Schilling Defizit ausweist. 3 Milliarden 
Schilling Defizit! Wissen Sie, was in Zeiten 
der ÖVP-Alleinregierung der Hauptvorwurf 
sozialistischer Abgeordneter war, wenn es um 
Familienbelange ging? Man darf sich nicht 
einmal an einem kleinen, klitzekleinen Stük­
kerl eines Überschusses vergreifen. Ich 
wollte, wir wären heute in dieser Situation. 

Heute heißt es: 3 Milliarden Defizit im 
Familienlastenausgleich! Dieser 3-Milliarden­
Defizi t-Familienlastenausgleich schmeißt 
Geld für eine Luxusschulbücherverwendungs­
aktion hinaus. Nicht nur Diskrepanz öffentli­
che Verschwendung - private Sparsamkeit, 
sondern auch Diskrepanz notleidender Fami­
lienlastenausgleich und üppig wucherndes 
Wegwerfschulbuchsystem. 

Es ist weithin unbekannt, daß im Familien­
lastenausgleich diese äußerst dramatische 
Situation eingetreten ist. 3 Milliarden Defizit! 

Wir haben noch eine Rücklage. Diese Rück­
lage ist aber nicht der Sparsamkeit der Bun­
desregierung zuzuschreiben, sondern sie ent­
stand dadurch, daß man in Zeiten großer 
Lohnerhöhungen und wachsender Beschäfti­
gungszahlen - die sind ja bekanntlich auch 
schon vorbei - einen sehr hohen Zufluß in 
den Familienlastenausgleich hatte, aber die­
sen Zufluß nicht an die Familien weitergege­
ben, sondern zunächst einmal gehortet hat. 
Mehr als 10 Milliarden Schilling auf die Seite 
gelegt in die Österreichische Postsparkasse, 
schlecht verzinst, zur Deckung des unersättli­
chen Kreditbedarfes des Finanzministers. 

Die Beihilfen hat man niedrig gehalten. Die 
Familiensteuerermäßigungen hat man abge­
schafft, eingebaut in den Familienlastenaus­
gleich mit den Größenordnungen des Jahres 
1973, meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der SPÖ! Die heute... (Abg. H ir -

sc her: Damit die Kleinen etwas haben 
davon!) Richtig, darüber können wir gerne 
diskutieren, sehr geehrter Herr Abgeordne­
ter! Die heute im Familienlastenausgleich 
übernommene Steuerermäßigung fußt auf 
dem Stand 1973. Im nächsten Jahr, im Wahl­
jahr, wird das, was die Familien aus dem Titel 
Steuerermäßigung bekommen, zehn Jahre 
lang gleichgeblieben sein. Zehn Jahre gleich­
geblieben! 

Nun gut, es war eine Reserve da. 10 Milliar­
den Schilling. Angesichts des Defizits von 3 
Milliarden Schilling, das Ihnen, sehr geehrte 
Frau Staatssekretär, bestens bekannt ist, kön­
nen wir uns an den Fingern einer Hand 
abzählen, wann diese glorreiche Reserve weg 
ist. 

Das dauert zwei bis drei Jahre. Dann ste­
hen wir vor der Situation, daß wir eine Gratis­
schulbuchaktion haben, notleidende, zurück­
gebliebene Familienbeihilfen und kein Geld 
mehr im Familienlastenausgleichsfonds. 

Das ist ein Kunststück, meine Damen und 
Herren! Die Beihilfen niedrig zu halten, die 
Steuerermäßigung umzubringen, das heißt 
einzufrieren auf den Stand 1973, und gleich­
zeitig ein Defizit im Familienlastenausgleich 
mit 3 Milliarden herbeizuführen, das ist eine 
große Kunst. 

Wie kam es zu diesem Kunststück? Die 
Frau Staatssekretär war sehr großzügig und 
hat ein Viertel der Familienlastenausgleichs­
mittel der Pensionsversicherung überwiesen, 
weil der Herr Finanzminister nicht in der 
Lage ist, die Pensionen ordentlich zu dotieren, 
weil er das nicht zusammengebracht hat, was 
Finanzminister der ÖVP selbstverständlich 
gemacht haben, nämlich fast ein Drittel des 
Pensionsaufwandes zu decken. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Die Finanzminister der SPÖ waren nicht in 
der Lage, den Anteil an der Pensionsversiche­
rung zu decken, den wir gedeckt haben. Sie 
decken heute nur noch die Hälfte, die andere 
Hälfte wird den Familien weggenommen. 
Deswegen kommt es zu diesem Abbau des 
Lastenausgleiches und zu diesen Defiziten, 
die wir bestenfalls noch drei Jahre decken 
können. 

Was ist dann, meine Damen und Herren? 
Dann soll nach dem Gesetzeswortlaut - das 
könnte die Frau Staatssekretärin jetzt ein­
wenden - der Staat einspringen, er hat eine 
Ausfallshaftung. Er hat hier dieselbe Ausfalls­
haftung wie bei der Pensionsversicherung; 
der hat er sich ja el'tzogen durch Heranzie­
hen des Familienlastenausgleiches. 
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Und wenn der auch weg ist, was ist dann 
mit der Ausfallshaftung? Dann steht der 
Finanzminister vor der Situation: Die Pensio­
nen hat er mit dem Familiengeld bezahlt. Das 
Familiengeld kann er auch nicht mehr zahlen. 
Jetzt muß er an zwei Seiten Ausfallshaftung 
üben und hat nichts. Das ist das totale Ver­
wirtschaften des Sozialsystems in Österreich! 

Und da sitzt die Frau Staatssekretärin, 
nennt sich Familienstaatssekretärin und ist 
die Hüterin des Zerbröselns eines Systems, 
das wir in vielen Jahren klug, sorgfältig auf­
gebaut haben. Wir sind am Ende im Familien­
lastenausgleich, und Sie vertreten das Ver­
schwendungssystem bei den Schulbüchern. 
Das ist das Groteskeste, was man sich über­
haupt vorstellen kann, meine Damen und 
Herren! (Lebhafte Zustimmung bei der ÖVP.) 

Ich setze den Fall, es kommt nach der näch­
sten Nationalratswahl wieder ein sozialisti­
scher Finanzminister . Ich setze den Fall, es 
ist eine Hypothese. Dieser sozialistische 
Finanzminister muß die Pensionsversiche­
rung dotieren. Er kann dann nicht mehr den 
Familienlastenausgleich heranziehen. Im 
Familienlastenausgleich soll er Ausfallshaf­
tung leisten. Die arabischen Gelder für das 
Konferenzzentrum kriegt er auch im Jahre 
1983/84 noch nicht. Aber er gibt für Schulbü­
cher Geld aus, die man jedes Jahr nicht mehr 
braucht. 

Meine Damen und Herren! Das ist nicht nur 
dieser unverständliche Gegensatz, in meinen 
Augen ist diese Gratisschulbuchaktion ein 
modellhaftes Sichtbarwerden, was Sozialis­
mus eigentlich bedeutet. Ich schenke etwas, 
ich sage gratis, ich bin großzügig. Am Schluß 
sind die Kassen leer, jeder fragt sich, wie soll 
es weitergehen, aber niemand kann es sagen. 

Es ist ziemlich arg, meine Damen und Her­
ren! Und jetzt möchte ich Sie doch wirklich 
freundlich auffordern: Wenn Sie diesen Fami­
lienlastenausgleich schon in den Graben 
geführt haben - 3 Milliarden Defizit heuer, 
nächstes Jahr wird es mehr, die Reserven 
sind bald weg - und wenn Sie nicht mehr 
wissen, wie es weitergeht, dann beginnen Sie 
doch endlich umzudenken, und versuchen Sie, 
diese Schulbuchaktion so zu machen, daß es 
wirtschaftlich vernünftig und vertretbar ist. 

Wir werden auf allen Gebieten dank der 
"großartigen" - ich setze es unter Gänsefüß­
chen - Politik, die Sie geleistet haben, über­
all Einschränkungen vornehmen müssen. Wir 
werden den Gürtel enger schnallen müssen, 
weil wir die Verschwendung der letzten Jahre 
werden zahlen müssen. Dann hören wir doch 
wenigstens mit der Verschwendung auf, wenn 

wir schon wissen, daß uns nichts anderes 
erspart bleibt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber Sie sind ja zunehmend nicht mehr 
gesprächsfähig, meine Damen und Herren 
von der SPÖ, sondern Sie sind zunehmend 
verbohrt und einbetoniert in Ihren Stand­
punkt: Es muß so sein! 

Typisches Beispiel Konferenzzentrum. Man 
kann Ihnen nachweisen, im Wohnbau, überall 
fehlt es. Nein! Es ist beschlossen vom granti­
gen Diktator, daher muß es gemacht werden. 
Sie sind nicht mehr gesprächsfähig. 

Ich bin gespannt, was die Frau Staatssekre­
tärin, die angebliche Hüterin der Familienin­
teressen, sagen wird. Sie wird sich heute 
sicher wieder erheben und wird irgendwelche 
beruhigende, optimistische Meinungen abge­
ben, sie wird sagen: Es geht schon weiter. 
Aber das ist ja alles bitte noch nicht ein 
Gespräch. 

Meine Damen und Herren, unsere politi­
sche Gegnerschaft ist sehr groß. Aber glauben 
Sie, daß wir so borniert sind, nicht zu sehen, 
daß das Weggehen von der Verschwendungs­
politik ein nationales Anliegen ist, das wir in 
allen Fraktionen dieses Hauses erfüllen müs­
sen? Auch als Opposition müssen wir Ihnen 
helfen, Verschwendung zu bekämpfen, wo es 
nur geht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Suchen wir doch gemeinsam die Quellen 
der Verschwendung. Aber dieses gemeinsame 
Suchen geht nicht, weil Sie sich, wie gesagt, 
überall einzementieren, einbetonieren. Konfe­
renzzentrum, Gratisschulbuchaktion - wo 
immer es nur möglich ist, bleiben Sie stur bei 
den einmal beschrittenen Wegen, obwohl die 
Alarmglocken längst läuten und jeder von 
Ihnen, der besonnen über die Situation nach­
denkt, weiß, es geht ja nicht so weiter. 

Ich sage noch einmal: Einen Lastenaus­
gleich mit 3 Milliarden Defizit können Sie 
nicht weiterführen. Frau Staatssekretär, wie 
wollen Sie das? Wo sind die 3 Milliarden, 
wenn einmal die Reserve weg ist? Wo werden 
Sie es hernehmen? Sagen Sie bitte nicht, vom 
Finanzminister. Sie werden betteln und ren­
nen müssen, und es wird genau das eintreten, 
was Dallinger, Ihr Kollege im Kabinett, heute 
erlebt. Dallinger muß heute schon mit Salcher 
darum streiten, daß er für die Sozialversiche­
rung wenigstens die gekürzten Zuschüsse 
bekommt, gekürzt durch Familienlastenaus­
gleichstransfer . 

Und Salcher sagt - darüber werden wir in 
dem Haus noch zu reden haben -: Ich kann 
schon etwas geben, aber es muß vorher 
getrachtet werden, daß die unvernünftigen 

115. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 58

www.parlament.gv.at



11560 Nationalrat XV. GP - 115. Sitzung - 13. Mai 1982 

Dr. Kohlmaier 

Leistungen abgebaut werden. - Das sagt Sal­
eher. 

Demnächst trippeln Sie, Frau Staatssekre­
tär, zu Ihrem Minister und sagen: Jetzt ist das 
Defizit im Lastenausgleich. Die Reserven sind 
weg, ich brauche Geld. - Salcher wird sagen: 
Ja, aber erst dann, wenn die unnötigen Ausga­
ben beseitigt sind. 

Heute haben wir noch eine Chance, sinnvoll 
einzusparen, denn keiner Familie tut es weh, 
wenn wir zu einem billigeren System bei den 
Schulbüchern kommen. Aber nein, da müssen 
Sie wieder den Justamentstandpunkt bezie­
hen. Sie programmieren selbst das Desaster 
der nächsten Jahre, soweit es nicht heute 
schon sichtbar ist. 

Was mich so bedrückt, Frau Staatssekretär 
- ich habe es Ihnen schon oft gesagt, ich 
werde es Ihnen sagen, so lange Sie im Amt 
sind -: Sie haben alle diese Entwicklungen 
gesehen. Hätten Sie sie nicht verstanden, 
dann müßte ich an Ihrer Einsicht zweifeln, 
das will ich nicht. Immer haben Sie nur abge­
deckt, verteidigt und haben damit auch ein 
weiteres sozialistisches Musterbeispiel gelie­
fert. Denn es geht nicht nur um den schlech­
ten Umgang mit öffentlichen Geldern, es geht 
ja auch darum, daß Sie es immer verstehen, 
wo es nicht gut geht, es durch irgendwelche 
Beschönigungen noch einigermaßen positiv 
darzustellen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Es 
ist nicht möglich, bei einer Situation des 
Familienlastenausgleichs, wie ich sie geschil­
dert habe, das heutige System des Schulbu­
ches fortzuführen. Vielleicht ist die Änderung 
der Entschließung und ihre Annahme ein klei­
ner Schritt in Richtung Einsicht des Ernstes 
der Situation. 

Nur haben Sie etwas sehr Unfaires getan, 
und das möchte, ich den Parlamentariern der 
linken Seite abschließend schon noch vor 
Augen halten. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie doch 
Abgeordneten, die einen bestimmten Ent­
schließungsantrag einbringen, das Recht, das 
Eigentum, würde ich fast sagen, an diesem 
Antrag. Verfremden Sie ihn doch nicht durch 
eine Umformulierung. 

Wenn Sie glauben, daß dieser Antrag zu kri­
tisch ist - ich habe im Text eigentlich keine 
unangebrachte Polemik gefunden -, dann 
machen Sie einen anderen, lehnen Sie unse­
ren ab und beschließen Sie Ihren. Das war 
schon sehr oft in diesem Nationalrat der Fall, 
und das müßten wir zur Kenntnis nehmen. 

Es ist eine ungewöhnliche und in meinen 

Augen zutiefst unfaire Vorgangsweise, über 
einem veränderten Antrag die Namen der 
Antragsteller stehen zu lassen, das heißt, 
ihrem parlamentarischen Wollen etwas zu 
unterschieben, was Sie eigentlich gar nicht 
gewollt haben. 

Dieser Antrag, den der Ausschuß einbringt, 
ist nicht mehr der Antrag der Kollegin Hubi­
nek, es ist ein anderer. Aber Sie haben das 
Etikett der Antragsteller oben noch stehen 
gelassen. Das ist eine Verfremdung. Ich 
möchte Sie sehr herzlich bitten und dringend 
auffordern, diese Vorgangsweise in Zukunft 
nicht mehr anzuwenden. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Sie können nein sagen zu dem, was wir wol­
len, das ertragen wir, Sie können etwas ande­
res sagen, aber Sie können unser parlamenta­
risches Wollen nicht umfunktionieren. 

Wir müssen daher heute - meine Kollegin 
Hubinek hat es bereits getan - auf dem 
ursprünglichen Text bestehen. Aber erwarten 
Sie bitte nicht von uns, daß ein verfremdeter 
Entschließungsantrag, so wie er der Mehrheit 
paßt, von uns auch angenommen wird. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 12.02 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Hafner. Ich erteile es ihm. 

12.03 

Abgeordneter Dr. Hafner (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Der Lan­
desverband der Elternvereine an den höheren 
Schulen in der Steiermark hatte im Jahre 
1981 eine Umfrage an allen Schulen gestartet, 
die ihm angeschlossen sind. Erfreulicher­
weise hat ein Drittel aller' Schulen auf diese 
Umfrage geantwortet. Die Umfrage hatte in 
erster Linie die Frage zum Inhalt: Wie läuft es 
bei euch in den Schulen mit der Schulbuchak­
tion? Mit jener Schulbuchaktion, die vom 
Familienlastenausgleichsfonds finanziert 
wird. 

Das Ergebnis dieser Umfrage lautet, daß 
die Eltern, die Schüler und die Lehrer zur 
Auffassung gekommen sind, daß 10 bis 25 Pro­
zent der Bücher eingespart werden könnten. 

Meine Damen und Herren des Hohen Hau­
ses! Kann es für einen Gesetzgeber einen bes­
seren Anlaß geben, sparsamere Gesetze zu 
beschließen, als wenn von den Betroffenen 
selbst gesagt wird, wir könnten das alle 
gemeinsam viel sparsamer machen? 

Daher' wundern wir uns sehr, daß Sie von 
der sozialistischen Fraktion unseren Intentio­
nen, unseren Absichten nicht nachgeben wol­
len. (Beifall bei der ÖVP.) 
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In dieser Umfrage kommt auch noch zum 
Ausdruck, daß die Eltern und vor allem die 
Lehrer sagen, daß die jetzige Art der Durch­
führung dieser Schulbuchaktion keinen 
Ansporn zum Sparen bringt. Es ist sehr inter­
essant, daß dieser Landesverband in der 
Zusammenfassung meint, daß man davon 
ausgehen kann, daß die Vorschläge, die bei 
dieser Umfrage gemacht worden sind, prak­
tisch auf folgendes hinauslaufen. Ich möchte 
diesen Vorschlag auch hier deponieren, denn 
ich glaube, es ist ein diskutabler Vorschlag, 
ein Vorschlag, den man im Zusammenhang 
mit der Realisierung unseres Entschließungs­
antrages oder des Antrages, den Sie heute mit 
Mehrheit beschließen werden, zumindest zur 
Diskussion stellen sollte. 

Die Eltern, die Schüler und die Lehrer die­
ser Schulen schlagen vor, daß man jeder 
Schule einen bestimmten Rahmenbetrag, ein 
bestimmtes Limit einräumt und daß 50 Pro­
zent der Ersparnis, wenn dieses Limit nicht 
ausgeschöpft wird, der Schule verbleiben, 
50 Prozent aber natürlich dem Familienla­
stenausgleichsfonds. 

Die Schule könnte dann 50 Prozent dieser 
Ersparnisse für die Anschaffung von besseren 
Lehrmitteln verwenden. Die Folge wäre, daß 
sich der Unterricht insgesamt verbessern 
könnte, daß die Qualität des Unterrichtes 
angehoben werden könnte, und zugleich wäre 
auch das Zeichen gesetzt und gemeinsam die 
Möglichkeit eingeräumt, daß Schüler, Eltern 
und Lehrer bei dieser Schulbuchaktion spa­
ren könnten. 

Ich halte den Vorschlag, den diese Schulen, 
Eltern, Kinder und Lehrer gemacht haben, 
für einen sehr guten Vorschlag, den wir in 
Zukunft ernstlich diskutieren sollten. 

Meine Damen und Herren! Der Entschlie­
ßungsantrag, den wir im Finanzausschuß ein­
gebracht haben und der nun auch heute zur 
Diskussion steht, ist ja keine neue Erfindung, 
und dieser Appell, diese Absicht zu sparen 
kommt nicht erst in einer Zeit, die wirtschaft­
lich sehr schwierig ist und weiter schwierig 
sein wird, sondern es ist in Wahrheit bei die­
ser Gratisschulbuchaktion ganz gleich wie 
beim Konferenzzentrum. 

So wie beim Volksbegehren zum Konfe­
renzzentrum sehr viele Sozialisten, zum Bei­
spiel sozialistische Gemeinderäte, aus sachli­
chen Überlegungen auch unterschreiben, so 
hat es auch immer schon sozialistische Funk­
tionäre und auch Lehrer gegeben, die diese 
Schulbuchaktion, die Organisation, die Art 
der Durchführung kritisiert haben. 

Und schon sehr früh, schon am Beginn -

wir haben mit dem Schuljahr 1972/1973 
begonnen -, schon 1974 hat ein Wiener Gym­
nasialdirektor in der "Zukunft", im sozialisti­
schen theoretischen Diskussionsorgan, 
geschrieben: "Wieviel Geld könnte für andere, 
wichtigere Dinge eingespart werden, wenn 
sich die Schulpolitiker entschlössen, wenig­
stens zu einem Teilverleihsystem zurückzu­
kehren." 

Welchen schöneren Beweis braucht man 
dafür, daß auch dort, in diesen Kreisen, in den 
sozialistischen Lehrerkreisen - Präsident 
Schnell, ehemals Stadtschulratspräsident, 
wird den Herrn Direktor dieser Schule sicher 
kennen - die Ansicht vertreten wird, daß 
hier wirklich Abänderungen und Verbesse­
rungen möglich sind. 

Und in Wahrheit ist das ja auch schon ein 
Vorschlag, Herr Abgeordneter Schnell, ist das 
ja schon ein Gedanke, der auf das hinzielt. 
(Abg. Dr. Sc h ne 11: Es sind schon viele Ver­
besserungen vorgenommen worden!) Natür­
lich ist einiges geschehen, aber noch lange 
nicht genug und noch lange nicht ausrei­
chend. 

Das ist genau ein Vorschlag in der Rich­
tung, daß man sagt: Gut, wenn man teilt einer­
seits zwischen Arbeitsbüchern und anderer­
seits Büchern, die durch mehrere Jahre ver­
wendet werden können, sodaß hier auch 
Ansätze für eine Schülerlade gegeben sind. 

Es ist sicher auch sehr interessant, daß die 
Schulen selbst, die Eltern und die Lehrer aus 
sich heraus, ohne daß es vorgeschrieben wird, 
solche Schülerladen schon entwickeln, weil 
sie den Kindern ersparen wollen, daß sie 
jeden Tag mit einem großen Stoß von 
Büchern, mit einer großen Schultasche zwi­
schen Schule und Zuhause hin- und herpen­
deln. Bei den Haltungsschäden, die wir immer 
wieder bei den Kindern registrieren, ist das, 
glaube ich, auch eine sehr positive Maß­
nahme. 

Die Frau Abgeordnete Dobesberger ist jetzt 
nicht mehr im Hause. Vielleicht ist diese Dis­
kussion für sie wirklich so wenig interessant 
gewesen und sie hat hier nur eine Pflicht­
übung abgeführt. Aber ich möchte ihr schon 
sagen, weil sie zu erkennen geben wollte: Wer 
da bei euch bei den Versammlungen 
erscheint, wer ist das schon? Bei uns sind es 
die kleinen Einkommensbezieher. 

Ich möchte Ihnen eine Erfahrung aus mei­
nem beruflichen Bereich erzählen, wo mir ein 
Forstarbeiter, ein Vater mit sieben Kindern, 
nach einer Betriebsversammlung folgendes 
erzählt hat: 
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Er hat in seinem Haus auch zwei Zimmer 
für Fremde, für Sommergäste. Das Haus ist in 
der Obersteiermark gelegen, da kommen seit 
Jahren zwei deutsche Familien, und eine ist 
eine Lehrerfamilie. Da bittet er immer wieder 
den einen deutschen Urlauber, der Lehrer ist, 
daß er im Sommer zwischendurch seinen Kin­
dern ein bisserl was beibringt, daß er auf­
frischt, damit es am Schulbeginn wieder flot­
ter und leichter weitergeht. 

Da ist einmal folgendes passiert: daß das 
Kind dieses Forstarbeiters ein Schulbuch, das 
gerade zur Diskussion gestanden hat, das es 
mit dem deutschen Lehrer verwendet hat, der 
da auf Urlaub war, etwas schlecht behandelt 
hat wenig sorgsam, es hat einigermaßen 
lädiert ausgeschaut. Das hat ihm dann dieser 
deutsche Lehrer vorgehalten, und das Kind 
hat geantwortet: Das schmeißen wir eh weg 
am Jahresende! Daraufhin war dieser Deut­
sche völlig verstört und betroffen und hat 
gesagt: Wie kann man ein Buch wegwerfen! 

Also so ist das nicht, meine Damen und 
Herren, daß uns dieser Begriff "Wegwerf­
buch" eingefallen wäre! Das ist einfach ent­
standen aus der Praxis, die Sie installiert 
haben. Und das muß in aller Klarheit festge­
stellt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir wissen: Sparsamkeit ist am Platze, und 
mehr denn je müssen wir alle miteinander 
sparen. Und das ist also, noch einmal gesagt, 
das Motiv unseres Entschließungsantrages, 
daß wir wirklich diese Schulbuchaktion spar­
samer organisieren. 

Es ist nicht nur im Kleinen so, wie zum Bei­
spiel dieser deutsche Lehrer bei einer ~orsta~­
beiterfamilie feststellt: Na was macht Ihr mIt 
eurem Geld? Ihr verschwendet hier die öffent­
lichen Mittel! Es ist ja auch im Großen so, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Ich muß diesen Bericht des "Spiegel" vom 
18. Jänner 1982 in Erinnerung rufen, wo über 
das "Modell Österreich" des Herrn Bundes­
kanzlers Kreisky berichtet und gesagt wird, 
daß dieses abgewirtschaftet habe. In diesem 
Bericht des "Spiegel" steht ein Satz, der, 
glaube ich, gerade auch für unsere Schulbuch­
aktion beherzigt werden sollte. Es heißt hier: 
Die einstige Versuchsstation einer rosaroten 
Weltidylle mit dem respektgebietenden Kai­
ser Bruno Kreisky an der Spitze gleicht heute 
eher der Gesellschaft bankrotter Verschwen­
der. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, die­
ser Satz belegt es, und wir sagen es ja auch 
immer wieder, daß es eine Kurskorrektur 
geben muß, daß wir sparsamer mit den öffent­
lichen Mitteln umgehen müssen, und deshalb 

haben wir diesen Entschließungsantrag ein­
gebracht. 

Diesen Entschließungsantrag haben Sie, 
wie Kollege Kohlmaier schon sehr klar erläu­
tert hat, umgewandelt, und jetzt schaut es so 
aus, als hätte die Kollegin Hubinek einen 
Antrag eingebracht, der gar nicht in ihrem 
Sinne formuliert wurde. Und das muß ich ja 
wirklich auch betonen: Das ist einfach eine 
unfaire parlamentarische Vorgangsweise! 

Aber wir haben gerade im Hinblick auf die­
sen Tatbestand einen Abänderungsantrag 
eingebracht, und ich möchte daher diesen 
Ab ä n der u n g san t rag der Abgeordne­
ten Dr. Marga Hubinek, Dipl.-Ing. Dr. Leitner 
und Dr. Hafner zu diesem Entschließungsan­
trag 130/ A betreffend sparsamere Gestaltung 
der Schulbuchaktion zur Kenntnis bringen: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der im Titel zitierte Entschließungs­
antrag hat zu lauten: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
de~ Nationalrat bis 1. Juni 1982 . 

- also noch im heurigen Jahr -

einen Bericht über die Möglichkeit einer 
sparsameren Verwendung der Mittel des 
Familienlastenausgleichsfonds bei der 
Durchführung der Schulbuchaktion 
unter Heranziehung einer Stellungnahme 
des Rechnungshofes - vorzulegen. Hiebei 
ist insbesondere die Möglichkeit zu prüfen, 
jene Bücher, die nicht als Arbeitsbücher 
oder wegen ihrer Verwendung über meh­
rere Jahre (Atlas, Wörterbuch et cetera) ins 
Eigentum übertragen werden müssen, den 
Schülern im Wege einer kosten sparenden 
Schülerlade unentgeltlich zur Verfügung zu 
stellen, damit diese Mittel für die Familien 
bereitgestellt werden können. Weiters wird 
die Bundesregierung aufgefordert, gleich­
zeitig mit diesem Bericht mit einer Regie­
rungsvorlage die erforderlichen gesetz­
lichen Maßnahmen dem Nationalrat vorzu­
legen." 

Der Entschließungsantrag und jetzt dieser 
Abänderungsantrag sagen also sehr deutlich, 
was wir wollen. 

Ich habe auch schon aus meinen Berichten 
zur Kenntnis gebracht, daß das nicht nur ein 
Einfall ist, weil sonst vielleicht nichts da 
wäre was uns einfallen könnte, sondern daß 
das e'ine Bewegung von den Leuten selbst ist. 

Und ich möchte Ihnen noch einmal als 
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Beleg und als Bestärkung und für die Begrün­
dung unseres Antrages einen Satz aus einem 
Brief vorlesen, den eine Mutter mit sechs Kin­
dern vor wenigen Monaten an den Österrei­
chischen Wohlfahrtsdienst geschrieben hat. 
Sie schreibt - und das können wir ganz 
unterstreichen -: Wir als Eltern begrüßen 
sehr diese Schulbuchaktion. - Wir sind 
durchaus damit einverstanden. - Nur tut 
einem - schreibt sie - das Herz weh, wenn 
diese Bücher nach einem Jahr wieder wertlos 
sind. Könnte man diese Bücher nicht besser 
binden und zwei bis drei Jahre benützen? Das 
wäre doch viel sparsamer und würde dem 
Staat eine Menge Geld ersparen. 

Wieder aus der Bevölkerung, aus den Bür­
gern der Appell an den Staat, an das Parla­
ment, eine sparsamere Aktion bei der Schul­
buchaktion durchzuführen. 

Wir wollen natürlich nicht so sparen, wie es 
sich zum Beispiel die Jusos vorstellen. Für die 
Jusos, glaube ich, könnten wir uns überhaupt 
die Lateinbücher und die Religionsbücher 
ersparen. Das wäre ihre Methode, Schulbü­
cher einzusparen, denn wie man in den jüng­
sten Zeitungsmeldungen lesen kann, wollen 
ja die Jusos schon wieder anrennen gegen das 
Latein, gegen Religion als Pflichtfächer. Na ja 
gut, wenn es die dann nicht mehr gibt, dann 
würde man natürlich dort auch die entspre­
chenden Schulbücher einsparen können. 

Aber das ist unsere Idee, bitte, nicht, meine 
Damen und Herren! Wir wollen anders ein­
sparen. Wir sind sehr dafür, daß Latein und 
Religion als Pflichtfächer erhalten bleiben. 

Und zum Schluß, meine Damen und Her­
ren: Die Sparsamkeit ist hoch an der Zeit. Die 
Bürger erkennen es schon, sie müssen spa­
ren, und ich glaube daher, daß es auch für den 
Staat die moralische Pflicht gibt, sparsam zu 
wirtschaften. Denn der Fonds, der Topf, aus 
dem wir die Familienleistungen bezahlen, ist 
bald leer, wird bald leer sein durch die Zweck­
entfremdung, wie auch schon dargestellt 
wurde. Wir haben aus dem Familienfonds 
Pensionen finanziert, wir haben aus dem 
Familienfonds das Budget saniert und wir 
haben allerlei sozialpolitische Maßnahmen 
aus dem Familienfonds finanziert (Zwischen­
rufe), alles Dinge, die überhaupt nicht mit der 
ursprünglichen Intention des Familienlasten­
ausgleichsfonds zusammenhängen. 

Von 1978 bis 1982 i_ wenn man da einmal 
eine Zwischenrechnung macht - bedeutet 
das einen Einnahmenentfall für diesen Fonds 
allein von 23600 Millionen Schilling, 
23600 Millionen Schilling, Zahlen, die man 
sich kaum oder nicht mehr vorstellen kann, 

aber all diese Gelder sind dem Familienla­
stenausgleichsfonds entzogen worden. 

Es ist daher kein Wunder, Frau Staatsse­
kretär, wenn Sie sich zwei Jahre lang außer­
stande sehen, zum Beispiel die Familienbei­
hilfe . für Kinder unter zehn Jahren anzuhe­
ben. Weder im Jahre 1981 haben wir eine 
Erhöhung für die Kinder unter zehn Jahren 
gehabt, noch werden wir im Jahr 1982 eine 
Erhöhung für diese Kinder unter zehn Jahren 
haben. Es ist kein Wunder: Wenn diese Gelder 
aus dem Familienfonds immer für andere 
Dinge verwendet worden sind, bleibt natür­
lich für die Familienbeihilfen nichts übrig. 
Und wenn man das auf alle Kinder umrech­
net, könnten wir allein im Jahre 1982 für 
jedes Kind die Familienbeihilfe pro Monat 
um 400 S erhöhen, wenn dieser Fonds wirk­
lich das geblieben wäre, wie Sie ihn von der 
ÖVP-Regierung 1970 übernommen haben. 

Aber so haben wir also kein Geld, und die 
Folge ist, daß die Familien, gerade die kinder­
reichen Familien unter der Inflation, unter 
der allgemeinen Teuerung besonders leiden. 

An und für sich bin ich zuversichtlich, Frau 
Staatssekretär. Ich erinnere mich zurück, daß 
ich einige Male verlangt und gefordert habe, 
daß man bei den Schulfreifahrten, bei den 
Schulfahrten das auch ausdehnt auf jene 
Fälle, wo Unterricht geleistet werden muß, 
der nicht in der Schule stattfinden kann, ob 
das zum Beispiel der Turnunterricht ist, ob 
das der Unterricht in Werkstätten ist oder der 
Unterricht für die Kindergärtnerinnen in der 
Praxis. Da hat es auch nicht Monate, sondern 
Jahre geheißen, das geht nicht, und dann 
haben Sie es aber letzten Endes nach hefti­
gem Druck, nach einigen Initiativanträgen 
von uns doch durchgeführt, zumindest im 
Erlaßwege. 

Und so bin ich zuversichtlich, daß Ihr abge­
änderter Antrag, den Sie heute vorgelegt 
haben und aus dem Finanz- und Budgetaus­
schuß vorbringen, zumindest ein Zeichen 
dafür ist, daß spätestens, wenn schon nicht in 
dieser Legislaturperiode, aber dann sicher 
mit Hilfe der ÖVP in der nächsten Legislatur­
periode eine sparsamere Schulbuchaktion in 
Österreich durchgeführt wird. (Beifall bei der 
ÖVP.) 12.19 

Präsident Mag. Minkowitsch: Der soeben 
verlesene Abänderungsantrag ist genügend 
unterstützt und steht mit zur Debatte. 

Als nächste zum Wort gemeldet ist die Frau 
Staatssekretär Elfriede Karl. Ich erteile es 
ihr. 
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Staatssekretär im Bundesministerium für 
Finanzen Elfriede Karl: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte ein­
gangs auf eine Tatsache verweisen, die in 
meinen Augen sehr begrüßenswert ist und für 
die ich sehr dankbar bin. Im Entschließungs­
antrag der Frau Dr. Hubinek wird zunächst 
einmal der Grundsatz der unentgeltlichen 
Schulbücher außer Streit gestellt, und sie hat 
das auch heute in ihrer Wortmeldung getan, 
wenn ich das richtig verstanden habe. Im 
Antrag wird auch von der großen sozialpoliti­
schen Bedeutung der Schulbuchaktion 
gesprochen. Das heißt, die Aktion als solche 
ist heute offensichtlich auch von der großen 
Oppositionspartei anerkannt und nicht mehr 
umstritten. 

Das ist nicht selbstverständlich, denn sei­
nerzeit im Jahr 1972 bei der Einführung 
haben Sie zwar letztlich in der dritten Lesung 
des Gesetzentwurfes, der auch einige andere 
Dinge im Familienlastenausgleich enthalten 
hatte, zugestimmt, weil Sie letztlich zugeben 
mußten, daß es sich um eine Verbesserung für 
die Familien handelt und Sie sie daher nicht 
ablehnen konnten, aber Sie haben sich verbal 
sehr, sehr heftig dagegen gewendet und 
haben dieses Sich-dagegen-Wenden mehrere 
Jahre hiridurch und bis in die letzte Zeit bei­
behalten. 

Ich betrachte also dieses AußerstreitsteIlen 
der Aktion im Grundsatz zunächst einmal als 
einen Fortschritt, den ich begrüße und für den 
ich dankbar bin. (Ruf bei der ÖVP: Immer . .. !) 
Ich würde Ihnen raten, meine Damen und 
Herren, das Stenographische Protokoll der 
Sitzung vom Sonntag, dem 9. Juli 1972, nach­
zulesen, dann werden Sie eines anderen 
belehrt werden. (Zwischenrufe.) 

Nun aber zur Aktion selbst. Der Antrag ent­
hält in seiner Einleitung die Bemerkung, daß 
keine erkennbaren Elemente der Sparsam­
keit festzustellen wären. Ich möchte dazu -
ich muß jetzt leider sehr viel mit Zahlen arbei­
ten - doch einige Zahlen sagen. Aus der 
Kostenentwicklung läßt sich nämlich bewei­
sen, daß das nicht stimmt. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Frischen­
schlager gemeint hat, man müßte ein Resü­
mee ziehen und prüfen, ob sparsam oder nicht 
und ob man mehr sparen könnte, dann muß 
ich ihm sagen: Wir befassen uns ständig auch 
mit dieser Frage, und es sind sehr wohl Resü­
mees und es sind sehr wohl Konsequenzen 
gezogen worden. 

Ich spreche jetzt - um Mißverständnisse 
von vornherein auszuschließen - von den 

Kosten pro Schulj ahr und von abgerechneten 
Schuljahren, und diese Beträge sind nicht 
ganz identisch mit den Beträgen in den Bun­
desrechnungsabschlüssen, denn da ist das 
Kalenderj ahr gemeint. Da ergeben sich also 
kleine Verschiebungen. 

Vom Schuljahr 1972/1973 bis 1975/1976 sind 
die Kosten, das ist richtig, um fast 60 Prozent 
gestiegen (Ruf bei der ÖVP: Aha!) - aha! -, 
und im Jahr 1976/1977 hat sich dann eine 
Stagnation ergeben. 

Meine Damen und Herren! Von 1972/1973 
bis 1976/1977 sind die Schülerzahlen um 
60000 gestiegen! Das muß man, bitte, auch 
dazu sehen (Ruf bei der SPÖ: Aha!), und 
außerdem - noch einmal aha! - ist damals 
die Zahl der Bücher pro Kind von acht auf 
zwölf, also ebenfalls nicht unbeträchtlich, 
gestiegen. 

Meine Damen und Herren! Das kann einer­
seits als Ursache gehabt haben, daß die Leh­
rer jetzt das Gefühl gehabt haben, sie können 
die Bücher frei auswählen und sie können 
wirklich die Bücher bestellen, von denen sie 
meinen, daß die Kinder sie notwendig haben; 
denn daß sie mutwillig Bücher bestellten, das 
möchte ich ihnen nicht unterschieben. Abge­
sehen davon, daß sicherlich auch - das hat 
man ja immer wieder gehört - eine Unter­
versorgung von Kindern gegeben war, daß es 
Kinder gegeben hat, die keinen Atlas gehabt 
haben, die kein Wörterbuch gehabt haben und 
anderes mehr. Das ist in diesen ersten Jahren 
der Schulbuchaktion sicherlich beseitigt wor­
den. 

Wenn man aber jetzt die folgenden Jahre 
betrachtet, also die Zeit von 1975/1976 bis 
198011981 - das ist das letzte abgerechnete 
Schuljahr - dann, meine Damen und Herren, 
haben die Kosten von 904 auf 954 Millionen 
Schilling um knapp 6 Prozent zugenommen, 
um knapp 6 Prozent in fünf Jahren insgesamt, 
pro Schüler haben sie um 10 Prozent zuge­
nommen. Diese Zunahme, also 6 Prozent 
beziehungsweise 10 Prozent über einen 
gesamten Zeitraum von fünf Jahren, konnte 
so gering gehalten werden, obwohl in der glei­
chen Zeit in den Industrien und Gewerben, 
die mit der Herstellung und mit dem Verkauf 
von Büchern befaßt sind, die Kosten jährlich 
um etwa 8 Prozent gestiegen sind. Das heißt, 
einer Kostensteigerung von etwa 40 Prozent 
bei Herstellung und Vertrieb der Bücher steht 
eine Kostensteigerung der Aktion von knapp 
6 Prozent gegenüber. (Ruf des Abg. Dr. Ha f­
n er.) Ich weiß nicht, ob das nicht doch 
erkennbare Sparsamkeitseffekte sind. (Bei­
fall bei der SPÖ. - Abg. Dr. G rad e n e g-
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ger, zu Abg. Dr. Hafner: Das ist ja keine 
Probe . .. !) 

Herr Abgeordneter Dr. Hafner! Das ist das 
Ergebnis von Initiativen des Finanzministe­
riums, das ist das Ergebnis von intensiven 
Verhandlungen des Finanzministeriums mit 
den Buchhändlern und den Verlegern, es ist, 
bitte, aber auch - und das möchte ich auch 
sagen - das Ergebnis des Verständnisses der 
Buchhändler und der Verleger und der Bereit­
schaft dieser Gruppen zur Zusammenarbeit 
mit der öffentlichen Hand in diesem Bereich. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Ein Einwand kommt hier auch immer wie­
der: Ja in dieser Zeit sind die Schülerzahlen 
zurückgegangen! Richtig, wir haben heute 
etwa 70 000 Schüler weniger als Mitte der 
siebziger Jahre. Nur, meine Damen und Her­
ren, der Rückgang hat sich vor allem dort 
abgespielt, wo die Bücher am billigsten sind, 
nämlich in den Volksschulen. Wir haben 
heute etwas mehr als 100000 Volksschüler 
weniger als Mitte der siebziger Jahre, für sie 
kosten die Schulbücher im Durchschnitt 
400 S. (Ruf bei der ÖVP: Also kein Verdienst 
der Regierung! - Gegenrufe bei der SPÖ.) 

Aber - Herr Abgeordneter, bitte, lassen 
Sie mich fertigreden! - an den AHS - und 
das zeigt vielleicht, wie sehr die Möglichkeit, 
Kinder an höhere Schulen zu schicken, 
eigentlich zugenommen hat - sind seit 
1976/1977, also wieder in fünf Jahren, die 
Schülerzahlen um 40 000 gestiegen. An den 
AHS kosten in der Unterstufe die Bücher im 
Durchschnitt 860 S und in der Oberstufe im 
Durchschnitt 1440 S. 

An den berufsbildenden höheren Schulen, 
vor allem an den Handelsakademien und an 
den HTL, sind die Schülerzahlen um 22 000 in 
den letzten vier bis fünf Jahren gestiegen, 
und an der HAK kosten die Bücher im Durch­
schnitt 1 600 S und an der HTL im Durch­
schnitt 1 400 S. 

Also dort, wo die Bücher billiger sind, hat 
sich eine Verringerung der Schüler zahl erge­
ben, aber dort, wo die Bücher teuer sind und 
natürlich auch der Entlastungseffekt für die 
Eltern größer ist, denn die müßten ja diese 
Bücher sonst kaufen - das muß man einmal 
klar sagen -, dort ist auch die Schülerzahl 
gestiegen. 

Möglich war das eben durch Einsparungs­
maßnahmen. Wir haben den Schulen nach 
Schulstufen und nach Schultypen betragsmä­
ßige Limits gestellt, die sie nicht überschrei­
ten dürfen, Herr Abgeordneter, aber die sie 
nicht unbedingt erreichen müssen. Also das, 
was hier zur Diskussion gestellt wird, einen· 

Betrag zur Verfügung zu stellen, innerhalb 
dessen man variieren kann, das ist, bitte, im 
Prinzip gegeben, allerdings nicht so, daß von 
allfälligen Ersparnissen die Hälfte die Schule 
und die Hälfte der Familienlastenausgleichs­
fonds kriegen, sondern das, was eingespart 
worden ist, das fließt voll dem Familienlasten­
ausgleichsfonds zu, weil es eben nicht ausge­
geben wird. (Zwischenrufe.) 

Zum anderen, Herr Abgeordneter Dr. Haf­
ner, muß ich Ihnen aber auch sagen, daß die 
Verleger und die Händler sehr strengen Preis­
prüfungen unterworfen sind, daß wir die Kal­
kulationen, die uns vorgelegt werden, sehr 
sehr streng prüfen, daß wir Preisrabatte, die 
nicht unbeträchtlich sind - darauf werde ich 
noch zu sprechen kommen -, bekommen, 
und zwar bekommt sie der Fonds, und daß 
außerdem - die Aktion wird auf Grund ihres 
Umfanges, auch darauf werde ich noch 
zurückkommen, über EDV abgewickelt, und 
zwar im Rahmen der Postsparkasse, des Bun­
desrechenamtes und des Schulrechenzen­
trums - die Händler und Verleger einen gro­
ßen Teil der EDV-Kosten, der EDV-mäßigen 
Abwicklung, nämlich soweit es die Postspar­
kasse und das Schulrechenzentrum betrifft, 
tragen. 

Das heißt, es ist hier auch ein finanzielles 
Zusammenwirken gegeben. Nur unter diesen 
Voraussetzungen war es möglich, tatsächlich 
Einsparungen zu erzielen. Der Vorwurf, daß 
keine Elemente der Sparsamkeit sichtbar 
werden, ist also sachlich durchaus nicht 
begründet. 

Meine Damen und Herren! Jetzt darf ich 
bitte auch zum Umfang der Aktion etwas 
sagen. Hier kommt es auf die rationelle 
Abwicklung an. Wir haben in Österreich zirka 
1,4 Millionen Schüler, und für diese 1,4 Millio­
nen Schüler sind jedes Jahr rund 12,5 Millio­
nen Bücher bereitzustellen. Jetzt darf ich 
aber bitte dazusagen: Das sind zirka 
7 000 Schulen - das ist ja in jeder Schule 
durchzuführen -, die sich in 27 Schulhauptty­
pen gliedern. Das zeigt auch die Vielfalt des 
Schulsystems und die Wahlmöglichkeiten, die 
Eltern haben. Diese 27 Schulhaupttypen glie­
dern sich in 82 Unterarten, darunter wieder 
Ausbildungen für 239 Lehrberufe beziehungs­
weise Fachschulen. 

Das. ist sozusagen das Ausbildungsspek­
trum, speziell nach dem 8. Schuljahr. Da zeigt 
sich auch sehr, sehr stark die Wahlmöglich­
keit, die hier besteht. Entsprechend der Viel­
falt der Schulen und Ausbildungsmöglichkei­
ten ist auch die Vielfalt an Büchern. 

Man kann im Stenographischen Protokoll 
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aus dem Jahre 1972 nachlesen: Ein Grund für 
Ihre Ablehnung war, daß Sie dirigistische 
Festlegungen befürchtet haben, also ein 
Schulbuchmonopol des Staates, eine einsei­
tige Ausrichtung. Das ist etwas, was Sie ja 
den Sozialdemokraten so gerne in vielen 
Bereichen unterstellen. 

Nun, meine Damen und Herren: Es gibt 
zirka 2230 approbierte Schulbücher. Wenn 
heute der Herr Abgeordnete Frischenschlager 
gemeint' hat, Bücher würden wegen des 
Geschäfts geschrieben, so mag es schon stim­
men, daß es diese Spekulation gibt. Nur heißt 
die Tatsache, daß ein Buch auch approbiert 
wird und auch in die Auswahlliste hinein­
kommt und daß es heute eine größere Aus­
wahl an Büchern gibt, ja noch lenge nicht, 
daß deswegen mehr Bücher gekauft werden. 
Denn das Limit muß ja eingehalten werden. 
Die Tatsache, daß mehr Bücher geschrieben 
werden, heißt, daß die Auswahl größer ist, 
aber nicht, daß der Schüler deswegen mehr 
Bücher in der Hand hat. 

Es gibt neben diesen 2230 Schulbuchtiteln 
noch 710 Fachbücher, die in die Aktion einbe­
zogen sind, und zwar sind das vor allem Fach­
bücher für den technisch-gewerblichen 
Bereich. Wir haben rund 100 inländische 
Schulbuchverlage, also rund 100 Vertragsver­
lage. Die Fachbücher werden von 250 weite­
ren in- und ausländischen Verlagen geliefert. 
Fachbücher kommen zum Teil aus dem Aus­
land, weil es sich um Bücher handelt, die im 
Inland nicht hergestellt werden, deren Her­
stellung im Inland aber auch - das haben wir 
geprüft - viel zu teuer wäre auf Grund des 
wesentlich kleineren Marktes. 

In die Schulbuchaktion sind außerdem rund 
1 600 Buchhändler einbezogen. Es ist eine 
sehr große Aktion, wobei es darum geht, sie 
rationell abzuwickeln. Daß sie rationell und 
im wesentlichen reibungslos abgewickelt 
wird, meine Damen und Herren, wird eigent- . 
lieh von allen Seiten bestätigt. 

Ich möchte noch etwas dazusagen: Der Zeit­
raum der Abwicklung der Aktion für ein 
Schuljahr beträgt 19 Monate. Das heißt, wir 
sind jetzt schon weit in den Vorbereitungen 
für die Schulbuchaktion 1983/84. Auch das 
muß man bei Wünschen nach Gesetzesände­
rungen natürlich berücksichtigen, wenn man 
nicht ein heilloses Tohuwabohu heraufbe­
s~hwören möchte. 

Jetzt, meine Damen und Herren, möchte 
ich, um eine sachliche Diskussion zu führen, 
doch auch sagen, was eingespart werden 
könnte, wenn man den Vorschlägen des 

Antrages der Österreichischen Volkspartei 
folgen würde. 

Der Antrag sagt ausdrücklich, daß Arbeits­
bücher nicht in ein Leihsystem einbezogen 
werden sollen. Das kann man ja auch nicht, 
denn ein Buch, in dem zum Beispiel die Auf­
gaben schon gelöst sind, kann man dem 
nächstfolgenden Kind nicht mehr in die Hand 
geben, sonst bräuchte sich das Kind über die 
Lösung dieser Aufgaben nicht mehr den Kopf 
zu zerbrechen. Das geht also nicht. 

Meine Damen und Herren! 44 Prozent aller 
Schulbuchtitel sind Arbeitsbücher. Das ist 
aber nach Schulstufen verschieden. Und da 
komme ich jetzt auch auf das Argument der 
mehreren Geschwister zurück. Daß man 
mehrere Kinder in der gleichen Schule hat, 
mag in der Volksschule zutreffen. Nur sind in 
der Volksschule 76 Prozent aller Titel, also 
etwas mehr als drei Viertel, Arbeitsbücher. 
Das läßt sich nachweisen. Das Weitergeben 
von einem Kind auf das andere, wenn man 
Z'"lIVei oder drei Kinder gleichzeitig in der 
Volksschule hat, ist deswegen schon nicht 
mehr möglich. 

In der 5. bis 8. Schulstufe - dort geht der 
Großteil der Kinder in die Hauptschule, wenn 
man nicht gerade in Städten lebt, wo die 
Langform des Gymnasiums relativ leicht 
erreichbar ist - sind immerhin noch 54 Pro­
zent, also mehr als die Hälfte, aller Bücher 
Arbeitsbücher, die nicht weitergegeben wer­
den können. Anders ist es bei den weiterfüh­
renden Schulen, also von der 9. Schulstufe 
aufwärts. Dort sind es nur mehr 27 Prozent. 

Meine Damen und Herren! Ich weiß wirk­
lich nicht, ob es so viele Familien gibt, wo alle 
Kinder ins Gymnasium gehen, wo alle Kinder 
in die Handelsakademie gehen. Ist es nicht 
eher so, daß eines ins Gymnasium geht, ein 
anderes in die Handelsakademie, ein drittes 
eine Lehre ergreift und so weiter und so fort? 
Das heißt, man kann das doch nicht so über 
einen Leisten schlagen. 

Jetzt kommt noch etwas dazu. Das waren 
einmal 44 Prozent aller Titel, unterschiedlich 
nach Schulstufen. Die Frau Dr. Hubinek hat 
von den Mehrstufenbüchern gesprochen, hat 
dies allerdings fast so zum Ausdruck 
gebracht, als ob sie meinen würde, diese 
Bücher würden jedes Jahr neu ausgeteilt. Das 
ist falsch, Frau Dr. Hubinek. Das ist nach den 
Bestimmungen des Familienlastenausgleichs 
sogar ausdrücklich verboten. Wenn es eine 
Schule macht und das ein Schulerhalter 
zuläßt, dann handelt er gegen das Gesetz. Ich 
komme dann später noch auf Kontrollen und 
auf Ersatzverpflichtungen zurück. 
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Mehrstufenbücher dürfen nicht jedes Jahr 
neu gegeben werden: Atlanten, Wörterbücher, 
Grammatiken. Aber es gibt Chemiebücher, 
die für zwei oder drei Jahre gelten. Es gibt 
zum Beispiel, soweit ich weiß, in der Handels­
akademie Warenkundebücher, die auch für 
mehrere Schuljahre hintereinander gelten. 
Diese werden nur einmal und nicht jedes Jahr 
neu gegeben. Sie sollen nach den Vorstellun­
gen der Volkspartei auch nicht in ein Leihsy­
stem einbezogen werden. Das sind 19 Prozent 
der gesamten Schulbuchtitel. 

Meine Damen und Herren! Auch nach 
Ihren Vorstellungen können 67 Prozent der 
Bücher nicht weitergegeben werden. Für ein 
allfälliges Leihsystem bleibt ein Drittel, also 
33 Prozent, über. 

Frau Dr. Hubinek hat von 500 Millionen 
Schilling gesprochen, die man nach ihren Vor­
stellungen einsparen könnte. Nur bitte: Zirka 
950 Millionen Schilling kostet die Schulbuch­
aktion pro Schuljahr. Ein Drittel sind 300 Mil­
lionen Schilling. Das ist der Betrag, der auf 
die Bücher entfällt, wo ein Leihsystem nach 
Ihren Vorstellungen möglich wäre. Das heißt 
aber nicht, daß man die 300 Millionen Schil­
ling einsparen kann, denn die Bücher müssen 
ja zunächst einmal hergestellt werden, und 
das kostet bekanntlich auch etwas. 

Das sei einmal zu den Dimensionen gesagt, 
um die es in der Debatte geht (Zwischenruf 
der Abg. Dr. Marga Hub i n e k), weil hier 
immer wieder der Eindruck erweckt wird, als 
ob das astronomische Summen wären. Frau 
Doktor, die von Ihnen genannten 500 Millio­
nen Schilling sind falsch. Sie stimmen rein 
rechnerisch nicht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt möchte ich aber zu dem Drittel noch 
einige Fragen stellen. Ich habe zuerst gesagt: 
Es gibt 710 Fachbuchtitel. In den weiterfüh­
renden Schulen werden auch Fachbücher ver­
wendet. Jetzt weiß ich nicht: Sind das nicht 
Bücher, die sich zum Beispiel ein Absolvent 
einer höheren technischen Lehranstalt auf­
hebt, weil er sie später in seinem Beruf auch 
noch braucht? Soll man die ihm jetzt nehmen? 
Außerdem wird meines Wissens - ich bin 
kein Lehrer und auch schon sehr lange aus 
der Schule - an den höheren Schulen bei den 
Abschlußprüfungen, bei den Reifeprüfungen 
nicht nur der Stoff der letzten Klasse geprüft. 
Man braucht bei der Vorbereitung auf die Rei­
feprüfung, um etwas nachzuschlagen, auch 
Bücher aus früheren Jahren. Soll man die den 

. Kindern jetzt nehmen? 

Frau Dr. Hubinek! Ich muß Ihnen noch ein­
mal sagen: Meine Mutter mußte die Bücher 
kaufen, und ich habe auch manche Bücher 

nicht mehr gebraucht und manche schon. 
Aber das hat ja nicht geheißen, daß ich sie 
deswegen weggeworfen habe. Ich verstehe 
eigentlich nicht, warum man Schulbücher 
wegwerfen soll nur deshalb, weil sie unent­
geltlich sind. Wenn sie die Eltern kaufen, 
wirft man sie nicht weg? Ich verstehe das 
nicht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Tatsache, daß wir die Bücher unentgelt­
lich zur Verfügung stellen, ist doch keine Auf­
forderung zum Wegwerfen. Wirklich nicht! 
(Abg. Dr. Marga Hub i n e k : Wer hebt sich 
eine Bibliothek auf bei drei Kindern?) Sie sol­
len diese Bücher zumindest in manchen 
Fächern haben, um sich auf die Abschlußprü­
fung vorbereiten zu können. 

Meine Damen und Herren! Es gibt auch -
und das trifft wahrscheinlich vor allem auf die 
höheren Schulen zu - Menschen - ich gehöre 
auch zu diesen -, die, wenn sie lernen, mit 
einem Buch, in dem sie keine Anmerkungen 
machen können, in dem sie nicht unterstrei­
chen können, relativ wenig anfangen. Das 
Buch soll ja nicht nur zum Lesen, zum Memo­
rieren und zum Auswendiglernen eines Stof­
fes da sein, sondern zum Erarbeiten eines 
Stoffes. Auch diese Dinge - das glaube ich 
als pädagogischer Laie - muß man berück­
sichtigen. Daher müßte man auch dieses Drit­
tel, wo nach Ihren Vorstellungen allenfalls ein 
Leihsystem möglich wäre - ich folge jetzt 
hier Ihren Vorstellungen -, diskutieren. 

Nun kommt noch etwas dazu: Die Frau Dr. 
Hubinek hat gemeint, ich hätte in typischem 
sozialistischem Zentralismus von einer Bun­
desschülerlade gesprochen. Frau Dr. Hubi­
nek! Ich habe von einer bundesweiten Schü­
lerlade gesprochen. (Abg. Dr. Marga Hub i -
n e k: Das kommt auf das gleiche heraus!) 
Wenn man nicht gerade jemandem etwas 
unterstellen will, dann müßte eigentlich klar 
sein, daß ich damit gemeint habe: bundesweit 
in jeder Schule eine Schülerlade. (Zwischen­
ruf bei der ÖVP.) Natürlich in jeder Schule! 
Meine Damen und Herren! Glauben Sie nicht, 
daß hier zusätzliche Verwaltungskosten ent­
stehen würden? (Abg. Dr. Marga Hu bin ek: 
Bei Ihrem System ja, bei meinem nicht!) 

Frau Dr. Hubinek! Wenn man Bücher wei­
tergeben will, muß man sie ausgeben, muß 
man sie einsammeln, muß man sie 
anschauen, muß man sie mit dem Bund, denn 
das ist ja Bundesvermögen, verrechnen. (Abg. 
Dr. Marga Hub i n e k : Das hat doch jahre­
lang funktioniert!) Wenn man Neuanschaffun­
gen will, muß man das belegen. Man braucht 
Stellagen, man braucht Raum dafür. Das muß 
man auch rechnen, auch wenn diese Kosten 
nicht unmittelbar den Familienlastenaus-
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gleichsfonds treffen würden, aber sie treffen 
die Verwaltung. (Zustimmung bei der SPÖ.) 

Dann muß ich noch etwas sagen: Die Stück­
kosten für diese Bücher würden steigen, denn 
sie müßten fester gebunden werden. Das 
kostet mehr. Zweitens würde die Auflage klei­
ner. Aber die Grundkosten der Herstellung 
des Buches sind ja die gleichen. Daher stei­
gen aus diesen zwei Motiven die Stückkosten. 
Damit ist die mögliche Ersparung einge­
schränkt. 

Dann muß ich in aller Offenheit auch eines 
sagen: Ich weiß nicht, ob das, was jetzt mit 
den Buchhändlern und Verlegern vereinbart 
ist, nämlich daß sie zur Aktion und zur 
Kostenersparung durch Rabatte beitragen, 
und dadurch, daß sie einen großen Teil der 
EDV-Kosten tragen, unter geänderten wirt­
schaftlichen Voraussetzungen von den Buch­
händlern und Verlegern noch getragen wird, 
denn das sind Verträge. (Abg. Dr. Marga 
Hub in e k: Das ist eine Verhandlungssa­
che!) Verträge, Frau Dr. Hubinek, die wir mit 
den Partnern nach den Grundsätzen der Pri­
vatwirtschaft und des privaten Rechts schlie­
ßen. Da müssen wir sie natürlich auch fragen. 
Die Rabatte sind nicht gering. Das sind 
immerhin 60 Millionen Schilling im Jahr. 
Auch das muß man in die Betrachtungen mit­
einbeziehen. 

Man muß auch diese Nebenumstände und 
diese Dinge, die sich von der Verwaltung her 
ergeben, berücksichtigen. 

Zum nächsten: Das Ganze hat natürlich 
nicht nur quantitative, sondern auch qualita­
tive Aspekte. Die Frau Abgeordnete Dobes­
berger ist zum Teil aus ihrer Sicht - sie 
kommt aus dem Lehrberuf - darauf einge­
gangen. Jetzt muß ich noch etwas sagen: Ein 
Leihsystem ist natürlich nur dann sinnvoll, 
wenn ich die Gewähr habe und die Schulen 
verpflichte, daß sie tatsächlich diese Bücher 
einige Jahre verwenden. Ich müßte dann vor­
schreiben: Bitte, diese Bücher sind drei Jahre, 
vier Jahre, fünf Jahre zu verwenden. In dieser 
Zeit darf nur das ausgetauscht werden, was 
tatsächlich so kaputt ist, daß man es nicht 
mehr verwenden kann. 

Ich muß hier auf eine Debatte im Unter­
richtsausschuß des Hohen Hauses verweisen, 
wo man aus Anlaß einer Diskussion zum 
Schulunterrichtsgesetz darüber gesprochen 
hat, ob man nicht die Schulen verpflichten 
sollte, Bücher mehrere Jahre hindurch zu ver­
wenden. Dort ist das vehement abgelehnt 
worden, und zwar mit gutem Grund, weil das 
natürlich eine Einschränkung der Freiheit 
der Schulen und der Lehrer wäre, die Bücher 

auszuwählen, die ihrer individuellen Lehrme­
thode am besten entsprechen. Das muß man 
auch sehen. Dazu kommt noch, daß das Pro­
blem von Lehrplanänderungen, die andere 
Bücher erfordern, entsteht. Es dürfte wäh­
rend dieses Zeitraums nicht zu solchen Lehr­
planänderungen kommen, oder der ganze 
Spareffekt ist weg. 

All diese Umstände muß man auch sehen, 
wozu noch kommt - das ist ein Hinweis des 
Unterrichtsministeriums -, daß natürlich 
auch die Aktualisierung. und Modernisierung 
der Schulbücher wieder zurückbleiben wür­
den und das eintreten würde, was früher 
schon einmal war, nämlich daß man sehr 
stark auf den ausländischen Schulbuchmarkt 
schaut. Ob das die Wirtschaftszweige, die jetzt 
in Österreich mit dem Schulbuch beschäftigt 
sind, besonders befriedigt, weiß ich nicht. 

Meine Damen und Herren! Es ist auch 
mehrmals der Rechnungshof und der Rech­
nungshofbericht erwähnt worden. Der Rech­
nungshof hat die Schulbuchaktion im Jahre 
1974 kontrolliert. Der Bericht des Rechnungs­
hofes stammt aus dem Jahre 1975. Ich habe 
ihn da. Der Rechnungshof hat zunächst ein­
mal grundsätzlich festgestellt, daß die Durch­
führung der Aktion in dem System, wie es der 
Gesetzgeber - das tut ja nicht die Verwal­
tung - vorgeschrieben hat, zufriedenstellend 
ist. Das heißt, er hat hier der Verwaltung ein 
positives Zeugnis ausgestellt. 

Er hat auch Empfehlungen zu Verbesserun­
gen gegeben, denen teilweise Folge geleistet 
worden ist. Er hat damals auch zu überlegen 
gegeben, ob man nicht das Schulbuchangebot 
einschränken, also Maßnahmen zur Ein­
schränkung des Schulbuchangebots setzen 
sollte. Dem sind wir nicht gefolgt. Aber wir 
haben dafür Preislimits eingesetzt. 

Sicherlich hat der Rechnungshof auch 
Überlegungen angestellt, ein teilweises Leih­
system wäre seiner Auffassung nach wirt­
schaftlicher. Nur war das zu einer Zeit, als 
das Arbeitsbuch noch viel weniger entwickelt 
war. Wir haben damals im wesentlichen das 
geantwortet, was ich Ihnen heute auch ant­
worte, und ich würde sagen, die Entwicklung 
am Schulbuchmarkt und am Schulbuchsektor 
hat uns eigentlich recht gegeben. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Jetzt zur Kontrolle und zu dem Problem 
Bestellung von Büchern, die dann nicht ver­
wendet werden. Meine Damen und Herren! 
Die Schulbuchaktion wird kontrolliert; sie 
wird im Rahmen des EDV-Systems kontrol­
liert und sie wird in den Schulen kontrolliert, 
und zwar - nachdem das nicht ununterbro-
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chen in jeder Schule regelmäßig geht, weil es 
ja Personal erfordert - vor allem dort, wo 
sich bei den Kontrollen im Rahmen des EDV­
Systems Unregelmäßigkeiten oder Dinge zei­
gen, die uns aufklärungsbedürftig zu sein 
scheinen. Es ist also nicht so, daß nicht kon­
trolliert wird. 

Wenn wir feststellen, daß die Aktion nicht 
dem Gesetz entsprechend, nicht den Richtli­
nien des Unterrichtsministeriums und des 
Finanzministeriums entsprechend abgewik­
kelt wird, dann kommt es auch zu Ersatzfor­
derungen. Es ist also nicht so, daß die Schul­
erhalter und daß die Schule hier keine Ver­
antwortung trifft. 

Meine Damen und Herren! Wenn hier auch 
immer wieder behauptet wird - und bitte das 
ist eine Beschwerde, die ich auch bei Ver­
sammlungen höre -, es würden Bücher 
bestellt und dann im Unterricht nicht verwen­
det, dann muß ich bitte eines dazu sagen -
und ich bitte jetzt vor allem die Damen und 
Herren, die aus dem Lehrberuf· kommen, 
nicht böse zu sein -: Bücher bestellt nicht 
das Finanzministerium, nicht das Unter­
richtsministerium, nicht der Gesetzgeber, der 
die Aktion beschlossen hat, sondern das tut 
die Schule, das tun die Lehrerkonferenzen. 
Das liegt in der Verantwortung der Lehrer, 
der Schulleitungen und der Schulaufsicht. 

Und dazu bitte möchte ich sagen, hier 
haben meiner Meinung nach auch diejenigen, 
die nach Gesetzen, die gemeinsam im Haus 
beschlossen worden sind, Mitspracherechte 
an der Schule haben, nämlich die Elternver­
treter und die Schülervertretungen besonders 
an den höheren Schulen - sie sprechen ja in 
anderen Bereichen auch mit - auch ein Mit­
spracherecht, und sie müßten halt in diesem 
Bereich von ihrem Mitspracherecht wenig­
stens so weit Gebrauch machen, daß sie fra­
gen: Warum werden Bücher bestellt, die wir 
dann nicht brauchen? 

Wir reden so viel von Mitbestimmung, so 
viel vom selbständigen Bürger. Aber, meine 
Damen und Herren, überall dort... (Zwi­
schenrufe der Abg. Dr. Ha f n er und K ern.) 
Herr Abgeordneter, ich entnehme dem Text 
des Antrages, daß Sie grundsätzlich die 
Aktion nicht in Frage stellen. Also bitte was 
soll jetzt Ihr Zwischenruf in dem Zusammen­
hang? (Beifall bei der SPÖ.) 

Überall dort, wo man dann tatsächlich 
durch Mitsprache auf Dinge aufmerksam 
machen könnte, heißt es dann: Das ist die Ver­
antwortung der Verwaltung, und dafür hat die 
Verwaltung zu sorgen. 

Ich stehe aber nicht an zu sagen, daß ich 

mich sehr wohl bemühen werde, auch diesen 
Bereich, den das Finanzministerium nicht 
kontrollieren kann, abzudecken. Denn wenn 
wir in eine Schule kontrollieren gehen, kön­
nen wir nicht kontrollieren, wird das Buch 
auch verwendet oder wird es nicht verwendet 
und warum. Wir werden sehr wohl das Unter­
richtsministerium und die Schulaufsichtsbe­
hörden in den Bundesländern einladen, die­
ses Thema noch weiter zu diskutieren und 
auch hier für Verbesserung zu sorgen. 

Ich möchte damit schließen und zusammen­
fassen: Es entspricht, meine Damen und Her­
ren, nicht den Tatsachen, daß keine Einspa­
rungsmaßnahmen für die Schulbuchaktion 
getroffen werden, im Gegenteil, wir haben 
uns damit sehr intensiv befaßt und wir wer­
den das auch in der Zukunft tun. 

Ich möchte meine Ausführungen als einen 
sachlichen Beitrag zur Diskussion verstanden 
wissen. Aber das heißt natürlich nicht, daß 
das Finanzministerium und daß wir nicht 
bereit sind, uns über weitere Einsparungs­
möglichkeiten im Rahmen des bestehenden 
Systems den Kopf zu zerbrechen. Das haben 
wir bisher getan, meine Damen und Herren 
- das zeigen ja die Zahlen -, und das wer­
den wir auch in Zukunft tun. (Beifall bei der 
SPÖ.) 12.55 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Jörg Haider. Ich erteile es ihm. 

12.55 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Zunächst möchte ich festhalten, daß die Frau 
Staatssekretär in ihrer Anfragebeantwortung 
tatsächlich in sehr interessanter und fairer 
Weise versucht hat, einen Sachbeitrag zu 
bringen, für den ich auch aus der Sicht der 
freiheitlichen Opposition den Dank ausspre­
chen möchte, weil es damit auch von seiten 
der Regierungspartei offenbar den Beginn 
einer Diskussion über die zweckgerichtete 
Verwendung von öffentlichen Mitteln, die wir 
gemeinsam im Interesse der Familien optimal 
eingesetzt haben wollen, gibt. Ich glaube, daß 
Sie mit Ihrem Beitrag heute dokumentiert 
haben, daß es Ihnen um diese Diskussion 
auch ernst ist, was wir durchaus begrüßen 
wollen. 

Es ist, Frau Staatssekretär, durch Ihre 
Äußerungen damit auch eine Grundsatzde­
batte angezogen worden. Denn ich glaube, 
daß es nicht so sehr darum geht, ob jetzt in 
marginalen Bereichen dort oder da einige 
Schillinge eingespart werden können. 
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Es ist sicherlich richtig, daß Sie versucht 
haben, Ihre Ausführungen mit der Aufgliede­
rung der Prozentsätze zu begründen, indem 
Sie sagten, der maximale Spielraum liegt bei 
rund 300 Millionen Schilling, wobei man das 
noch einmal als Diskussionsgrundlage wird 
prüfen müssen, ob der Rahmen nicht zu hoch 
gegriffen ist. 

Gerade der Herr Bundeskanzler argumen­
tiert immer auch damit und sagt: Dort ein 
Hunderter und da ein Tausender gespart, 
damit ist schon etwas gedient. Dann sind 
auch 100, 200 und vielleicht mehr Millionen 
Schilling, die in einer Aktion erspart werden 
können, um sie dann in anderer Weise den 
Familien zugute kommen zu lassen, sinn­
vollerweise eingespart worden. 

Ich wage auch ein wenig anzuzweifeln, ob 
es wirklich notwendig ist, die Anzahl der 
Arbeitsbücher, wie sie heute existieren, auf­
recht zu erhalten. Ich glaube, auch diese 
Frage müßte man prüfen, wenn man hier im 
Detail, wie Sie es ausgeführt haben, Ansatz­
punkte von Einsparungsmaßnahmen über­
legt, weil sich die Frage stellt, ob tatsächlich 
der Umfang der Arbeitsbücher, mit denen 
heute gearbeitet wird, auch in didaktischer 
Hinsicht und sachlich notwendig ist. 

Ich komme aber trotzdem jetzt zu einer 
Kernfrage. Die Details, die hier aufgefächert 
worden sind, sind, glaube ich, nur unter dem 
Aspekt zu sehen, daß man sich die Frage 
stellt: In welcher Weise soll denn künftighin 
die bestmögliche Form der Familienförde­
rung - und eine solche ist ja auch das Gratis­
schulbuch - erfolgen? 

Ich sage das. deshalb, weil wir ja wissen, 
daß die Mittel des Familienlastenausgleich­
fonds zweifelsohne nicht unerschöpflich sind 
und es nach vorliegenden Prognosen und 
Berechnungen nicht unrealistisch ist und es 
keine Schwarzweißmalerei aus der Sicht der 
Opposition bedeutet, wenn man behauptet, 
daß im Jahr 1983 die Gefahr besteht, daß die 
letzten Reserven des Familienlastenaus­
gleichsfonds angezapft werden und damit 
auch Ebbe in diesem Fonds vorhanden sein 
wird. 

Dann stellt sich die Frage, wie wir denn 
wirklich die vielfältigen Leistungen, die heute 
aus dem Familienlastenausgleichsfonds 
ne ben den Schulbüchern gezahlt werden, wer­
den finanzieren können. Ich komme noch auf 
diesen Grundsatz zu sprechen. Ich sage das 
deshalb, weil wir ja schlechte Erfahrungen 
mit der Budgetpolitik und mit der Verwaltung 
diesbezüglicher Fonds bisher schon gehabt 
haben. 

Ich erinnere Sie daran, welche Misere wir 
mit dem Reservefonds in der Arbeitslosenver­
sicherung haben, der als eiserne Kasse für 
Krisensituationen gedacht war und zu Beginn 
des Jahres 1982 nicht mehr jene 1,8 Milliarden 
Reserven wie im Jahr 1978 gehabt hat, son­
dern auf unerklärliche Weise nur mehr 172 
Millionen Schilling auf der hohen Kante auf­
gewiesen hat, mit denen man sicherlich keine 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit vornehmen 
kann. 

Ich erinnere Sie an den fortgesetzten Rück­
zug des Budgets aus der Pensionsfinanzie­
rung und ich erinnere Sie daran, daß wir in 
den letzten Jahren in einer gigantischen 
Weise Mittel des Familienlastenausgleichs 
umgeschichtet haben zur Finanzierung aller 
möglichen nicht zweckgebundenen Maßnah­
men, für die der Familienlastenausgleichs­
fonds eingerichtet war. 

Allein im Jahre 1982 1,1 Milliarden Schil­
ling Beitrag zum Karenzgeld, Schülerunfall­
versicherung 30 Millionen Schilling, Vergü­
tung für Freifahrten bei den Österreichischen 
Bundesbahnen 370 Millionen Schilling, Aus­
fall durch die Beitragssenkung zugunsten der 
Pensionsversicherung 6,7 Milliarden Schil­
ling, Wochengeldersatz 500 bis 600 Millionen 
Schilling, gibt in Summe einen Betrag von 
rund 8,8 Milliarden Schilling, der auf diese 
Weise dem Familienlastenausgleich, der für 
Schulbuchaktionen, Familienbeihilfen, Schü­
lerfreifahrten und so weiter zur Verfügung 
stehen sollte, entzogen wird. 

Daher halte ich die Diskussion, die heute 
geführt wird, eigentlich für eine Spiegelfech­
terei, da man vergißt, daß wir das Problem 
Schulbuchaktion, Einsparungsmaßnahmen ja 
gar nicht hätten, würde wirklich das Geld, das 
heute im Familienlastenausgleichsfonds her­
einkommt, auch ausschließlich zur Förderung 
der Familien verwendet werden. 

Und das ist es, was wir an der Regierung 
heute kritisieren: Daß in einem wachsenden 
Ausmaß die Gelder des Familienlastenaus­
gleichsfonds ja nicht mehr den Kindern und 
nicht mehr den Familien zugute kommen, 
sondern diese Gelder für alle möglich~n 
Geschichten, für die der Finanzminister kein 
Geld mehr hat, Verpflichtungen übernommen 
hat, verwendet werden. Wir müssen uns dann 
den Kopf zerbrechen, ob wir uns in Zukunft 
noch ein Gratisschulbuch leisten können. Sie 
demontieren die Familien in der 
einkommenspolitischen Entwicklung! (Zu­
stimmung bei der Fm.) 

Meine Damen und Herren! Da sind wir jetzt 
beim Kern der Diskussion. Ich glaube, daß 
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wir uns die Frage stellen müssen, ob wir Ein­
kommenspolitik über den Familienlastenaus­
gleichsfonds in Anbetracht der finanziellen 
Engpaßsituation, wenn ich es einmal vorsich­
tig umschreiben darf, wirklich noch machen 
können und ob wir uns nicht von einigen lieb 
gewordenen Gewohnheiten und Maßnahmen 
werden trennen müssen, um die Finanzierung 
der primären Aufgaben der Familienförde­
rung aus diesem Fonds zu ermöglichen. 

Ich glaube, daß im Ansatz die Überlegung 
richtig ist, zu sagen: Das Recht auf Bildung 
bedeutet, daß es auch sozial abgesichert sein 
muß. Es kann nicht so sein, daß derjenige, der 
aus begüterten Verhältnissen kommt, alle 
Möglichkeiten der Beschaffung von Bildungs­
mitteln hat, und der andere, der sich härter 
tut, in einen Wettbewerbsnachteil gerät. Ein 
richtiges Argument, das im Sinne einer sozia­
len und humanen Bildungsgesellschaft ein­
fach solche Maßnahmen erfordert. 

Die Frage ist nun, in welcher Form das 
erfolgen soll. Denn ich habe bei den Ausfüh­
rungen der Frau Staatssekretär doch ein biß­
ehen den Eindruck gewonnen, daß sehr stark 
die Schulbuchaktion auch deshalb in der heu­
tigen Form verteidigt wird, weil sie unmittel­
bar wirtschaftliche Impulse bringt und damit 
auch sicherlich arbeitsmarktpolitische Ziel­
setzungen verfolgt. 400 Erzeuger, die 
beschäftigt werden, 1600 Händler, die 
beschäftigt werden, die aber meines Erach­
tens sicherlich auch dann beschäftigt würden, 
wenn die Aktion in einer anderen Form 
abwickelbar ist oder wenn wir die Familien­
förderung umgestalten, um sie vielleicht ziel­
gerechter zu machen, weil ja Schulbücher und 
auch Lehrmittel nach wie vor gebraucht wür­
den. 

Der Ansatzpunkt muß der sein, daß wir 
nicht das Kind mit dem Bad ausschütten wol­
len, sondern uns wirklich fragen: Welche 
Zugriffsmöglichkeiten nimmt man jetzt ein­
mal in jenen Bereichen, zu denen die Frau 
Staatssekretär sehr richtig auch ausgeführt 
hat, daß es bisher eigentlich eine Grauzone 
der Überbestellungen von Schulbüchern gibt, 
die dann gar nicht verwendet werden, in 
Kauf? - Ich kann das aus Erfahrung sagen, 
weil meine Mutter selbst lange genug im 
Schuldienst war und sich mit diesen Proble­
men herumschlagen mußte. 

Den Elternvertretern, Frau Staatssekretär, 
jetzt sozusagen den schwarzen Peter hinzu­
spielen und zu sagen: Wir reden immer von 
der Mitbestimmung und den Schülervertre­
tern, aber bei der Frage der Beschaffung von 
Lehrmitteln, da bestimmt ihr nicht mit!, das 
ist, glaube ich, nicht ganz konsequent. Denn 

Sie haben gerade zuerst in Ihren Ausführun­
gen gesagt, Sie bekennen sich zur Freiheit 
der Lehre auch bei der Lehrmittelwahl. Diese 
würde beschränkt werden, wenn man sagt, 
die Eltern sollen entscheiden und die Schüler­
vertreter sollen mitbestimmen, welche 
Bücher, welche Lehrmittel entsprechend 
beschafft werden. (Zwischenruf des Abg. 
Gä rtn er. - Präsident Th a1 ha m m er 
übernimmt den Vorsitz.) 

Ich sage es ja, Herr Kollege Gärtner. Aber 
man kann nicht auf zweifacher Argumenta­
tionsebene beharren, daß man auf der einen 
Seite sagt, wir brauchen diese Schulbuchak­
tion und das jährliche Wechseln von Lehrmit­
teln, weil wir die Lehrfreiheit und die Wahl­
freiheit der Lehrmittel seitens der Lehrbe­
rechtigten erhalten wollen, und auf der ande­
ren Seite meint, das paßt uns eigentlich gar 
nicht, denn da sollten die Eltern viel mehr 
mitreden, und dann spart ein, dann könnt ihr 
Entscheidungen treffen. 

Also ich glaube, daß auch im Wege der 
Überprüfung durch das Finanzressort einmal 
eine Erhebung gemacht werden müßte, in 
welchem Umfange tatsächlich Überbestellun­
gen von Lehrbüchern erfolgen, die überhaupt 
nicht gebraucht werden und die damit sozusa­
gen Gelder, die der Familie zukommen sollen, 
zum Fenster hinausschmeißen. Es gibt an ein­
zelnen Schulen Erhebungen, daß etwa 15 bis 
18 Prozent der Bücher, die insgesamt ange­
schafft werden, überhaupt nicht gebraucht 
werden. Und das ist schon ein Volumen, wo es 
einen erklecklichen Einsparungsbereich gibt, 
den man mit überlegen müßte. 

Der zweite Bereich ist nun die grundsätzli­
che Frage, ob es in Anbetracht auch der finan­
ziellen Problematik, die für den Familienla­
stenausgleichsfonds existiert, nicht zielfüh­
render wäre, dazu überzugehen, den Familien 
durch eine Erhöhung der Familienbeihilfen 
mehr finanzielle Autonomie zu geben. Denn 
ich glaube, daß es einfach gegen die Grund­
sätze einer Gesellschaftsordnung ist, die den 
freien Menschen, den selbständigen Men­
schen auf ihre Fahnen geschrieben hat, daß 
der Staat durch Expansion seiner Sachlei­
stungen dem einzelnen oder den Familien im 
wachsenden Ausmaß vorschreibt, was er um 
das Geld, das er durch Steuermittel aufbringt, 
zu tun hat. 

Da vertreten wir Freiheitlichen die Ansicht: 
Wenn schon die Gelder im Familienlastenaus­
gleichsfonds knapper werden, dann bitte pri­
mär für höhere Familienbeihilfen verwenden, 
um die Autonomie der Eltern und der Fami­
lien im einkommensmäßigen Bereich zu 
erhalten. Ich sage das nicht ohne Grund und 

115. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 58

www.parlament.gv.at



11572 Nationalrat XV. GP - 115. Sitzung - 13. Mai 1982 

Dr. JHrg Haider 

vor allem deshalb, weil heute durch die detail­
lierte Einsparungsdiskussion seitens der Frau 
Staatssekretär diese Grundfrage ausgeklam­
mert wurde und diese Grundfrage: Entweder 
stärkere Expansion von Sachleistungen, die 
dann der Staat bestimmt, oder mehr finan­
zielle Autonomie für die Familien!, einfach 
auch ausdiskutiert werden muß. Ich sage es 
deshalb, Herr Kollege, weil der letzte Sozial­
bericht, der uns vorgelegt wurde, ja sehr deut­
lich macht, daß wir gerade im unteren und 
mittleren Einkommensbereich die wachsende 
Problematik des Steuer- und Abgabendrucks 
haben. 

Wir haben im Sozialbericht, der ja durch 
den Herrn Bundesminister autorisiert ist und 
daher kein böses Machwerk der Opposition 
darstellt, Schwarz auf Weiß festgehalten, daß 
die Lohnquote, also der Anteil der Massenein­
kommen am Volksvermögen, um 3 Prozent in 
den letzten zwei Jahren gesunken ist. Das 
heißt: Massiver, realer Einkommensverzicht 
der Masseneinkommenbezieher in Öster­
reich, also jener Leute, von denen die Frau 
Kollegin Dobesberger gesprochen hat, die bei 
ihr in der Versammlung sitzen und sich offen­
bar dort nichts zu sagen getrauen. 

Entweder erzählen Sie ihnen die falschen 
Dinge oder Sie verheimlichen die Realität die­
ses Sozialberichtes, der sehr deutlich macht, 
daß gerade die kleinen Einkommensbezieher 
und damit auch die vielen Familien einkom­
menspolitisch in Österreich heute auf der 
Strecke bleiben. Sie verheimlichen, daß der 
Sozialbericht auf Seite 74 deutlich macht, daß 
die Nettomasseneinkommen, wie es heißt, 
deshalb in die Verlustzone geraten sin4, weil 
die Abzüge für Lohnsteuer und Sozialversi­
cherung, unter anderem infolge der Steuerpro­
gression, um 13,1 Prozent gegenüber 7,6 Pro­
zent im Vorjahr gestiegen sind. 

Das ist doch die Realität, und ich meine 
eben: Da können 5 Millionen Schilling oder 
100 Millionen Schilling bei den Schulbüchern 
eingespart werden, nach wie vor ist diese 
Schulbuchaktion dann eine falsche Aktion, 
wenn das Ergebnis das ist, daß uns auf der 
anderen Seite das Geld für eine echte Fami­
lienbeihilfe und damit für eine echte Fami­
lienförderung durch Direktzuschüsse abgeht, 
um die kleinen Einkommensbezieher entspre­
chend entlasten zu können. Und darauf wol­
len wir Sie hinweisen. 

Denn es gibt, meine Damen und Herren, 
eine sehr interessante wissenschaftliche 
Untersuchung eines volkswirtschaftlichen 
Institutes einer österreichischen Universität, 
die Ihnen nachweist, daß seit dem Jahre 1970 
die Familienbeihilfe - sprich also die Geldzu-

wendung an die Familie; das ist ja die gesell­
schaftspolitische Brisanz, die gegeben ist -
unterproportional im Verhältnis zur Entwick­
lung des Bruttoinlandsproduktes, des Volks­
vermögens insgesamt gestiegen ist. 

Also die Familienbeihilfen hinken seit dem 
Jahre 1970 hinter der allgemeinen Entwick­
lung unseres Bruttoinlandsproduktes nach. 

Begründung in dieser Studie - ich sage es 
Ihnen gleich -: 

Erstens: Ausweitung der Sachleistungen. 
Daher hat man kein Geld gehabt für die Erhö­
hung der Familienbeihilfen. (Abg. Go s si: 
Haben Sie schon erlebt, was das heißt, Kinder 
in die Schule zu schicken?) 

Lieber Herr Kollege, ich selbst bin ja Fami­
lienvater. Sie brauchen mir sicher keinen 
Unterricht zu geben, weil ich das zweüels­
ohne überprüfen kann. (Beifall bei der FPÖ. 
- Abg. Go s si: Ich kann es Ihnen sagen! Ich 
habe drei Kinder gehabt! 11 000 S im Jahr!) 

Herr Kollege, ich werfe Ihnen ja Ihre Kin­
der nicht vor, aber ich bin froh, daß Sie zuge­
ben, was Kinder heute kosten, denn die Frau 
Staatssekretär glaubt uns einfach nicht, daß 
auch die Mehrkinderfamilie heute durch die 
Familienbeihilfen in keiner Weise abgesichert 
ist. (Abg. Go s si: Nein, das ist ungerecht!) 
Ja, es ist ungerecht, daß die Mehrkinderfam­
lie heute durch die Familienbeihilfen nicht 
abgesichert ist. Das ist gar keine Frage, 
meine Damen und Herren. 

Deshalb glauben wir auch, daß es sinnvoller 
ist, die Direktbeihilfen zu verbessern und 
anzuheben, statt die Sachleistungen, in denen 
viel bürokratischer Aufwand und viel staatli­
che Kontrolle steckt, zu erweitern. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
Ihnen hier doch vor Augen geführt zu haben, 
daß es durchaus Argumente gibt, diese Prinzi­
pien- oder Grundsatzfrage zu stellen. Denn 
hätte seit dem Jahr 1970 die Familienbeihilfe 
eine Entwicklung genommen, die das allge­
meine Bruttoinlandsprodukt genommen hat, 
dann müßten Sie heute aus dem Familienla­
stenausgleichsfonds um 45 Prozent höhere 
Familienleistungen bezahlen. Das bedeutet 
einen Betrag, der weit höher ist als der, den 
wir heute für die Schulbuchaktion auslegen. 
Es würde damit Ihr Spielraum für Sachlei­
stungen und Spielereien geringer werden. 

Diese Problematik können Sie in der Dis­
kussion nicht verdrängen, weil ich glaube, 
daß zu einem mündigen Bürger auch der 
Anspruch gehört, daß man nicht durch Sach­
leistungen bevormundet, sondern ihm durch 
verbesserte Geldleistungen im Bereich der 
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Familienförderung die Autonomie gibt zu ent­
scheiden, was er für seine Familie mit dem 
Geld, das er bekommt, macht. 

Es ist vorhin schon das Argument aufge­
taucht, daß man gesagt hat: Wenn man nur 
Familienbeihilfen gibt, dann haben wir keine 
Garantie, ob denn tatsächlich auch Schulbü­
cher darum gekauft werden. 

Meine Damen und Herren! Dann müßten 
Sie aber generell Ihr System auf Sachleistun­
gen umstellen. Dann sagen Sie doch: Die 
Leute sind offenbar nicht fähig, mit dem Geld 
umzugehen. Dann werden wir ihnen ein Min­
desteinkommen garantieren, dann werden 
wir die Wohnungen für sie bezahlen, aber sie 
auch einweisen, dann werden wir ihnen die 
Schulbücher geben, dann werden wir die 
Schülerfreifahrten machen, dann werden wir 
die Bekleidungsrationen festlegen und ähnli­
che Dinge mehr. Das wäre die Alternative 
Sachleistung oder monetäre Transferleistung. 

Ich meine daher, daß man sich durchaus 
dieser Problematik bewußt sein sollte, daß wir 
auf Grund der finanziellen Engpässe im 
Familienlastenausgleichsfonds ja nicht zu dis­
kutieren haben, ob da oder dort ein paar Mil­
lionen Schilling bei der Schulbuchaktion ein­
gespart werden sollen, sondern ob wir es uns 
leisten können, daß auf Kosten einer umstrit­
tenen Schulbuchaktion die Familienbeihilfen 
weiter hinten anstehen und gerade in einer 
Zeit sinkender Realeinkommen die Familien­
beihilfen nicht jenen nötigen Ausgleich bewir­
ken können, für den sie eigentlich geschaffen 
worden sind. 

Wenn Sie einmal darüber nachdenken, 
dann kommen wir vielleicht in eine andere 
Bahn der Diskussion und würden mitunter 
den Familien nicht nur eine materiell bessere 
Stützung aus den Familiengeldern zuteil wer­
den lassen, sondern auch eine viel unbürokra­
tischere Abwicklung der Leistungen des 
Familienlastenausgleichsfonds sicherstellen, 
als dies heute der Fall ist. (Beifall bei der 
FPÖ.) 13.17 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich Frau Abgeordnete Dr. Marga 
Hubinek. Ich erteile es ihr. 

13.17 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (ÖVP): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Frau Staatssekretär hat als Vertreterin in der 
Regierung gemeint, daß die Regierung nicht 
die Absicht habe, die Schulbuchaktion sparsa­
mer zu gestalten, und hat eine Fülle von admi­
nistrativen Schwierigkeiten zitiert. Auch mit 
statistischen Zahlen läßt sich trefflich strei-

ten. Sie hat unter anderem auch gesagt, sie 
sei ja keine Lehrerin. Sie wollte damit offen­
kundig sagen, daß ihr die praktische Erfah­
rung fehlt. 

Sehr geehrte Frau Staatssekretär! Seit 
mehr als zwei Jahrzehnten erlebe ich diese 
praktische Seite der Schulführung und daher 
auch seit dem Jahre 1970 die Auswüchse der 
Schulbuchaktion. Glauben Sie mir: Meine 
Berichte über die zusätzlichen Mülltonnen 
gründen sich auf eine sehr schmerzhafte 
Erfahrung, die sich alljährlich zum Schul­
schluß vollzieht. (Lebhafte Zustimmung bei 
der ÖVP.) 

Der Frau Abgeordneten Dobesberger, die 
als erste auf mich repliziert hat, will ich es 
nicht übelnehmen. daß sie über die Dinge 
doch sehr wenig Bescheid weiß. Wenn man 
lange genug freigestellt ist, verliert man den 
Bezug zur Praxis. Man soll dann ein bißchen 
vorsichtig sein mit Behauptungen über Dinge, 
die schon längst nicht mehr stimmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich habe mich jetzt zu Wort gemeldet, um 
einen anderen Bezugspunkt zu zitieren, näm­
lich wie wenig sorgsam Sie mit den Mitteln 
des Familienlastenausgleichsfonds umgehen, 
weil ich vor einer Stunde erst die Beantwor­
tung einer schriftlichen Anfrage an den Herrn 
Sozialministererhalten habe. Hier gibt es 
eine starke familienpolitische Komponente. 

Wir haben den Herrn Sozialminister 
gefragt, ob er bereit ist, die mißbräuchliche 
Auszahlung des erhöhten Karenzurlaubsgel­
des zu überprüfen, mit der Überlegung, sie 
nach Möglichkeit zu verhindern. 

Das Karenzurlaubsgeld wird zu 50 Prozent 
aus den Mitteln des Familienlastenausgleichs 
bezahlt. Sie werden mir zugeben, daß die 
Familienpolitiker daran interessiert sind, daß 
damit tatsächlich den alleinstehenden Müt­
tern geholfen wird. Für sie war es ja gedacht: 
flankierende Maßnahmen gegen die Abtrei­
bung. Es sollte der alleinstehenden Mutter 
geholfen werden, sich für ihr Kind zu ent­
scheiden und dieses Kind auch aufziehen zu 
können. 

Wir alle erleben aber den Mißbrauch. Man 
wartet mit der Heirat, bis die Zeit vorbei ist, 
in der man das erhöhte Karenzurlaubsgeld in 
Anspruch nehmen kann. Und man schließt 
die Ehe, wenn überhaupt, erst zu einem späte­
ren Zeitpunkt. Diese Lebensgemeinschaften, 
die nur unter dem finanziellen Aspekt beste­
hen - Eheschließung erfolgt zu einem späte­
ren Zeitpunkt - sind doch eigentlich ein Miß­
brauch einer gut gemeinten Absicht. 
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Diese Besserstellung der Ehepaare, die 
ohne Trauschein zusammenleben, kann man 
ja in einigen Bereichen verfolgen. Wir haben 
es auch im steuerlichen Bereich gesehen. 

Warum interessiert es die Familienpoliti­
ker? Ich möchte Ihnen die Zahlen sagen: 
Heuer werden 50 Prozent der Mittel für das 
Karenzurlaubsgeld aus dem Lastenausgleich 
bezahlt, immerhin eine stattliche Summe von 
1 136 Millionen Schilling. Das ist nämlich der 
50prozentige Anteil. 

Wir haben daher den Herrn Sozialminister 
gefragt, was er zu unternehmen gedenkt, um 
die mißbräuchliche Auszahlung von erhöhtem 
Karenzurlaubsgeld zu unterbinden. Bekannt­
lich bekommt ja die alleinstehende Mutter 
um zirka 1500 S monatlich mehr Karenzur­
laubsgeld als die verheiratete Mutter. 

Was sagt der Herr Sozialminister? Der Herr 
Sozialminister sieht sich außerstande, hier 
eine Überprüfung vorzunehmen, und sagt 
dazu wortwörtlich: "Da es in der Praxis 
unmöglich ist, eine derartige Lebensgemein­
schaft zum Nachteil der Betroffenen zu bewei­
sen, diese vielmehr immer entschieden in 
Abrede gestellt wird, wurde auch die Einbe­
ziehung der Lebensgemeinschaft in die 
Bestimmungen des § 25 b außer Betracht 
gelassen." 

Das ist nämlich jene Bestimmung, die das 
um zirka 1 500 S erhöhte Karenzurlaubsgeld 
für die alleinstehende Mutter vorsieht. 

Der Herr Sozialminister müßte sich aber 
eigentlich entscheiden, welche Argumenta­
tion er sich zurechtlegt, denn er steht in offen­
kundigem Widerspruch zu den Bestimmun­
gen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes. 

Im Arbeitslosenversicherungsgesetz, näm­
lich im § 20, wird sehr wohl der Tatbestand 
der Lebensgemeinschaft berücksichtigt. Das 
Arbeitslosenversicherungsgeld besteht ja 
bekanntlich aus einem Grundbetrag und 
Familienzuschlägen. Hier wird nach § 20 dann 
ein Familienzuschlag gewährt, wenn es sich 
um einen Ehegatten handelt, der von dem 
Arbeitslosen zu versorgen ist, und wenn es 
sich um eine Lebensgefährtin handelt. 

Also der Tatbestand der Lebensgemein­
schaft wird offenbar sehr wohl als Kriterium 
herangezogen. 

Nun ist es jedermanns Sache, ob er in einer 
aufrechten Ehe lebt oder in einer Lebensge­
meinschaft. Nur eines bitte wollen wir nicht: 
daß die Lebensgemeinschaft dann, wenn es 
sich um das erhöhte Karenzurlaubsgeld han­
delt, nicht mehr untersucht wird. Es wird also 
vom Herrn Sozialminister nicht untersucht 

und nicht kontrolliert, ob die Mutter alleinste­
hend ist oder ob sie mit dem Kindesvater, der 
ja natürlich auch zum gemeinsamen Unter­
halt beiträgt, zusammenlebt. 

Er wird sich für eine Argumentation ent­
scheiden müssen. Im § 20 des Arbeitslosenver­
sicherungsgesetzes wird die Lebensgefährtin 
durch eine erhöhte Zahlung berücksichtigt. 
Hier ist der Widerspruch: Beim Karenzur­
laubsgeld erklärt sich der Sozialminister 
außerstande, eine Lebensgemeinschaft festzu­
stellen. 

Ich bin auch gegen eine Schnüffele i. Aber 
es ist ja Geld, das Sie wieder den Familien 
entziehen, das Sie allen jenen Familien ent­
ziehen, Frau Staatssekretär, die heute nur 
hart an der Armutsgrenze ihre Kinder aufzie­
hen können. Es wäre sehr einfach, in einem 
Formblatt einen Vermerk anzubringen: Sind 
Sie ledig? Leben Sie in einer Lebensgemein­
schaft, ja oder nein? 

Es wäre damit die Gefahr, falsche Angaben 
zu machen und sich unter dem Prätext von 
falschen Angaben widerrechtlich Gelder 
anzueignen, wahrscheinlich eingeengt. 

Ich glaube, Sie sollten nur den Mut haben, 
allen aufrechten Familien zu helfen, damit 
nicht Gelder leichtfertig, sorglos ausgegeben 
werden. Es handelt sich ja nicht um Ihr Geld, 
es handelt sich um das Geld der Familien. 

Ich wollte Ihnen dieses Beispiel eines sorg­
losen Umganges mit Familiengeldern nicht 
ersparen und Ihnen das gerne zur Kenntnis 
bringen. (Beifall bei der ÖVP.) 13.25 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der. Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner. Ich erteile es ihm. 

13.26 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner (ÖVP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Österreichi­
sche Volkspartei will eine sparsame Gestal­
tung der Schulbuchaktion, eine wirksame 
Vergabe der Mittel des Familienlastenausglei­
ches an die Familie. 

Bezüglich Schulbuchaktion hat unser 
Antrag eine doppelte Zielrichtung: einmal 
Geld einzusparen, einige hundert Millionen 
Schilling, und zum zweiten auch die Sparge­
sinnung in unseren Familien, in unserer 
Jugend zu heben und nicht zu zerstören. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Frau Staatssekretär Karl hat in ihrer Aus­
führung gesagt, es ist alles bestens. Es gibt 
also keine besonderen Probleme, man hat 
sehr sparsam gewirtschaftet, man verwaltet 
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sehr gut, und man ist mit dem System des 
kostenlosen Schulbuches in Form des Weg­
werfschulbuches voll einverstanden. 

Ich frage mich, warum dann eigentlich die 
Sozialisten den Antrag der ÖVP nicht ableh­
nen, sondern umfunktionieren. Sie stellen ja 
einen eigenen Antrag. Das Ablehnen ist 
Ihnen anscheinend nicht geheuer, weil Sie ja 
doch wissen müssen, daß draußen in der 
Bevölkerung vom Wegwerfschulbuch gespro­
chen wird, wo doch heute die Wegwerfmenta­
lität überwunden werden muß und das die 
Bevölkerung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Ablehnung unseres Antrages ist der 
Regierungsfraktion also nicht geheuer, und 
sie fordert daher von der Regierung einen 
Jubelbericht über die Erfahrungen der Durch­
führung, über Maßnahmen, die getroffen wur­
den, um diese Wegwerfschulbücher sparsam 
bereitzustellen. 

Mir fällt nur auf, Frau Staatssekretär, daß 
die Sozialisten den Termin Juni 1983 festset­
zen. Dieser Termin ist beachtlich nach der 
Wahlzeit. Wenn das alles stimmt, was Sie 
heute hier erklärt haben, dann müßte es ja 
vorher möglich sein, einen solchen Bericht 
dem Hohen Haus vorzulegen. Aber Sie 
machen das nicht, Sie verschieben das auf 
eine Zeit nach der Wahl. 

Wir wissen sicher, daß im Juni 1983 eine 
andere Regierung herrscht als heute. (Abg. 
He in z: Aber nie!) Wahrscheinlich ist der 
Herr Unterrichtsminister dann nicht mehr 
Unterrichtsminister. Ob der Finanzminister 
noch Finanzminister ist, weiß ich nicht, und 
die Frau Staatssekretär ist sicher auch nicht 
so festgemauert. Es gibt also einen Bericl1t zu 
einem Zeitpunkt, wo wir eine andere Regie­
rung haben als heute. 

Die Bevölkerung, die Eltern, besonders die 
von mehreren Kindern, sprechen vom Weg­
werfschulbuch. Es ist richtig, daß die Eltern 
ein Gratisschulbuch wollen. 

Die ÖVP wollte ursprünglich das Geld für 
diese Bücher der Familie selbst zum Ankauf 
der Bücher geben. Sie erinnern sich, daß 
damals ein Minister gesagt hat, das sei nicht 
möglich, denn die Väter könnten das Geld ver­
saufen und dann nicht Bücher kaufen. 

Jetzt haben wir seit 1974 dieses Wegwerf­
schulbuch. Es wurde für dieses Gratisschul­
buch die teuerste Form gewählt. Diese Kritik, 
Frau Staatssekretär, ist nie verstummt. 

Sie können heute sagen: Wir haben einiges 
dazugelernt, wir haben eInlges anders 
gemacht, wir haben Einsparungen getroffen. 
Das stimmt, das gebe ich zu. Aber damit 

bestätigen Sie ja selber, daß wenigstens in 
den ersten Jahren großzügigst Geld ver­
schwendet wurde, sonst wäre ja diese Maß­
nahme, von der Sie gesprochen haben, nach­
her nicht möglich gewesen. 

Mich wundert eigentlich, daß die Regie­
rung, daß die Sozialisten von ihrem ersten 
Antrag für das kostenlose Schulbuch so weit 
abgerückt sind und sich heute an diesen 
ersten Antrag im Parlament nicht mehr erin­
nern wollen: Initiativantrag vom 11. Novem­
ber 1970 der Abgeordneten Maria Metzker 
und noch einiger Abgeordneten. 

Hier steht eigentlich sehr interessant zu 
lesen: 1971 gab es beim Familienlastenaus­
gleichsfonds einen zu erwartenden Überschuß 
von rund 1,2 Milliarden Schilling. Dieser 
Betrag ist nach Ansicht der Bundesregierung 
ausschließlich für familienpolitische Maßnah­
men zu verwenden. Der Familienpolitische 
Beirat beim Bundeskanzleramt trägt - so 
heißt es im Antrag - eine Beihilfenerhöhung, 
aber auch eine Staffelung nach Altersgruppen 
des Kindes an. Das erschien Ihnen damals 
nicht zielführend. Sie haben gesagt, wir wol­
len kostenlose Schulbücher und Schulfahrt­
beihilfen. Sie haben damals insgesamt 600 
Millionen Schilling präliminiert und gesagt, 
für die Schulbücher im ersten Jahr 420 Millio­
nen Schilling. 

Die Kosten hiefür betragen im Jahr 1971 
420 Millionen Schilling, anschließend nur 
noch 20 Prozent, also 84 Millionen Schilling. 
Aus diesen 84 Millionen Schilling sind heute 
1 040 Millionen Schilling geworden, also das 
Zwölfeinhalbfache . 

Frau Staatssekretär! Eine solche Haltung 
und Vorgangsweise ist nur möglich, weil mit 
dem Geld des Familienlastenausgleiches 
bezahlt wird. Mit dem Geld der Familie! Der 
Rechnungshof, von dem Sie auch gesprochen 
haben, bestätigt in seinen Überprüfungen, 
daß die gewählte Form die teuerste ist. Diese 
Verschwendung von Geld und auch von Mate­
rial, von Papier, von Energie ist nur möglich, 
weil der Familienlastenausgleichsfonds zahlt 
und weil die Familien nicht wissen, daß sie 
diese Schulbücher aus eigenen Mitteln bezah­
len. Sie zahlen sie ja selber, diese teuerste 
Form. Es wird ja ihr Geld hergenommen und 
verschwendet. 

Ich habe schon öfter das Beispiel gebracht: 
Ein Onkel kommt auf Besuch, bringt der 
Familie Schokolade, die Kinder sagen: Danke 
schön, ein guter Onkel, er bringt Schokolade. 
Aber er nimmt das Geld für diese Schokolade 
aus der Familienkasse der beschenkten Kin­
der und nimmt noch so viel heraus, daß für 
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seine Kinder - Selbstträger nennt man das 
- auch noch etwas übrigbleibt. Eine teure 
Aktion und eine unnotwendige Verschwen­
dung von Familiengeld! 

Die zweite Aktion, die Sie damals einge­
führt haben, sind die Fahrtkostenzuschüsse. 
Hier wurden im ersten Jahr 180 Millionen 
Schilling bereitgestellt. Im heurigen Jahr sind 
dafür 2 870 Millionen Schilling vorgesehen, 
also das Sechzehnfache. Es ist kein Wunder, 
daß auch hier diese Kostenexplosion erfolgt 
ist, weil der Familienlastenausgleichfonds 
zahlt. Das ist Verschwendung von Familien­
geid und kann von uns nicht gutgeheißen wer­
den. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Staatssekretär! Erst kürzlich hat mir 
ein Minister geantwortet - der Verkehrsmi­
nister -, die Schülermonatskarte im Schie­
nenverkehr hat 1971 bei 20 km 51 S gekostet. 
Sie kostet heute 204 S, das ist das Vierfache. 
Aber das genügt der Bundesbahn noch nicht, 
Herr Minister, und daher bekommt sie 370 
Millionen Schilling Vergütung noch zusätzlich 
aus dem Familienlastenausgleich, weil die 
Fahrkarten für die Schüler zu billig sind und 

'nicht den anderen Arbeiterkarten entspre­
chen. Die vierfache Erhöhung seit zehn Jah­
ren, und da noch zusätzlich 370 Millionen 
Schilling. Auch eine Aktion, die nur deshalb 
möglich ist, weil sie mit dem Geld des Fami­
lienlastenausgleichs bezahlt wird. 

"In Zeiten wie diesen" haben wir kein Geld 
für eine Familienbeihilfenerhöhung, haben 
wir kein Geld für Mehrkindstaffelung, haben 
wir kein Geld für eine Mütterzulage, aber wir 
haben Geld für Verschwendung. 

Kürzlich hat der Herr Bundeskanzler an 
den Familienverband Österreichs geschrie­
ben: "Im Hinblick auf den für das Jahr 1982 
veranschlagten Abgang des Ausgleichsfonds 
für Familienbeihilfen von rund 3,3 Milliarden 
Schilling ist derzeit eine weitere Leistungs­
verbesserung nicht möglich." Es geht also 
hier zu Lasten der Familie. 

Er schreibt dann in diesem Brief weiter: 
Eine über das geltende Recht hinausgehende 
Schaffung von Ersatzzeiten, auf die Ihre 
Anliegen offensichtlich' hinauslaufen, würde 
im wesentlichen eine Zurückdrängung des 
Versicherungsprinzips und damit angesichts 
der finanziellen Situation des Bundes eine 
heute nicht vertretbare Belastung bedeuten. 
- Auch hier eine Ablehnung aus finanziellen 
Gründen. 

Obwohl dieses Muttergeld ein wesentlicher 
Beitrag zur Arbeitsplatzsicherung in der 
Familie wäre - ich glaube, es wäre richtig, 
auch die Arbeitsplätze innerhalb der Familie 

zu sichern, aber das wird nicht gemacht. Das 
Geld ist vorhanden für das Wegwerfschul­
buch, das Geld ist vorhanden für die Förde­
rung dieser Wegwerfmentalität, das Geld ist 
vorhanden für Verschwendung. Es ist hier 
schon gesagt worden. Manche Familie sagt, 
wir haben den Atlas fürumal daheim; könnte 
man hier nicht sparsam umgehen und könnte 
man nicht das Geld für etwas anderes ver­
wenden? 

Frau Staatssekretär! Sie haben erklärt, daß 
die Ausgabensteigerungen eingebremst wur­
den. Das ist richtig. Aber diese Ausgabenein­
sparung ist erfolgt, weil einmal weniger 
Bücher hergegeben werden. Das mag richtig 
sein, weil die Bücher eine wesentlich schlech­
tere Qualität haben, und weil es immer neue 
und große Auflagen gibt. Ihre Ausführungen 
zeigen aber sehr deutlich die Verschwendung 
in den ersten Jahren, und darauf möchte ich 
noch einmal hinweisen. 

Frau Staatssekretär! Sie haben die Durch­
führung der Schulbuch aktion sehr gelobt, die­
sen gewaltigen Verwaltungs aufwand, den 
man für diese Aktion aufgezogen hat. 

Ich kann mich erinnern, als das erste Kind 
von mir das Gymnasium besuchte, habe ich 
ihn einmal gefragt, warum er nicht mehr Geld 
für die Schulbücher braucht. Da hat er gesagt, 
das ist keine Schwierigkeit, wenn ich in eine 
höhere Klasse komme, gebe ich meine Bücher 
dem Schüler der unteren und ich hole sie mir 
vom Schüler der oberen, und da brauche ich 
sehr wenig Geld. 

Sie wissen auch, daß in den größeren Städ­
ten bereits damals Schulbuch-Schülerladen 
vorhanden waren. Natürlich haben die Wie­
ner Freude gehabt, sie haben sich 80 Millio­
nen Schilling erspart, weil Sie diese Schüler­
laden nicht mehr finanzieren mußten, und 
jetzt kommen die großzügigen Mittel aus dem 
Familienlastenausgleichsfonds. Das, glaube 
ich, ist eine falsche Entwicklung. 

Sie wissen ganz genau, daß 1977 eine Schul­
sprecherumfrage ergeben hat, daß 76 Prozent 
der Auffassung sind, daß diese Aktion zu 
teuer ist. 1980 war das Ergebnis gleich, und 
1981 haben 30 Schülervertreter 3000 Weg­
werfschulbücher vor das Unterrichtsministe­
rium gekarrt. Sie haben errechnet, daß zirka 
ein Drittel der aufgewendeten Mittel einge­
spart werden könnte. 

Und wir wissen - das haben Sie auch 
erklärt, Frau Staatssekretär -, diese einge­
sparten Mittel würden ja nicht für andere 
Zwecke zur Verfügung stehen. 

Ich frage mich oft, warum die Sozialisten 
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nicht das billigere System des Gratisschulbu­
ches annehmen: Die Schülerlade, ein Misch­
system, das Geld an die Familien geben - es 
gäbe hier eine Reihe von Möglichkeiten. 
Wenn man mit den Sozialisten spricht, geben 
sie immer eine unbefriedigende Antwort. Sie 
haben wieder die pädagogische Seite 
erwähnt. Aber ich glaube, es ist eine wichtige 
pädagogische Aufgabe, den Kindern die Spar­
gesinnung beizubringen, den Kindern das 
Sparen nahezubringen. Sie sollen die Sachen, 
die sie bekommen, sorgfältig behandeln und 
nicht wegwerfen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bin also der Auffassung, daß diese Aus­
führungen, die auch Sie jetzt wieder gemacht 
haben, Frau Staatssekretär, nicht zutreffen. 
Sie sagen, es gibt wenig Ersparnis, bessere 
Bücher kosten mehr, kleinere Auflagen sind 
teuer. Das mag alles sein, aber Papier ist auch 
ein Rohstoff, und ich halte es für unverant­
wortlich, wenn heute an Schulen bei Schul­
schluß Sondercontainer aufgestellt werden, 
die dann mit den Büchern gefüllt werden, die 
wir vorher, einige Monate oder ein Jahr vor­
her, den Kindern kostenlos zur Verfügung 
stellen. Das ist keine echte Spargesinnung. 
Wenn viele von Ihnen den Umweltschutz an 
ihre Fahnen heften; das wäre auch eine Maß­
nahme für den Umweltschutz. Mancher Baum 
geht hier verloren, weil wir diese Wegwerf­
mentalität nicht überwinden. 

Dann wurde auch heute wieder gesagt, es 
gibt ja soviele Arbeitsbücher; insgesamt sind 
es 44 Prozent. Frau Staatssekretär, ich 
glaube, wir sind uns einig, daß alles das, was 
sich heute Arbeitsbuch nennt, kein Arbeits­
buch ist. Aber es ist modern, ein paar Seiten 
einzufügen, da kann man ein paar Kasteln 
ausfüllen und sagt, das ist ein Arbeitsbuch. Es 
gibt Vorschläge von namhaften Pädagogen, 
die sagen: Das ist kein guter Weg für die Päd­
agogik und für den Unterricht, man könnte 
das auch teilen; das Lehrbuch und ein kleines 
Heft dann eventuell zum Ausfüllen, das wäre 
ein zielführender Weg. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich nehme Ihnen daher nicht ab, Frau Staats­
sekretär, daß man nur ein Drittel der Bücher 
in die Bücherlade geben könnte. Es sind nach 
unserer Auffassung zwei Drittel, wenn man 
so vorgeht. 

Und dann gibt es ständig neue Auflagen, 
das haben Sie auch erklärt, eine Anpassung 
der Bücher an die raschlebige Zeit. Bitte, 
Frau Staatssekretär, das geschieht sehr deut­
lich, aber ebenso deutlich geschieht das in 
Form einer kultur- und gesellschaftspoliti­
schen Schlagseite, einer Schlagseite, die sehr 
nach links weist. 

Hier gibt es eine Stellungnahme des Pasto-

ralrates der Diözese Innsbruck von 1977, daß 
mit diesen Neuauflagen auch neue Inhalte 
eingeschleust werden. Es wird versucht, die 
Erziehungsziele an den Schulen in einer 
Weise zu ändern, die aus weltanschaulichen 
Gründen nicht gutgeheißen werden können. 
Es droht der Verlust christlicher Werte im 
Themenkreis Familie, im sozialen Bereich, im 
Bereich Liebe und Sexualität und im Bereich 
der Religion. 

Als vor einiger Zeit die Jungsozialisten 
gefordert haben, die Aufhebung des Religi­
onsunterrichtes an den Schulen als Pflicht­
fach vorzusehen, haben die sozialistischen 
Spitzenvertreter eine deutliche Erklärung 
abgeben, daß das nicht geplant sei. Diese 
sozialistische Jugend mit ihrem wiederbestä­
tigten Obman Cap hat kürzlich einen gleichen 
Vorstoß unternommen in Richtung Kirche 
und Religionsunterricht. Die Jusos verlangen 
ein Zurückdrängen des Einflusses der Kirche 
im gesellschaftlichen Bereich. Abgeschafft 
werden sollen Latein und Religion als Pflicht­
fächer. 

Mir fehlt diesmal, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der sozialistischen 
Seite, eine Erklärung Ihrer Spitzenpolitiker, 
daß Sie dem nicht folgen. Es war ein verdäch­
tiges Schweigen. Ich frage, warum jetzt 
geschwiegen wird, ob jetzt die Sozialisten hier 
eine Gesinnungsänderung mitmachen, denn 
ich habe ja gehört, daß dieser Cap, ein Nach­
wuchspolitiker der SPÖ, ins Parlament einzie­
hen will. Gibt man hier also diesen Forderun­
gen Raum? Das ist meine Frage an Sie. (Abg. 
Sam wal d : Das wird die SPÖ beschließen, 
wer ins Parlament einzieht, nicht der Leitner!) 

Nein, wir wollen das gar nicht beschließen 
oder bestimmen, wer bei Ihnen ins Parlament 
einzieht. Ich frage nur, ob das die Nachwuchs­
politiker der Sozialisten sind, und worauf wir 
uns gefaßt machen dürfen, wenn die Herren 
einmal im Ausschuß sitzen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Da gibt es ja dann noch einige Beispiele: 
Als katholische Gruppen Aufklärung über den 
Inhalt gewisser Schulbücher betrieben haben, 
ist ein Aufschreib durch die sozialistischen 
Reihen gegangen. So ähnlich wie das geflü­
gelte Wort: Ja derfen's des überhaupt? Auch 
im letzten Jahr war dieser Aufschrei wieder 
zu hören. Ich glaube, es hat sich der Unter­
richtsminister nicht gar so leicht getan bei der 
Beantwortung einer Anfrage eines sozialisti­
schen Abgeordneten, ob denn die Elternver­
treter oder die Elternorganisationen hier 
Schulbücher beurteilen dürfen, ob das nicht 
nur die Sache des einzelnen Elternteiles ist. 
Wir haben gehört, daß es 2 230 approbierte 
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Schulbücher gibt, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Wie soll denn hier der 
einzelne Vater, die einzelne Mutter diese 
Bücher beurteilen können? Daher ist es, 
glaube ich, sehr wohl ein Recht, nach meiner 
Auffassung sogar eine Pflicht dieser Eltern, 
diese Schulbücher zu kontrollieren. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Es heißt hier in einer solchen Aussendung: 
"In inhaltlicher Sicht erkennt man deutlich, 
daß die Säkularisierung aller Lebensbereiche 
stark voranschreitet. Themen mit religiösem 
Inhalt werden immer seltener, ihres echten 
Kernes entledigt, durch die Art ihrer Darstel­
lung verniedlicht oder stark in Frage gestellt. 
Der kirchliche Jahresfestkreis findet kaum 
mehr Erwähnung. In vielen Büchern sucht 
man vergebens nach Begriffen wie Gott, 
Schöpfer, Religion" - das betrifft die Lesebü­
cher, bitte. - "Moderne Lesebücher verban­
nen gänzlich eine heile Welt, sie wollen gesell­
schaftskritisch wirken und lebensechte Situa­
tionen unserer Gegenwart darstellen mit 
ihren inneren Spannungen und Mißständen. 
Sie können vielleicht Impulse für Stellung­
nahmen und Aussprachen bilden und damit 
auch eine vertiefte inhaltliche Erfassung des 
Gelesenen und eine Aktivierung der Schüler, 
doch es fehlt ihnen durchwegs das Bemühen 
um den Aufbau einer besseren Welt, um ein 
möglichst harmonisches Zusammenleben. 
Das typisch Frauliche und Mütterliche passen 
nicht mehr zum Bild der Frau der Wohl­
standsgesellschaft in einem sozialistischen 
Staat." 

Bei einem anderen Buch, das bitte für Elf­
jährige gedacht ist, wird diesem elf jährigen 
Kind der Geschlechtsverkehr ausgerechnet 
im Zusammenhang mt einer Vergewaltigung 
beigebracht. "Es kommt auch vor, daß ein 
Triebtäter sein Glied in die Scheide des Mäd­
chens einzuführen versucht. Bei dieser Verge­
waltigung kann eine schmerzhafte Verletzung 
entstehen, indem die Scheide aufreißt." -
Das ist eine Lektüre, die ja Angstzustände 
hervorrufen muß bei elf jährigen Mädchen! 
Das gehört meiner Auffassung nach nicht in 
ein Lesebuch hinein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wen'n manche Verlage auf Grund die­
ser Kritik dann zusagen, daß sie diese Bücher 
ändern, dann, glaube ich, ist das ein sehr posi­
tiver Beitrag im Interesse unserer Kinder, ein 
echter Beitrag im Interesse unserer Schulkin­
der. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Eltern haben ein Mitspracherecht und 
können dieses nur wahrnehmen, wenn Grup­
pen diese Bücher überprüfen. Der Katholi­
sche Familienverband hat gefordert, daß in 
den Lehrbüchern der Lehrplan in dem betref-

fenden Gegenstand abgedruckt wird, die 
Lehrstoffanforderungen aufgenommen wer­
den, damit sowohl der Schüler als auch die 
Eltern dies überprüfen können und eine Ori­
entierung haben. Das hat der Finanzminister 
abgelehnt, es ist zu teuer. Aber auf der ande­
ren Seite hat man das Geld für das Wegwerf­
schulbuch. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Regierung hat den Familienlastenaus­
gleichsfonds ausgeräumt. 1982 sind allein 6,7 
Milliarden Schilling umgewidmet worden zur 
Pensionsversicherung. 

Die Pensionsversicherung ist zwar damit 
nicht gesundet, das zeigt ja die Debatte, die 
gerade wieder derzeit auch vom Herrn Sozial­
minister geführt wird: Wie können wir die 
Sozialleistungen aufrechterhalten? Hier hat 
man der Familie 6,7 Milliarden Schilling pro 
Jahr - und das steigt von Jahr zu Jahr -
weggenommen. 

Dann hat man 2,8 Milliarden für Fremdlei­
stungen herausgenommen, für Leistungen, 
die ja eigentlich aus dem Budget zu bezahlen 
wären. Ich erinnere hier an die Defizitabgel­
tung der Österreichischen Bundesbahnen, an 
den Mutter-Kind-Paß, an das Karenzurlaubs­
geld. 

Diese Aushöhlung, diese Ausräumung des 
Fonds hat dazu geführt, daß die Regierung 
jetzt den Reservefonds "fertigmacht": 3 Mil­
liarden Schilling Abgang 1981, 3,3 Miliarden 
Schilling für heuer präliminiert. Aber die 
Regierung hat kein Geld für Verbesserung 
der Beihilfen, sie hat keine ~Mittel für die 
Mehrkind-Familie, obwohl hier nach Darstel­
lung des Finanzministers der durchschnittli­
che österreichische Verdiener mit 12000 S bei 
drei Kindern bereits anerkannte Kinderlasten 
von 6 350 S, also von 53 Prozent seines gesam­
ten Einkommens hat. Es gibt aber kein Geld 
für die Mehrkind-Familie, kein Geld für die 
Mütterzulage. Die Petition des Familienver­
bandes ruht irgendwo in den Schubladen des 
Finanzministers. 

Frau Staatssekretär! Es wäre vielleicht sehr 
schön, wenn Sie diese Petition wieder einmal 
ausgraben, durchlesen könnten und versu­
chen würden, wenigstens Teile davon im 
Interesse der Familie zu verwirklichen! 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Denn etwas, glaube ich, muß festgestellt 
werden - das möchte ich abschließend sehr 
deutlich tun -: Eine falsche Familienpolitik 
ist eine unverantwortliche Gesellschaftspoli­
tik für unseren Staat. Und es ist Zeit, diese 
Gesellschaftpolitik und damit diese Familien­
politik zu ändern! (Beifall bei der ÖVP.) 13.52 
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Präsident Thalhammer: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter wünscht kein 
Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr . zur Ab s tim -
m u n g über die dem Ausschußbericht 1067 
der Beilagen beigedruckte Entschließung. Es 
liegt ein Abänderungsantrag der Abgeordne­
ten Dr. Marga Hubinek und Genossen vor. 

Ich lasse daher zunächst über die Entschlie­
ßung in der Fassung dieses Abänderungsan­
trages abstimmen und ersuche jene Damen 
und Herren, die ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 

. Minderheit. Abgelehnt. 

Somit gelangt nunmehr die Entschließung 
in der Fassung des Ausschußberichtes zur 
Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr he i t 
angenommen. (E80.) 

3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 154/A der Abgeord­
neten Dr. Jörg Haider und Genossen betref­
fend Abschaffung der Luxussteuer für Kör-

perbehinderte (1096 der Beilagen) 

Präsident Thalhammer: Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses über den 
Antrag 154/A der Abgeordneten Dr. Jörg Hai­
der und Genossen betreffend Abschaffung der 
Luxussteuer für Körperbehinderte (1096 der 
Beilagen). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dkfm. Bauer. Ich bitte ihn, die Debatte zu 
eröffnen. 

Berichterstatter Dkfm. Bauer: Hohes Haus! 
Die Abgeordneten Dr. Jörg Haider, Dkfm. 
Bauer und Genossen haben am 17. Feber 1982 
den gegenständlichen Selbständigen Ent­
schließungs antrag im Nationalrat einge­
bracht, der am 18. Feber dem Finanz- und 
Budgetausschuß zugewiesen wurde. 

Der Ausschuß hat diesen Initiativantrag in 
seiner Sitzung am 12. Mai 1982 in Verhand­
lung genommen. Einhellig wurde die Auffas­
sung vertreten, daß die Vorberatung dieses 
Verhandlungsgegenstandes zweckmäßiger 
durch den Ausschuß für soziale Verwaltung 

erfolgen kann, da in diesem bereits der den 
gleichen Gegenstand betreffende Antrag 
153/A der Abgeordneten Josef Schlager und 
Genossen betreffend Änderung des Bundes­
gesetzes, mit dem der Nationalfonds zur 
besonderen Hilfe für Behinderte errichtet 
wird, in Beratung steht. 

Nach Wortmeldungen des Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayer sowie des Bundesmi­
nisters für Finanzen Dr. Salcher wurde ein­
stimmig beschlossen, dem Nationalrat in die­
sem Sinne zu berichten. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Thalhammer: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seine Ausführun­
gen. 

Zu Wort ist niemand gemeldet. 

Wir gelangen daher zur Ab s tim m u n g 
über den Antrag des Finanz- und Budgetaus­
schusses, seinen Bericht 1096 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
an ge no mme n. 

Somit we i seich den Antrag 154/ A dem 
Ausschuß für soziale Verwaltung zu. 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 1551 A der Abgeord­
neten Dr. Feurstein, Dr. Jörg Haider und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Umsatzsteuergesetz 1972, BGBI. 
Nr.223, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBI. Nr.27/1974, 636/1975, 143/1976, 
66611976, 645/1977, 10111979, 550/1979, 
563/1980 und 620/1981 geändert wird (1097 der 

Beilagen) 

Präsident Thalhammer: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Antrag 1551 Ader 
Abgeordneten Dr. Feurstein, Dr. Jörg Haider 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Umsatzsteuergesetz 1972 geän­
dert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abg. Dkfm. 
·Dr. Steidl. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Dkfm. Dr. Steidl: Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Die Abge­
ordneten Dr. Feurstein, Dr. Jörg Haider , 
Dipl.-Ing. Maria Elisabeth Möst und Genos­
sen haben am 17. Feber 1982 den gegenständ-
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lichen Initiativantrag im Nationalrat einge­
bracht, der am 18. Feber dem Finanz- und 
Budgetausschuß zugewiesen wurde. 

Der Ausschuß hat diesen Antrag in seiner 
Sitzung am 12. Mai 1982 in Verhandlung 
genommen. Einhellig wurde die Auffassung 
vertreten, daß die Vorberatung dieses Ver­
handlungsgegenstandes zweckmäßiger durch 
den Ausschuß für soziale Verwaltung erfolgen 
kann, da in diesem bereits der den gleichen 
Gegenstand betreffende Antrag 153/ Ader 
Abgeordneten J osef Schlager und Genossen 
betreffend Änderung des Bundesgesetzes, mit 
dem der Nationalfonds 'zur besonderen Hilfe 
für Behinderte errichtet wird, in Beratung 
steht. 

N ach einer Wortmeldung des Abgeordneten 
Dr. Feurstein wurde einstimmig beschlossen, 
dem Nationalrat in diesem Sinne zu berich­
ten. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich 
Sie, Herr Präsident, die Debatte fortzusetzen. 

Präsident Thalhammer: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seine Ausführun­
gen. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir gelangen daher zur Ab s tim m u n g 
über den Antrag des Finanz- und Budgetaus­
schusses, seinen Bericht 1097 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Somit we i seich den Antrag 155/ A dem 
Ausschuß für soziale Verwaltung zu. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Anfragen 1878/J und 1879/J einge­
langt sind. 

Die n ä c h s te Sitzung des Nationalrates, 
die für Dienstag, den 1. Juni 1982, um 11 Uhr 
in Aussicht genommen ist, wird durch schrift­
liche Benachrichtigung einberufen werden. 
Am Beginn dieser Sitzung findet eine Frage­
stunde statt. 

Die Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 14 Uhr 

Österreichische Staatsdruckerei. 2093 2 flf 
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